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Aus Empörung über die europäische 
Flüchtlingspolitik gründeten einige 
Aktivist*innen eine Messenger-Grup-
pe, aus der innerhalb weniger Tage 
eine Bewegung von mehr als 100.000 
Menschen wurde: die »Seebrücke«.

BRIGITTE KRATZWALD, REDAKTION GRAZ

Es war Ende Juni 2018, als die 
»Lifeline« mit 234 aus Seenot geret-
teten Flüchtlingen an Bord tagelang 
auf hoher See ausharren musste und 
in keinem europäischen Hafen anle-
gen konnte, obwohl bereits mehrere 

Städte und Länder angeboten hatten, 
die Menschen von der »Lifeline« 
aufzunehmen. Das war die Geburts-
stunde der Seebrücke-Bewegung. Ein 
Video des Peng!Kollektivs, in dem der 
Anschein erweckt wurde, die deut-
sche Regierung wolle die Flüchtlinge 
aufnehmen und ein Video von Jan 
Böhmermann, der zur Unterstützung 
der Lifeline aufrief und dabei auf 
die Seebrücke verwies, trugen zur 
raschen Verbreitung bei.

Der Bewegung gehört eine breite 
Palette von Gruppen und Organisa-
tionen an, darunter auch einige Soli-

darity Cities, denn die Forderungen 
ergänzen einander: »Wir fordern 
sichere Fluchtwege, eine Entkrimi-
nalisierung der Seenotrettung und 
eine menschenwürdige Aufnahme 
von Menschen, die fliehen mussten 
oder noch auf der Flucht sind ... 
Schafft solidarische Städte, die eine 
menschenwürdige Versorgung sowie 
das Recht auf Teilhabe, Bildung und 
Arbeit bieten. Schafft sichere Häfen: 
Build Bridges not Walls!«

Die erste Demonstration fand am 7. 
Juli statt. Hunderttausende Menschen 
gingen seither in ganz Deutschland auf 

die Straße, um ihre Solidarität zu zeigen 
und der Menschenverachtung und dem 
Zynismus der europäischen Regierun-
gen eine solidarische Alternative entge-
genzusetzen. Einen europaweiten Akti-
onsschwerpunkt gab es in der letzten 
Augustwoche, wo etwa in Frankfurt die 
Aktion »9 Tage – 9 Brücken« organisiert 
wurde, bei der jeden Tag eine andere 
Mainbrücke »in Besitz genommen« 
wurde. Aber auch in zahlreichen ande-
ren deutschen Städten, in Barcelona, 
Paris, Rom, Wien und Brüssel wurden 
lautstarke Zeichen gegen die menschen-
verachtende Politik gesetzt.

Und es geht weiter: Dank der 
Unterstützung der Bewegungsstif-
tung gibt es ab Oktober eine bezahlte 
Stelle. Auf der Webseite werden auch 
für die kommenden Wochen zahlrei-
che Aktivitäten angekündigt. Das ist 
auch dringend notwendig, erreichen 
uns doch nach wie vor nahezu täglich 
Nachrichten von Toten im Mittelmeer 
und der Behinderung und Kriminali-
sierung von Helfenden.

Links:

seebruecke.org 

weareawelcomingeurope.eu

EINE INITIATIVE GEHT VIRAL

Brücken statt Mauern

REGINE BEYSS, REDAKTION KASSEL

»Klingt das eher nach einem 
Zukunftstraum?« fragt die Autorin 
Antje Dieterich in ihrem einführen-
den Beitrag. Absolut. Trotzdem – oder 
vielleicht gerade deswegen – zieht das 
Konzept der »Solidarity City« immer 
mehr Menschen in seinen Bann: 

Zum einen hat es einen Bezug zu 
praktischer Unterstützungsarbeit, 
wenn es zum Beispiel um bezahlba-
ren Wohnraum, Gesundheitsversor-
gung oder Deutschkurse geht. Zum 
anderen verbirgt sich dahinter eine 
politische Vision; eine Strategie, die 
der Ausgrenzungs- und Abschottungs-
politik auf Bundes- und europäischer 

Ebene etwas entgegensetzen kann.
Die Gruppen und Aktivist*innen, 

die sich im Solidarity City-Netzwerk 
versammeln, nutzen dabei ganz 
unterschiedliche Ansätze. So steht 
in einigen Städten der Kampf gegen 
Abschiebungen im Vordergrund, 
zum Beispiel mit Kampagnen zum 
Bürger*innen-Asyl, mit praktischer 
Unterstützung für Kirchasyl oder mit 
der Beratung von Menschen, die zeit-
weise ein illegalisiertes Leben führen 
müssen. 

Andernorts werden konkrete 
Maßnahmen ausprobiert, wie die 
Ausgabe einer »Urban Citizenship 
Card«, die den Menschen Zugang 
zu allen möglichen Dienstleistungen 

einer Stadt gewährt (Seite 12), auch 
wenn sie keine offiziellen Papiere 
vorweisen können. Zentrale Elemente 
der solidarischen Städte sind Partizi-
pation jenseits von demokratischen 
Wahlen und ein neues Verständnis 
von Zugehörigkeit, wie die Initiative 
»Wir alle sind Bern« betont (Seite 10). 

Im Zuge der Geschehnisse in Chem-
nitz, der Seebrücken-Demonstratio-
nen und offiziellen Verlautbarungen 
von Städten wie Köln, Wuppertal 
und Berlin, Geflüchtete aufnehmen 
zu wollen, bekam der Ruf nach solida-
rischen Städten noch einmal spürbar 
Aufwind. 

Im Zuge dessen muss sich das Netz-
werk der Solidarity Cities aber auch 

mit strategischen Fragen auseinan-
dersetzen (Seite 11), zum Beispiel 
wie das Verhältnis und eine etwaige 
Zusammenarbeit mit der Kommu-
nalpolitik aussehen kann. Oder ob es 
tatsächlich machbar ist, die Trennung 
von unterschiedlichen Akteur*innen 
einer Stadt aufzuheben? 

Bisher lag ein starker Fokus der soli-
darischen Städte auf der Situation von 
Geflüchteten, obwohl das Konzept 
eigentlich dazu aufruft, weiter zu 
denken. Antje Dieterich schreibt dazu: 
»Unter unseren Nachbar*innen finden 
sich jede Menge unterdrückte Grup-
pen, die im täglichen Leben in der 
Stadt ähnliche Erfahrungen machen 
müssen.« (Seite 9) Anstatt gegen 

langsame und vermeintlich mächtige 
Regierungen anzukämpfen, könnten 
die Solidarity Cities etwas schaffen, 
das sich außerhalb – oder besser 
parallel – von nationalstaatlichen 
Zusammenhängen für Veränderun-
gen einsetzt.

Einen Eindruck von diesen Verän-
derungen vermittelt unser Schwer-
punkt. Wir berichten unter anderem 
von bundesweiten Aktionstagen der 
Solidarity Cities, die Anfang Septem-
ber in fünf Städten stattgefunden 
haben (Seite 10). Außerdem beleuch-
ten wir den Stand und die strategi-
schen Perspektiven des Netzwerks 
und stellen Initiativen aus Frankfurt, 
Hamburg und Bern vor.
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Nehmt den Banken das Geld weg: die 
Geschichte der Ökobank.

Delegationsreise: Wir berichten von 
der Bewegung der Landlosen in Bra-
silien.

Kunst als Lebensform: Erinnerungen 
an Albrecht Klauer-Simonis

Das Kooperativen-Netzwerk »Cecose-
sola« arbeitet unter extremen Bedin-
gungen.

URBANE SCHUTZRÄUME

Eine solidarische Stadt für alle
In den letzten zwei Jahren hat sich im deutschsprachigen Raum eine neue Idee verbreitet: »Solidarity City«. Unter diesem Slogan haben sich in bislang 18 Städten und 

einem Landkreis Initiativen gegründet, die versuchen, praktische Antworten auf die Fragen nach einem guten Leben in der eigenen Stadt zu finden. Ausgehend von der 
prekären Situation Geflüchteter, die oft noch nicht mal ihre Grundbedürfnisse erfüllen können, sollen selbstorganisierte und solidarische Strukturen dafür sorgen, dass 

alle Menschen ein selbstbestimmtes Leben führen können.

SOLIDARITY
CITIES
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Schon lange suche ich es, das private Klo in der 
Öffentlichkeit, das einigermaßen schalldicht vom 
Nachbarklo abgetrennt ist. Stattdessen stoße ich 
fast überall auf die immer gleichen hauchdünnen 
Trennwände, die unten und oben offen sind und 
die unangenehmen Geräusche von nebenan, die 
man mit aller Kraft zu überhören versucht, kaum 
dämpfen.

In Bad Ischl, im Nobelrestaurant »Esplanade« 
wurde ich endlich fündig: drei solide, rundum 
hochgemauerte Zellen, schalldicht jeweils von der 
anderen isoliert, in denen man sich wirklich mit 
seiner Notdurft allein und sicher fühlen kann.

Ich wundere mich schon lange darüber, dass 
ausgerechnet dieser hoch sensible Lebensbereich 
der »Notdurft«, bei der schon die Begrifflichkeit 
z.B. bei Google als schmutzig mit drei Sternchen 
unleserlich gemacht wird, so wenig architektoni-
sche Würdigung und Diskretion findet. Außer den 
persönlichen Einkommens- und Vermögensver-
hältnissen gehört der Fäkalbereich zu den letzten 
Tabus unserer Gesellschaft – und ausgerechnet 
beim öffentlichen Sch***n wird der User geradezu 
gezwungen, commoning zu betreiben. 

Vor jedem Geldautomaten gibt es die Linie für 
Abstand und Diskretion. In den meisten Toiletten 
dagegen herrschen ungeliebte Nähe und Enge.

Da lese ich voller Neid bei Wikipedia: »Die öffent-
lichen Bedürfnisanstalten der Römer zeichneten 
sich nicht selten durch großen Komfort aus und 
waren teilweise luxuriös ausgestattet.« Diese Kultur 
ging  im Mittelalter verloren. Da wurden Nachttöpfe 
in die Gosse geschüttet und an den Burgmauern 
liefen die adeligen Exkremente hinab. Die Notdurft 
wurde in aller Öffentlichkeit verrichtet. Das änderte 
sich mit der Neuzeit. Schon 1530 schrieb Erasmus 
von Rotterdam, es sei unhöflich, jemanden beim 

Verrichten seiner Notdurft zu grüßen. Im 17. Jahr-
hundert wird die Darmentleerung ohne Augen-
zeugen zur Regel. Hören muss mensch sich aber 
noch immer gegenseitig, denn die zunehmende 
Individualisierung und Betonung der Intimssphä-
re in der Neuzeit scheinen sich in der Architektur 
der heutigen dünnwandigen Toiletten immer noch 
nicht niedergeschlagen zu haben.

Stattdessen gibt  es zunehmend Softwarelösun-
gen: Musik soll die unangenehmen Geräusche 
übertönen und so etwas wie bürgerliche Diskre-
tion und Abschirmung simulieren. In Japan gibt 
es öffentliche Toiletten, mit denen mit Hilfe eines 
Lautsprechers künstliche Spülgeräusche ausgelöst 
werden können. Im Unperfekthaus Essen nennt sich 
die Toilette »Erlebnis-Klo«. Dort gibt es die erwähnte 
Klomusik und zur weiteren Ablenkung eine sehr 
große Glaswand, auf der ein schönes Bild von Städ-
ten oder Landschaften erscheint. Gegen diese bunte 
Wand, von der ständig Wasser läuft, zu pinkeln 
ist psychisch gar nicht so einfach. Viele Besucher 
benutzen lieber das Klosett.

Aber vielleicht ist ja der Klo-Commonismus ein 
heimliches Gesellschaftsprinzip. In einem Bistro in 
Bad Ischl befindet sich die Herrentoilette im Keller 
neben der Hausbrauerei. Durch ein großes Fenster 
kann man den Brauvorgang während des Urinie-
rens beobachten. Aber von einem Flurfenster aus 
können die pinkelnden Zuschauer selbst wiederum 
beobachtet werden. Eine Dystopie wie Benthams 
Panoptikum, das Foucault für das Ordnungsprinzip 
westlich-liberaler Gesellschaften hielt. Der Klo-Com-
monismus als Selbstdisziplinierung?

Die Hebebühnenverleiher Cramer und Gerken 
haben indes ihre Geräte aus dem Hambacher Forst 
abgezogen, weil sie den dortigen Einsatz ihrer 
Bühnen nicht weiter tragbar finden.

ÜBER UNS

Contraste ist offen für Beiträge von Euch. Redak-

tionsschluss ist immer fünf Wochen vor dem Erschei-

nungsmonat. Wir freuen uns über weitere Mitwirkende.

Das Redaktionsselbstverständnis ist nachzulesen unter: 

www.contraste.org/redaktionsselbstverständnis.htm

BLICK VOM MAULWURFSHÜGEL

contraste abonnieren!
Standard-Abo (Print oder PDF) 45 Euro jährlich 

Kombi-Abo (Print+PDF) zu 60 Euro jährlich,

Kollektiv-Abo (fünf Exemplare) zu 100 Euro jährlich 

Fördermitgliedschaft jährlich mindestens 70 Euro

Fördermitgliedschaft jährlich für juristische Personen (Betriebe, Vereine, usw.) min-

destens 160 Euro

EIne Fördermitgliedschaft bedeutet, Contraste finanziell zu unterstützen. Daraus 

resultieren keine weiteren Verpflichtungen. 

Der Förderbetrag kann steuerlich geltend gemacht werden.

Vereins-Satzung unter: www.contraste.org/fileadmin/user_upload/Contraste-Satzung.pdf 

Klo-Commonismus
ULI FRANK
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 Spendenticker Aktion 2018: Das Zeitungsprojekt CONTRASTE benötigt noch 419,24 Euro bis Ende Oktober

Liebe Leser*innen,
das war schon außerordentlich, gleich drei 

Schnupperabos wurden im September in ein 
reguläres Abo gewandelt. Vielleicht ließe sich 
das noch einmal wiederholen oder gar steigern, 
wenn ihr mithelft. Spendiert doch einmal ein, 
zwei oder drei geschätzten Menschen aus eurem 
Freundes- und Bekanntenkreis ein Schnuppe-
rabo. Gerne auch mit einigen Hinweisen, was 
ihr an der Contraste schätzt. Zur Zeit sind wir 
nämlich wieder auf dem aufsteigenden Ast bei 
den Abozahlen, und das soll gerne so weiter 

gehen. Insgesamt sieben neue Abonnements 
wurden abgeschlossen, darunter ein PDF-Abo 
und zwei Geschenkabos, welche auf ein Jahr 
befristet sind. Dem stehen zwei Kündigungen 
gegenüber. Ihr seht, wir können zur Zeit positiv 
in die Zukunft schauen. 

Für die Aktion 2018 gingen erneut viele Euros 
ein, nämlich 1.145,75. Erfreulich war, dass uns 
wieder über die Spendenplattform betterplace.
org Gelder erreichten, es waren 555,75 Euro. 
Nun sind 93 Prozent von den anvisierten 6.000 
Euro erreicht. Nur noch 419,24 Euro fehlen für 
den Zieleinlauf. Spenden darüber hinaus gehen 

in die »Aktion 2019« ein, die im November star-
ten wird. Wer hat noch etwas Puste für unser 
Zeitungsprojekt, welches stets aus der Welt 
voller Lösungen berichtet? 

Gerne würdigen wir unsere Spender*innen 
durch Namensnennung, schreibt dazu bitte in 
den Verwendungszweck »Name ja« oder sendet 
eine E-Mail an abos@contraste.org.

Aus der Contraste-Redaktion dankt herzlich 
und grüßt

Heinz Weinhausen 

AKTION 2018

Schnupperabos verschenken

Wir danken den 
Spender*innen

L.G.				     144,00
M.A.				        38,00
L.C+M.L.			         8,00
Armin Scholl u. Gabriele
Steffan, Münster		   200,00
betterplace.org		   555,75

Spenden für CONTRASTE CONTRASTE E.V. IBAN DE02508900000051512405 BIC GENODEF1VBD

online-Formulare: www.contraste.org/index.php?id=99

Rückfragen bitte an: abos@contraste.org

Neue Adresse oder Bankverbindung? 
Leider erreichen uns immer wieder Reklamationen von Leuten, die Contraste trotz Nachsendeauftrag nicht 

mehr erhalten. Der Postzeitungsvertrieb ist nicht Bestandteil des Nachsendeauftrags. Wir erfahren auch nicht, 
dass die Zeitung nicht zustellbar ist. Die Zustellerin entsorgt diese Monat für Monat, bis sich unsere Leser*in mit 
einer neuen Anschrift meldet. Deshalb ist es wichtig, uns bei eurem Umzug sofort Eure neue Anschrift mitzuteilen! 
Teilnehmer*innen am Lastschriftverfahren bitten wir bei der Änderung der Bankverbindung gleichfalls um eine 
Nachricht, damit die bei einer geplatzten Lastschrift anfallenden Bankgebühren vermieden werden können. Die 
beteiligten Banken belasten unser Konto jeweils mit Gebühren in Höhe von mindestens 5,50 Euro. 

Änderungen bitte an: abos@contraste.org

Eva Sempere 

Schnupperabo 
(läuft automatisch aus, keine Kündigung nötig): 

3 Ausgaben 7,50 Euro (bei Lieferung ins europäische Ausland 10 Euro) 
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Als am 6. September der erste Baum im 
Hambacher Forst am Rand der rheinischen 
Braunkohlegrube gefällt wurde, riefen 
das Aktionsbündnis »Ende Gelände«, die 
»Aktion Unterholz«, die Bürger*innenini-
tiative »Buirer für Buir« und die Aktivistas 
der Waldbesetzung den »Tag X« aus. 
Contraste-Redakteurin Ariane Dettloff hat 
an diesem Tag mit der Pressesprecherin 
von »Ende Gelände«, Karolina Drzewo, 
über deren Einschätzung und die Planun-
gen des Bündnisses gesprochen.

Wie war die Situation am »Tag X« 
im besetzten Hambacher Forst?

Karolina Drzweo: Die Polizei ist 
mit RWE-Mitarbeiter*innen wieder-
holt in den Wald eingedrungen, um 
deren Räumungsarbeiten fortzusetzen. 
Heute zerstörten sie auch zum ersten 
Mal Teile eines Baumhauses. Dafür ist 
ein Baum bereits gefällt worden und 
die schweren Maschinen haben weite-
re Schäden am Wald verursacht. Damit 
haben wir entschieden, dass nun »Tag 
X« ist, das heißt, wir werden uns der 
Räumung nun entgegenstellen.

Wer ist denn »Wir«?

»Ende Gelände« ist ein bundes-
weites Bündnis, das mit Aktionen 
Zivilen Ungehorsams den sofortigen 
Kohleausstieg fordert. Und das Akti-
onsbündnis »Unterholz« hat sich hier 
in NRW gegründet, um handlungsfä-
hig zu sein, wenn RWE mit Hilfe der 
Polizei die Waldbesetzung angreifen 
und mit Räumungsarbeiten den Wald 
zerstören sollte.

Gibt es noch weitere Unterstüt-
zer*innen?

Ja, insgesamt ist der Widerstand 
gegen das Abbaggern der Braunkohle 
hier sehr breit. Wir haben heute eine 
Pressekonferenz abgehalten zusam-
men mit der Bürgerinitiative »Buirer 
für Buir«, der »Aktion Unterholz« 
und einem Aktivisten aus der Wald-
besetzung. Außer Natur- und Klima-
schützer*innen ist auch das globali-
sierungskritische Netzwerk »attac« 
dabei. Selbst die Grünen-Vorsitzende 
Annalena Baerbock hat gesagt, man 
solle »reden statt roden«. Der Katho-
likenrat der Region Düren will eine 
Prozession durch den Wald »für den 
Fortbestand unserer Erde« organisie-
ren. Es soll ein »Familientag« im Forst 

stattfinden. Unsere Protestformen sind 
vielfältig – einige organisieren Wald-
spaziergänge. Unsere Vielfältigkeit ist 
ein Ausdruck unserer Stärke.

Was motiviert euch für euren massi-
ven Widerstand?

Wir sagen als Aktionsbündnis, dass 
die Klimakrise ein so dringendes 
Problem ist (gerade hat die Dürre 
dieses Sommers dies wieder deutlich 
gemacht), dass wir den notwendi-
gen Druck für den Erhalt des Waldes 
aufbauen müssen.

Was habt ihr denn nach dem »Tag 
X« konkret geplant?

»Ende Gelände« wird die direkten 
Aktionen von »Aktion Unterholz« 
unterstützen. Sollte RWE unseren 
Forderungen nachkommen und mit 
der Räumung aufhören, wird »Akti-
on Unterholz« die zerstörten Struktu-
ren wieder aufbauen. Wir werden als 
Zivilgesellschaft, als soziale Bewegung 
in den Wald zurückkehren und ihn 
wieder aufbauen.

Zunächst ist der Beginn der Rodung 
laut RWE auf den 14. Oktober 
verschoben worden?

Ja, RWE hat heute verkünden lassen, 
dass sie die Rodungsarbeiten erstmal 

aufschieben. Gleichzeitig haben sie 
gestern und heute einen massiven 
Polizeieinsatz mit verantwortet, der 
dazu geführt hat, dass heute der erste 
Baum gefällt wurde. Für uns ist völlig 
klar, dass wir weiter kämpfen, bis 
RWE und eigentlich die Landes- und 
Bundesregierung garantieren, dass der 
Hambacher Forst grundsätzlich und 
für immer stehen bleibt und dass auch 
keine weiteren »Räumungsarbeiten« 
stattfinden.

Was bedeutet es, dass der Hamba-
cher Wald zum »Gefahrengebiet« 
erklärt worden ist?

Das ist ein Puzzle-Stück der Eska-
lationsstrategie von RWE, die wir in 
den letzten Wochen erfahren haben. 
Es wurde ein »gefährliches Gebiet« 
ausgerufen. Es ist allerdings nicht 
klar und wird nicht erläutert, für 
welche Zonen das tatsächlich gilt. Es 
bleibt völlig unklar, was die Begrün-
dung dafür ist, auf welches Gebiet 
sich das erstreckt und mit welcher 
Rechtfertigung die Polizei sogar mit 
gezogener Waffe hier Menschen 
anhält und durchsucht. Was hier die 
Gefahr sein soll, sind bunte gemein-
sam aufgebaute Holzhäuser, die 
dann beschlagnahmt werden oder 
zum Beispiel auch Malutensilien...
und sogar Wasser, Lebensmittel und 
Küchengerätschaften – lebensnot-

wendige Dinge für die Menschen, 
die hier im Wald leben

Ich habe gelesen, es seien auch 
»Geschosse« gefunden worden – was 
ist damit gemeint?

Zu der Strategie, um unseren 
Protest für Klimagerechtigkeit zu 
kriminalisieren, gehört auch, dass die 
Polizei immer wieder verlautet, was 
für gefährliche Gegenstände sie hier 
findet. Da ist es wichtig, einen genau-
eren Blick drauf zu werfen. Es hat sich 
kürzlich erst gezeigt, dass die Polizei 
oder das Innenministerium unter 
anderen Bilder von vor zwei Jahren 
veröffentlicht hat.

Die Aktivist*innen verstehen den 
Widerstand gegen den Braunkohle-
tagebau auch als politisches Projekt: 
»Freiräume weltweit schaffen, Alter-
nativen zum Kapitalismus aufzei-
gen«. Unterstützt »Ende Gelände« 
das auch?

Ja, wir von »Ende Gelände« fordern 
den sofortigen Kohleausstieg als 
Maßnahme für Klimagerechtigkeit. 
Klimagerechtigkeit bedeutet für uns, 
dass wir in einer anderen Welt leben 
wollen, wo unser kapitalistisches 
Wirtschaftssystem nicht mehr so fort-
geführt wird, weil es immer auf Kosten 
von Menschen und Natur geht. Und 

eine klimagerechte Welt muss auch 
antirassistisch und feministisch sein. 
Unser Einsatz für Klimagerechtigkeit 
ist auf jeden Fall ein Einsatz für eine 
weltweit gerechtere Gesellschaft.

Es können ja nicht alle nach 
Hambach kommen – was kann 
mensch noch tun?

Es ist immer möglich, dass Menschen 
an dem Ort, an dem sie leben, sich 
solidarisch zeigen mit dem Protest 
hier am Tagebau Hambach und zum 
Beispiel Mahnwachen organisieren, 
Solidaritätsfotos machen – dem krea-
tiven und vielfältigen Protest an vielen 
verschiedenen Orten sind keine Gren-
zen gesetzt.

Wie geht der Protest in Hambach  
jetzt weiter?

»Ende Gelände« blockiert vom 25. 
bis 29. Oktober hier am Tagebau 
die Kohleinfrastruktur. Zusätzlich 
haben wir aufgrund der Verschärfung 
der Situation durch RWEs Handeln 
entschieden, uns auch Anfang Okto-
ber mit Aktionen Zivilen Ungehorsams 
für den Erhalt des Hambacher Forstes 
einzusetzen und den sofortigen Kohle-
ausstieg zu fordern.
 

Für den 6. Oktober sind nicht nur Aktionen 

von »Ende Gelände« geplant, sondern auch 

eine Demo unter dem Motto »Wald retten! 

Kohle stoppen« (12 Uhr, Bahnhof Buir). 

Link: www.ende-gelaende.org 

Lest dazu auch Seite 8.

Der Bewegungsjournalist, Blogger und 

Aktivist Steffen Horst Meyn ist am 19. Sep-

tember im Hambacher Forst ums Leben 

gekommen. Er stürzte beim Versuch, eine 

laufende Räumungsaktion durch das Son-

dereinsatzkommando der Polizei (SEK) zu 

dokumentieren, von einer Hängebrücke 

aus ca. 20 Meter Höhe.

In einer Presserklärung schreiben die Ak-

tivist*innen aus dem Hambacher Forst: 

»Wir sind über dieses tragische Ereignis 

erschüttert und fassungslos. Wir fühlen tie-

fstes Mitgefühl für die Familie und Freunde 

des verstorbenen Journalisten und hoffen, 

dass sie die Privatsphäre und Ruhe zuges-

tanden bekommen, die sie in ihrer Situation 

wahrscheinlich brauchen. Auch für viele 

von uns war er ein Freund, dessen Verlust 

wir noch nicht wirklich begreifen. […] Dass 

als Reaktion des Innenministeriums und 

der Polizei die freiwillige Räumung der 

Baumhäuser gefordert wurde, halten wir 

in dieser Situation für eine absolut unange-

messene strategische Nutzung des Todes-

falles.« In verschiedenen Städten wurden 

Trauerfeiern abgehalten, um dem verstor-

benen Journalisten zu gedenken.

Die Räumung der Baumhäuser wurde nach 

einer Entscheidung der NRW-Landesre-

gierung zunächst auf unbestimmte Zeit 

gestoppt, geht nun aber unverändert weiter.

Aktuelle Infos auf www.hambacherforst.org 

und auf Twitter: @hambibleibt

Verwandte und Bekannte fragten sie 
immer wieder, ob sie denn ernsthaft 
glaube, mit ihrem Engagement im 
Hambacher Forst die Rodung verhin-
dern und den Braunkohletagebau stop-
pen zu können. Daraufhin veröffentlich-
te die Klima-Aktivistin (ihren Namen 
möchte sie nicht in der Zeitung lesen) 
folgenden Brief:

»Zuallererst: Natürlich würde ich 
den Wald gerne endgültig schützen. 
Ich habe mich beim ersten Betreten 
in dieses Stück Natur verliebt und 
wünsche mir insgeheim, mein Leben 
lang immer wieder zu diesem Ort 
zurückkehren zu können. Doch schon 
jeder einzelne Tag, an dem Besetzung 
und Bäume fortbestehen, verändert 
diese Welt zum Besseren. Und Hambi 
ist so viel mehr als ein Stück Land mit 
ein paar Pflanzen und Tieren.

Seit der ersten Besetzung im Jahr 
2012 hat sich der Hambacher Forst 
nach und nach in ein Symbol des 

Braunkohlewiderstands verwan-
delt. Große Umweltschutzorganisa-
tionen haben ihre Aufmerksamkeit 
auf ihn gerichtet und kämpfen mit 
den autonomen Aktivist*innen um 
seinen Erhalt. Parlamentarische 
Politiker*innen sehen sich mit dem 
Thema konfrontiert und müssen sich 
auch allgemein mit dem Problem 
Braunkohleabbau auseinandersetzen.

Viele Leute besuchen die Besetzung, 
für Stunden oder Monate, im Alltag 
oder zu Veranstaltungen wie dem 
Skillsharing-Camp oder der Antispe-
ziesismus-Woche, und erlernen prak-
tische Fähgkeiten: zum Beispiel Klet-
tern, Pressearbeit oder das Bauen von 
Barrikaden oder Lock-Ons. Verschie-
dene Personen und Gruppen begeg-
nen einander, vernetzen sich und 
arbeiten zusammen.

Der Hambi bietet Menschen die 
Möglichkeit, Ideen und Konzepte 
alternativen Zusammenlebens sowie 
anarchistischer Selbstorganisation 

zu entwickeln, auszuprobieren und 
weiter an ihnen zu arbeiten. Wir 
versuchen, Verantwortung für unser 
Handeln und unsere Beziehungen zu 
übernehmen, statt blind zu gehorchen 
oder sozial anerzogenen Schemata zu 
folgen. Wir diskutieren und formu-
lieren Bedürfnisse. Wir scheitern und 
fangen einander auf. Besucher*innen 
und Menschen, die das Geschehen in 
den Medien verfolgen, kommen aus 
aller Welt und drücken Faszination 
und Inspiration aus.

Und durch all diese Dinge erfah-
ren zahlreiche Menschen emotionale 
sowie praxisorientierte Ermächti-
gung. Sie nehmen Erlebnisse, neue 
Gedanken und Fähigkeiten mit und 
können so im weiteren Leben Klei-
nigkeiten im Alltag verbessern oder 
Wandel in größerem Ausmaß ansto-
ßen oder unterstützen.

Hallo Polizei, hallo RWE, ihr mögt 
unter meinem Baum stehen, doch ihr 
kommt zu spät. Der Hambacher Forst 

als Wald wie als Projekt trägt seit 
Jahren kleine Körnchen von Liebe, 
Zuversicht, Standhaftigkeit, Vertrauen, 
Widerstand und Selbstermächtigung 
in die Welt. Sie werden nach und nach 
– mal früher, mal später – aufgehen; 
und das, was daraus erwächst, wird 
Menschen und anderen Tieren Lebens-
raum bieten, als Früchte neue Projekte 
tragen und mit seinen Wurzeln Herr-
schaft, Kapitalismus, Zerstörung und 
Hass untergraben. Es geschieht jeden 
Tag, und dafür kämpfe ich.

Hallo RWE, hallo Polizei. Was 
auch immer hier in der nächsten Zeit 
geschehen wird: Ihr habt verloren. Ihr 
könnt räumen und roden, mit Repres-
sion arbeiten und mit Gewalt, aber 
ihr könnt uns nicht brechen; und in 
jedem*jeder von uns lebt ein Funke 
dessen, was an diesem Ort entstanden 
ist, weiter.«

Der Brief erschien am 28. August 2018 auf 

https://hambacherforst.org

NACHRICHTEN

HAMBACHER FORST

»Grundsätzlich und für immer«

EIN BRIEF

»Und ihr glaubt wirklich, dass ihr den Wald so retten könnt?«

p  Ende Gelände im Tagebau Hambach im November 2017.        	                                  	      Foto: Christian Bock/Ende Gelände

Trauer 
um Journalisten

Foto: Steffen Meyn
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Im Januar haben wir an dieser Stelle zu 
Spenden für die Kooperative »8 de Marzo« 
aufgerufen. Diese Kampagne hat ihr Ziel 
erreicht, die Nudelproduktion konnte 
wieder aufgenommen werden (siehe 
Dankes-Email auf Seite 5). Ein schönes 
Beispiel wie kontinentübergreifende Soli-
darität die Folgen von wirtschaftlichen und 
politischen Krisen etwas abfedern kann.

DRINGLICHKEITSFONDS CECOSESOLA

In kurzer Zeit kam mehr als das 
Doppelte der benötigten Summe 
zusammen. Nach Rücksprache mit 
den venezolanischen Compañeras 

wurde aus den Überschüssen ein 
Dringlichkeitsfonds für weite-
re Notfälle gebildet. Über dessen 
Verwendung entscheidet Cecosesola 
autonom. Wir hoffen, so im Sinne der 
Spender*innen gehandelt zu haben.

Die Situation in Venezuela hat sich in 
den letzten Monaten weiter verschlech-
tert. Die täglichen Herausforderungen 
gehen oft weit über die individuellen 
Belastungsgrenzen hinaus. Cecosesola 
großer solidarischer Kontext kann viele 
der Herausforderungen leichter bewäl-
tigen, doch immer wieder strapaziert 
die Krise auch die Kräfte des Kollektivs 
(siehe obenstehender Artikel) oder 

überfordert sie. Wir wollen das Koope-
rativen-Netzwerk dabei unterstützen, 
die aktuelle Situation zu überstehen 
und den Weg einer gesellschaftlichen 
Transformation fortzusetzen.

Der Dringlichkeitsfonds für Notfälle 
soll für die Dauer der Krise ein festes 
Unterstützungswerkzeug werden. Wir 
rufen zu weiteren Spenden auf. Um 
unbürokratisch reagieren zu können 
und die Entscheidungsautonomie von 
Cecosesola über die Verwendung der 
Gelder zu ermöglichen, haben wir 
beschlossen, den Fonds über ein 
privates Konto abzuwickeln. Spenden 
sind nicht steuerlich absetzbar!

Überweisungen bitte an: 

Dringlichkeitsfonds, I

BAN: DE03 4306 0967 4021 1734 00, V

erwendungszweck: CECOSESOLA

Kontakt: 

dringlichkeitsfonds-cecosesola@systemausfall.org

Wer eine Spendenbescheinigung braucht, kann 

weiterhin an den Solidarfonds für das kooperative 

Gesundheitszentrum spenden: 

IKAP e.V., 

IBAN: DE41 8306 5408 0004 9022 70, 

Verwendungszweck: »CECOSESOLA – Gesund-

heit« (plus Adresse für Spendenbescheinigung). 

Beide Fonds arbeiten zusammen.

Wir erleben sehr schwierige Momen-
te in einem Land, das sich jeden Tag 
verändert. Aber obwohl uns die Lage 
in Venezuela massiv betrifft, haben wir 
sie bei Cecosesola als Herausforderung 
und zugleich als große Chance ange-
nommen, um unseren kulturellen Trans-
formationsprozess weiter zu vertiefen. 
Während wir daran arbeiten, unsere auf 
Verantwortlichkeit und Vertrauen, auf 
Gleichheit und Solidarität basierenden 
Beziehungen zu stärken, entwickeln sich 
gleichzeitig Mystik, Leidenschaft und 
eine Kreativität, die sich in kollektiven 
Lösungen für die auftauchenden Schwie-
rigkeiten ausdrückt. Im Folgenden wollen 
wir einige unserer Lösungen vorstellen.

AUTOR*INNEN-KOLLEKTIV, CECOSESOLA

Seit etwa drei Jahren durchleben 
wir Venezolaner*innen eine ökonomi-
sche und soziale Extremsituation. Sie 
ist geprägt durch Hyperinflation von 
geschätzt 1.000.000 Prozent zum Ende 
2018, erheblichen Lebensmittel- und 
Medikamentenmangel, das Fehlen von 
Bargeld, dramatische Unsicherheit auf 
den Straßen und enorme Defizite im 
öffentlichen Verkehr. Wir stehen vor 
einer fortschreitenden Schwächung 
des produktiven Apparates, die zu 
großen Teilen einer Rentenökonomie 
(basierend auf Erdölexport) und einer 
weder ökonomisch noch ökologisch 
nachhaltigen Importabhängigkeit 
geschuldet ist. Das BIP hat sich seit 
2013 um 35 Prozent verringert. Zeit-
gleich hat sich das öffentliche Haus-
haltsdefizit um 49,3 Prozent erhöht 
und der Gesamtwert der Exporte ging 
zwischen 2012 und 2016 von 98 Mrd. 
Dollar auf 27 Mrd. Dollar zurück.

Seit zwei Jahren kommt es in unse-
ren Lebensmittelmärkten zu kompli-
zierten Situationen, ausgelöst durch 
die Verzweiflung der Menschen, an 
die knappen Güter zu kommen wie 
etwa Reis, Nudeln oder Zucker. Einer-
seits gab es Wiederverkäufer*innen, 
die versuchten, mehrmals einzukau-
fen, um diese Produkte außerhalb 
zu exorbitanten Preisen weiter-
zuverkaufen, andererseits kamen 
jene Menschen, die die Produkte 
für ihre Familien benötigten. Schon 
zwei Nächte zuvor haben sich lange 
Warteschlangen gebildet, um eine 
nummerierte Markt-Eintrittskarte zu 
bekommen.

Kooperative Ausweiskarte

Chaos, respektloses und ausnutzen-
des Verhalten sowie einige Fälle von 
Gewalt haben uns eine kooperative 
Ausweiskarte entwickeln lassen, mit 
deren Hilfe wir nun nach dem Zufalls
prinzip nummerierte Tickets aushändi-
gen. Wir haben alle unsere Verkaufs-

orte einbezogen, um sicherzustellen, 
dass jede*r nur einmal pro Woche und 
an einem Marktort einkauft. Seit der 
Erfindung der Ausweiskarte versorgen 
wir viel mehr Familien und auch die 
Harmonie hat sich wieder eingestellt. 
Mit dieser Methode garantieren wir ein 
Maximum an Gleichheit in der Vertei-
lung. Bis heute haben rund 300.000 
Menschen die Ausweiskarte erworben.

Da das Internet oft ausfällt, haben 
wir uns ein Netz geschaffen, das alle 
unsere Märkte durch ein eigenes 
Antennensystem verbindet.

Aufgrund des Mangels an Blech 
(erforderlich für die Sargfertigung 
im kooperativen Bestattungsservice) 
sind wir von Schlosser*innen zu 
Tischler*innen geworden und haben 
gelernt, Urnen aus Holz herzustellen.

Eigenes Saatgut und 
Familiengärten

Die landwirtschaftlichen Produ-
zent*innen im Netzwerk müssen 
die grundlegenden Konsumgüter zu 
horrenden Preisen einkaufen und 
sind zusätzlich mit Knappheit und 
Teuerung zum Beispiel von Saat-
gut konfrontiert. Die Folgen sind 
eine Dekapitalisierung und zugleich 
eine Halbierung der Produktivität. 

Angesichts dieser Situation passen 
wir wöchentlich die Preise unserer 
Produkte an. Außerdem haben wir 
den gemeinsamen Fonds für den 
vorgezogenen Einkauf von Produkti-
onsmitteln ausgebaut und die eigene 
Saatgut-Herstellung wurde ebenso 
intensiviert wie die Familiengärten.

Wegen der steigenden Nachfrage 
und dem Mangel an Gemüse fahren 
wir direkt aufs Land, um die Versor-
gung durch Zukauf bei Einzelprodu-
zent*innen sicherzustellen. Einige 
von ihnen haben sich allmählich zu 
neuen kooperativen Gruppen zusam-
mengeschlossen.

Die kleinen kooperativen Produk-
tionseinheiten müssen den Rohstoff-
mangel bewältigen, worauf Diversifi-
zierung die Antwort ist. Hier ist die 
Kooperative »8 de Marzo« hervor-
zuheben, die wegen des Mangels an 
Grieß für die Nudelproduktion nun 
auch andere Produkte herstellt wie 
zum Beispiel Yucca-Mehl.

Aufgrund der Tatsache, dass wir – 
wegen des Sinkens unserer Realein-
kommen – unsere wenigen privaten 
Autos stilllegen mussten, haben wir 
einen Fonds aufgelegt, um uns mit 
niedrig verzinsten Darlehen Repara-
turen zu ermöglichen. Wir finanzieren 
das durch den Verkauf von Flüssigsei-

fe und Chlor in recycelten Behältern 
an unseren freien Tagen. So leisten 
wir zugleich einen wichtigen Dienst 
für die ganze Gemeinschaft und einen 
Beitrag zum Umweltschutz.

Der Bargeldmangel erschwert uns 
die Nutzung des öffentlichen Trans-
portsystems, so dass wir einen der 
alten Cecosesola-Busse auf einer städ-
tischen Route einsetzen. So tragen wir 
zum bessern Funktionieren des öffent-
lichen Nahverkehrs bei und erwirt-
schaften zugleich Bargeld, das es uns 
erlaubt, innerhalb der Stadt und zu 
benachbarten Dörfern zu fahren, wo 
viele von uns leben.

Angebote für Schwangere

Angesichts einer bedrückenden 
Tendenz in unserem Land zu Gebur-
ten per Kaiserschnitt, ermöglichen 
wir eine respektvolle Geburt. Zwei-
mal pro Monat gibt es Geburtsvorbe-
reitungskurse und derzeit bauen wir 
ein Zimmer aus mit verschiedenen 
Möglichkeiten für die Geburt. Die 
Schwangere kann selbst entschei-
den, wie sie gebären möchte: im Bett, 
stehend, hockend wie unsere Indige-
nen oder im Wasser.

Angesichts des Medikamentenman-
gels haben wir einen Fonds für den 

Kauf von Medikamenten eingerichtet. 
Finanziert wird er durch einen Beitrag 
von fünf Prozent unserer persönlichen 
Einkommen und durch Verkaufsak-
tivitäten, die wir an unseren freien 
Tagen machen.

In der täglichen Auseinandersetzung 
mit all diesen Schwierigkeiten spüren 
wir, dass der Weg der kulturellen 
Transformation, den wir eingeschla-
gen haben, um die rentenorientierte, 
individualistische und ausnutzende 
Kultur zu durchbrechen, jedes Mal 
mehr Bedeutung erlangt. Mehr als je 
zuvor bildet der Ausbau von Vertrau-
ensbeziehungen eine fundamentale 
Achse unseres gemeinsamen Tuns.

Schließlich setzen wir auch weiter-
hin auf unser Kriterium der Eigenfi-
nanzierung, das in der Vergangenheit 
eine wertvolle Richtschnur für unsere 
Entwicklung als Bewegung war. Da 
unsere Kriterien aber keine festen 
Normen sind, sondern Orientierun-
gen in unserem transformierenden 
Voranschreiten, begrüßen wir auch 
solidarische Unterstützung aus einem 
breiteren »Wir«, das Verbindungen 
mit internationalen Freund*innen 
einschließt – vor allem, wenn es um 
Notfallsituationen geht, die Cecose-
sola aktuell nicht aus eigener Kraft 
abdecken kann.

PROJEKTE

NEUIGKEITEN VON DER KOOPERATIVE CECOSESOLA

Selbstorganisation unter Extrembedingungen

INTERNATIONALE SOLIDARITÄT

Ein Fonds für Notfälle 

p Die Produktion bei der Kooperative »8 de Marzo« kann weitergehen.	 Foto: Cecosesola

Was ist 
Cecosesola?

Das venezolanische Kooperativen-Netz-

werk Cecosesola (www.cecosesola.org) 

existiert seit 50 Jahren in und um die Stadt 

Barquisimeto. Sein Schwerpunkt ist die 

Produktion und Vermarktung von Gemü-

se und anderen Lebensmitteln für über 

250.000 Menschen sowie der Betrieb von 

sechs Gesundheitszentren und einer Be-

stattungsgenossenschaft. Beschäftigt sind 

rund 1.200 assoziierte Arbeiter*innen, die 

im Konsens entscheiden und mit Rotation 

aller Tätigkeiten und ohne festgeschrie-

bene Hierarchien arbeiten.

Eine überblicksartige Information zu Ce-

cosesola bietet zum Beispiel das Video 

»Vom Bestattungsunternehmen zum 

Krankenhaus«, zu finden auf http://de.la-

bournet.tv.



OKTOBER  2018 CONTRASTE 5

Kurz vor seinem 70. Geburtstag starb 
Christian Wend am 14. August 2018 in 
Berlin. Auch wenn ein solches Leben 
nicht in einen Zeitungsartikel passt, 
wollen wir dennoch an ihn erinnern und 
einige Schlaglichter auf seine Ideen und 
Taten werfen.

REGINE BEYSS, REDAKTION KASSEL

Geboren 1948 in Schömberg (Kreis 
Calw) zog Christian Wend nach 
seinem Abitur nach Berlin. An der Frei-
en Universität wand er sich der Polito-
logie zu und gründete 1971 den Verein 
»Martinswerk«, um Studierenden 
Wohnraum zu verschaffen. Gemein-
sam mit Robert Jungk arbeitete er in 
verschiedenen »Zukunftswerkstätten«.

Von 1978 bs 1983 baute er ehren-
amtlich den Verein »Netzwerk Selbst-
hilfe« mit auf, der sich die Förderung 

von Selbsthilfegruppen und -projek-
ten auf die Fahnen schrieb. Er war 
Dozent an der Freien Universität 
Berlin, Berater der Bundesregierung 
in Bonn beim Thema Alternativbe-
wegung im Ministerium für Jugend, 
Sport, Frauen und Gesundheit unter 
Warnfried Dettling, AIDS-Berater 
in Bremen, mit Klaus Werner 1990 
Mitbegründer der Gekas, später 
dann LASA genannt, Landesagentur 
für Strukturentwicklung und Arbeit, 
Beratung von Ministerin Regine 
Hildebrandt in Potsdam und Berlin.

Christian Wend erfand außerdem 
»Fallstudien«: Gelegentlich ließ 
er sich fallen, absichtlich und aus 
heiterem Himmel, zu Hause und in 
der Öffentlichkeit. Dies diente nicht 
nur seiner eigenen körperlichen wie 
geistigen Lockerung, sondern auch 
der Verblüffung anderer Menschen. 

Seine Frau Frederike Frei schreibt: 
»Man plumpst nicht mehr wie ein 
nasser Sack, der nicht weiß, wie ihm 
geschieht, sondern wie eine Gazelle, 
die sich duckt und wieder aufspringt. 
Es dient der Vorsorge ganz erheblich, 
wenn man einen plötzlichen Absturz 
im Nullkommanichts umwandelt in 
eine geführte Bewegung. Ich liebe die 
Niederlage. Was gibt es Schöneres, als 
sich niederzulegen.«

Die Fallstudien sind ein gutes 
Beispiel für die vielen Ideen, die 
Wend in seinem Leben umtrieben. 
So nahmen die Teilnehmenden bei 
seiner Beisetzung im Wald eine große 
Kuhglocke und machten individuel-
le Töne. Die Kuhglocken standen im 
Zusammenhang mit seinen Kuh- und 
Glockenmusik-Ideen für ein zeitge-
nössisches Almmusik-Festival. Mit 
dem Pfarrer, der bei seiner Beisetzung 

die Ansprache hielt, veranstaltete er 
politische Bahnhofsspiele, z.B. die 
»Reise in die Ökostadt«. Das Publikum 
musste Rollen spielen und manche 
waren eben Kühe, die sich zu einer 
Kuhherde zusammentaten.

»An Christian hat mich immer 
wieder frappiert, wie er es geschafft 
hat, in den ›Gehäusen der Hörigkeit‹ 
(Max Weber) von preußisch-deut-
schen Bürokratien eigene – immer 
auch subversiv angelegte – Aktivitä-
ten zu platzieren«, erinnert sich sein 
Freund Ulf Matthiesen. »Beflügelt war 
all das von der Leitidee, die zugleich 
immer auch Züge einer Schnapsidee 
behält, Kunst und Kultur zum (mit-)
entscheidenden Treibsatz für die 
sozialökonomische Entwicklung zu 
machen. Unvergesslich bei alledem 
bleibt mir seine sehr persönliche 
Mischung von Universalismus und 

Lokalismus, aus anarchischem Witz 
mit entwaffnender Freundlichkeit.«

Link: www.christianwend.de

Im Sommer 2017 waren Elvis und Marian 
von Cecosesola zu Gast auf dem Projekte-
hof Wukania und auf dem Hof Ulenkrug. 
Sie haben dort für ein paar Wochen 
mitgelebt und den Alltag geteilt. Außer-
dem haben sie die Kommune-Netzwer-
ke Region Kassel und Wendland, sowie 
Kollektivbetriebe und Hausprojekte in 
Berlin besucht. An vielen Orten haben 
sie von den Erfahrungen bei Cecosesola 
und ihren Eindrücken hier berichtet und 
wir haben gegenseitig viel voneinander 
lernen können. Bei vielen aus den betei-
ligten Projekten hier wie dort hat der 
Austausch andere, kritische Sichtweisen 
auf das eigene Projekt ermöglicht. Für die 
Projekte in Deutschland fanden wir dafür 
die kritischen Anmerkungen der beiden 
Besucher*innen besonders anregend 
und möchten hier eine gekürzte Fassung 
von Marians Bericht veröffentlichen.

MARIAN MADELEINE PÉREZ UND PHILIPP BAUER

»Ich habe mal in einem Buch gele-
sen: ›Wer sich nicht bewegt, spürt 
seine Ketten nicht‹. Ich danke euch, 
denn mich mit euch zu bewegen, 
hat mir ermöglicht, Stück für Stück 
zu verstehen, wie ein so unglaublich 
reiches Land funktioniert, und am 
eigenen Leib zu spüren, was ich nur 
aus Büchern wusste: wie ungleich und 
ungerecht diese Welt ist.

Stück für Stück haben wir viele 
Projekte besucht. Die meisten Projekte 
und die Formen, sich zu organisieren, 
waren für mich neu; vor allem die, die 
zusammenleben, fand ich super inte-
ressant. Es hat mich fasziniert, dass 

die meisten Projekte von Menschen 
gemacht wurden, die politisch sehr 
aktiv zu den Themen Rassismus, 
Feminismus, Gentrifizierung, Ökolo-
gie, Flüchtlinge arbeiten, und zu vielen 
Themen mehr. Ich habe die selbstlose 
Arbeit von vielen dieser Menschen 
bewundert, eine Arbeit, um wirklich 
sehr kleine Veränderungen zu bewir-
ken, die aber große Bedeutung haben. 
Gleichzeitig gab es Widersprüche, die 
ich nicht geschafft habe zu verstehen: 
Zum Beispiel gab es in einigen Projek-
ten viele Aktivitäten gegen Rassismus, 
aber dennoch gab es keine einzige 
Person of Color, die in diesen Orten 
lebte oder regelmäßig zu Besuch war.

Ein Beispiel für etwas anderes ist 
Wukania, dort gibt es eine Wohnung 
für Geflüchtete, und es war wunder-
bar, diese Compañeros mit all diesen 
Lebensgeschichten kennenzuler-
nen, mit diesem sehr menschlichen 
Willen, für ein besseres Leben zu 
kämpfen und mit diesen unterschied-
lichen Arten, das Leben zu sehen, die 
deshalb nicht weniger wichtig wären. 
Ich nutze die Gelegenheit den Leuten 
von Wukania zu gratulieren, dass ihr 
eure Türen geöffnet habt!

Mir ist in den Projekten auch 
aufgefallen, wie viel Platz der indi-
viduelle (Frei-)Raum einnimmt, 
obwohl doch in Deutschland durch-
schnittlich jede*r viel mehr Zeit und 
Geld für Persönliches zur Verfügung 
hat als bei uns – zum Beispiel, dass 
Menschen nicht zu dem einen Plenum 
pro Woche kommen, obwohl sie sich 
doch für kollektives Leben entschie-

den haben. Viele Gruppen haben 
eine Menge Ressourcen zur Verfü-
gung – Platz, Räume, Produktions-
mittel, Fähigkeiten – und nur wenige 
machen das zugänglich und nutzbar 
für mehr als die eigenen Mitglieder 
oder die eigene Szene. Ein positives 
Beispiel fand ich die Projekte Solida-
rischer Landwirtschaft oder Nachbar-
schafts-Selbsthilfewerkstätten.

Der Austausch hat mir auch ermög-
licht, unsere Organisation Cecosesola 
tiefgehender zu verstehen, und mit 
Hilfe des kritischen Blicks von einigen 
compañeros, die wir kennengelernt 
haben, uns zu reflektieren und zu 
analysieren. Jeden Tag zu erleben, 
wie wir in unseren Treffen die Dinge 
analysieren, wie wir uns gegenseitig 
helfen, das ist ohne Zweifel der beste 
Beweis dafür, dass wir weiter gemein-
sam an einem Weg bauen.«

Die Reise der beiden Compañeras 
aus Venezuela fand im Rahmen 
eines Austauschprojekts zwischen 
Cecosesola und Kollektivprojekten 
in Deutschland statt. Da alle Betei-
ligten den Besuch als spannend und 
ertragreich wahrgenommen haben, 
wollen wir den Austausch fortsetzen. 
In den kommenden Monaten reist 
eine Kommunardin aus Deutschland 
für einige Wochen zu Cecosesola und 
im Jahr 2019 können wir hoffentlich 
erneut Menschen von Cecosesola in 
den hiesigen Kollektivprojekten will-
kommen heißen.

Kontakt: 

intercambio-cecocesola@systemausfall.org

PROJEKTE

CECOSESOLA-BESUCH IN DEUTSCHLAND

Solidarische Projekte lernen voneinander

p  Dankeschön mit neuen Nudelformen und fertigen Nudeln der Kooperative »8 de Marzo«.	       											                     Foto: Cecosesola

NACHRUF

Mit Verstand und Kreativität

Ein Dank aus Venezuela
In der Januar-Ausgabe der Contraste wurde ein Brief der Kooperative »8 de 
Marzo« veröffentlicht, in dem die compañeros um finanzielle Unterstützung 

baten. Die Kooperative mit 16 Frauen und fünf Männern gehört zum Netzwerk 
Cecosesola und produziert Nudeln. Für ein Ersatzteil der Produktionsmaschi-
ne brauchte es rund 2.500 Euro. In kurzer Zeit kam mehr als das Doppelte der 
benötigten Summe zusammen (siehe Artikel auf Seite 4). Wir dokumentieren 

hier die Dankes-Email aus Venezuela vom 21. März 2018.

MARIAN MADELEINE PÉREZ, KOOPERATIVE »8 DE MARZO«

Vor 1,5 Monaten sind die Ersatzteile für die Nudelmaschine beim Zoll in 
Caracas angekommen. Nachdem wir viele Dokumente eingereicht und 36 Mio. 
Bolívares Importsteuer bezahlt hatten, wurde das Paket zum Speditionsbüro 
in Barquisimeto geschickt. Von dort fehlten nur noch 59,8 km bis zu unserer 
Nudelfabrik. Seit neun Tagen sind die Ersatzteile nun in unserem Besitz. Wir 
können wieder »Vollkornnudeln aus Sanare« herstellen. Parallel wurden uns 
3.000 kg Weizengrieß geliefert und so konnten wir die Formen tatsächlich 
einweihen – mit viel Freude und mit der Hoffnung, auch weiterhin Nudeln 
produzieren zu können.

Im Namen aller von der Kooperative und von Cecosesola möchten wir euch 
ganz herzlich für diese Solidaritätsgeste danken. Sie hat uns bestätigt, dass hori-
zontale Beziehungen produktiv und transformierend sind, dass Selbstverwal-
tung und Solidarität jenseits von Machtstrukturen und Grenzen wirken können. 
Das gibt uns Mut, mit unseren Begegnungen und unseren Diskussionen, was 
wir tun und wie wir es tun, fortzufahren. Wir danken euch sehr für das große 
Interesse, diese uns irgendwann ausweglos erscheinende Situation zu lösen.

Wir produzieren Nudeln mit den wenigen uns gelieferten Rohstoffen: 
Momentan 3.000 kg/Monat, obwohl wir 4.000 kg/Woche verarbeiten könn-
ten. Das schränkt uns sehr ein, trotzdem arbeiten wir weiter. Wir entwickeln 
neue Produkte mit Zutaten aus nationaler Produktion und probieren viel 
aus, um unseren Weg zu finden. Die Situation im Land ist schwer und die 
Hyperinflation nötigt uns, Entscheidungen und Veränderungen schneller 
voranzubringen als sonst in kollektiven Prozessen üblich. Wir passen uns so 
gut es geht an die Situation an und schaffen Rahmenbedingungen, damit 
unsere Bildungsprozesse weitergehen können. Insgesamt geht es uns gut. 
Wir arbeiten alle gemeinsam und leisten gemeinsam Widerstand.

p Christian Wend.          	 Foto: Privat
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BEWEGUNG 

Ein Sammelband ordnet den Barrika-
denabend beim G20-Protest im Juli 
2017 im Hamburger Schanzenviertel 
als Aufstand der von Lohnarbeit Aus-
geschlossenen ein.

GASTON KIRSCHE, HAMBURG

Nach dem G20-Gipfel vom 7. und 
8. Juli in Hamburg war die Empö-
rung groß, von der Bundesregierung 
bis hinein ins rotrotgrüne parla-
mentarische Lager über »Mordbren-
ner« (Schulz), »Kriminelle« (Özde-
mir), »durchgeknallte Randalierer« 
(Wagenknecht). Kanzlerin Merkel 
erklärte, friedliches Demonstrieren 
sei okay, die »gewaltsamen Proteste 
hingegen gefährdeten Menschenle-
ben« und seien schlichtweg »nicht zu 
akzeptieren«. Merkel dankte der Poli-
zei »ganz herzlich« für ihren Einsatz. 
Die öffentliche Debatte wurde 
beherrscht von Verurteilungen »links-
radikaler Gewalt«, gar von »Terroris-
mus« war die Rede angesichts der im 
Fernsehen hochgejazzten Bilder von 

etwa 80 brennenden Autos, Flaschen-
würfen auf Polizisten in Kampfmon-
tur, drei geplünderten Filialen von 
Ladenketten und fünf brennenden 
Barrikaden auf der Einkaufstraße 
Schulterblatt im alternativ geprägten 
Schanzenviertel. 

Die beiden Fotos auf dieser Seite 
habe ich am Montag nach dem 
G20-Protestwochenende, am 10. Juli 
in der Susannenstraße und auf dem 
Schulterblatt auf dem Weg zur Arbeit 
aufgenommen.  Im Schanzenvier-
tel, dort, wo am Freitag- und Sams-
tagabend die Polizei auf militante 
Gegenwehr stieß. Wo drei Stunden 
keine staatliche Ordnung herrschte. 
Wo verschiedenste Interessen ausge-
lebt wurden: Barrikadenbau, Plünde-
rungen, Party, Protest. Von flächen-
deckender Zerstörung keine Spur. 
Eingeschlagene Schaufenster werden 
ersetzt in der Filiale der »Back-Facto-
ry«. Gesperrt mit großen Platten vor 
den Schaufenstern sind die geplünder-
ten Filialen von Rewe, »Flying Tiger« 
und der Drogeriekette »Budnikows-
ky«, sowie der Hamburger Sparkasse. 
Unberührt sind etwa Restaurants und 
Cafés wie das Moraba mit den Kissen 
im Fenster oder der Schanzenkiosk 
»Tip top«. Die Fahrräder wurden von 
einem Wasserwerfer beim Rangieren 
vor einer Barrikade in der Lerchenstra-
ße überfahren.

Eine Einordnung des 
Barrikadenabends

Der nun erschienene Sammelband 
»Riot – Was war da los in Hamburg?« 
trägt nicht zu Unrecht den Untertitel 
»Theorie und Praxis der kollektiven 
Aktion«. Zwar steht am Anfang als 
mit 40 Seiten zweit längster Text ein 
chronologisch gegliederter Bericht 
des Crimethinc Ex-Workers Collecti-
ve, der viele Ereignisse und die Atmo-
sphäre der Protestwoche in Hamburg 
anschaulich schildert. Aber in den 
meisten Texten geht es um die theo-
retische Einordnung, insbesondere 
um den Barrikadenabend vom 7. auf 

den 8. Juli im Schanzenviertel, der als 
»Riot« bezeichnet wird, oder auch als 
postindusterieller Aufstand. Dessen 
soziale Basis seien die Überflüssigen, 
die Surplus-Bevölkerung, die für die 
Kapitalakkumulation, für die Lohn-
arbeit nicht mehr Benötigten. Denn 
es »kann diese ›Surplus‹-Bevölkerung 
sich nicht vollständig ›außerhalb‹ der 
kapitalistischen Verhältnisse wieder-
finden. Das Kapital mag diese Arbei-
ter nicht länger brauchen, aber diese 
brauchen weiterhin Arbeit«, wie es in 
dem zentralen, aber nicht längsten 
Text des Buches heißt: »Eine Theorie 
des Aufstands« von Joshua Clover. 

Clover, der an einer Universität in 
Kalifornien lehrt, hat vor zwei Jahren 
das Buch »Riot.Strike.Riot: The New 
Era Of Uprisungs« veröffentlicht, der 
abgedruckte Text ist die eigens ange-
fertigte Übersetzung der Einleitung 
dieses Buches. Anknüpfend an die 
marxistische Theorie, insbesondere 
über Krisen, verortet er den klassi-
schen Aufstand als kollektiven Wider-
stand der sich erst herausbildenden 
Arbeiterklasse als Konsumenten 
gegen hohe Lebensmittelpreise auf 
dem Markt zur Zeit des Merkantilis-
mus. In der Zeit der Fabrikarbeit, der 
industriellen Produktion nach 1790 
verortet er den Streik als kollektiven 
Widerstand gegen niedrige Löhne und 
schlechte Arbeitsbedingungen zur 
Zeit der Akkumulation des Industrie-
kapitals. 

In der Zeit seit 1973 beginnt für 
Clover die Ära der postindustriellen 
oder primären Aufstände der Ausge-
schlossenen, der Überschüssigen, der 
Surplus-Bevölkerung gegen ihren 
Ausschluss von der Konsumtion. Denn 
dem Ende der US-Hegemonie auf dem 
Weltmarkt und dem Ende des Bret-
ton-Woods-Systems entspricht eine 
Deindustrialisierung der reichen 
Länder des Westens, wo das Kapital 
versucht, sich im Finanzsektor zu 
akkumulieren, was aber wegen der 
dort nicht stattfindenden realen Profit-
schöpfung ohne die Produktion von 
Mehrwert durch die Ausbeutung von 
lebendiger Arbeitskraft nicht gelingen 
kann: Die »materiellen Restrukturie-
rungen« des Kapitals, »die gleichzeitig 
auf die kapitalistische Krise antworten 
und sie konstituieren, wobei sie sich 
im Kern durch ein Surplus von Kapital 
und Bevölkerung auszeichnen«. 

Notwendige Form des Kampfes

Überschüssiges Kapital, überschüs-
sige Menschen aus der Arbeiterklasse: 
»Es sind genau diese Restrukturierun-
gen, welche den Aufstand als notwen-
dige Form des Kampfes nahelegen«, 
so Joshua Clover. Clovers Analysean-
satz wird in dem längsten Aufsatz des 
Bandes paraphrasiert und eingeord-
net: »Der Aufstand als Teil der globa-
len Zirkulationskämpfe« von Achim 
Szepanski. Von den 42 Seiten setzt 
sich Szepanski erst auf den letzten 
zweieinhalb kurz mit der Situation in 
Hamburg während der G20-Protest-
woche auseinander: Die Polizeistrate-
gie habe etwas gehabt von einer »sehr 
spezifischen Eskalation, einer Art 
'milieu control', das heißt einen Ring 
anlegen, den Aufstand beobachten, 
warten, und dann mit militärischen 
Einheiten, SEK-Truppen eindringen 
und den Aufstand eliminieren.« Er 
plädiert dafür, »die Konfrontation 
… aufzunehmen«. So vehement sein 
Text hiermit endet, so kurz springt er: 
Denn er bezieht sich ausschließlich 
auf die Situation am Freitagabend des 
7. Juli von 21 bis 24 Uhr.

In dieser Zeit hielt sich die Poli-
zei gegenüber dem anwachsenden 
militanten Widerstand auf der Stra-
ße Schulterblatt zurück, weil der 
Schutz des Gipfelprogrammes mit 
dem Konzert in der Elphilharmonie 

im Vordergrund stand. Danach wurde 
der Straßenprotest mit Mitteln der 
Terrorbekämpfung beendet: SEK-Ein-
heiten rückten vor und durchkämmten 
mit vorgehaltenem Sturmgewehr und 
unter Einsatz von Blendschockgrana-
ten die Wohnungen am Schulterblatt. 
SEK-Einheiten schießen, wenn sie auf 
Widerstand stoßen: »Die Spezialein-
heiten haben zwar nicht geschossen«, 
außer mit laut knallenden Blend-
schockgranaten, »aber Einsatzleiter 
Dudde brachte das Drohpotenzial der 
Sturmgewehre und damit das ultima-
tive Mittel in seinem Waffenarsenal in 
Stellung«, so Martin Kirsch in seinem 
Buchbeitrag »Spezialeinheiten gegen 
Menschenmengen«. Leider enthält 
der Band nur wenige Beiträge, die 
wie dieser eine detaillierte Analyse 
der G20-Protestwoche angehen. Auch 
ließe sich die interessante Aufstands-
theorie von Clover besser anhand der 
Riots in den USA diskutieren, aus 
denen er seine Theorie entwickelt hat, 
anstatt die drei Stunden der Abwesen-
heit uniformierter Polizeieinheiten auf 
dem Schulterblatt als Beleg für die 
beginnende Zeit der postindustriellen, 
primären Aufstände anzuführen. Der 
Sammelband wird seinem Titel »Was 
war los in Hamburg« nur in einigen 
Texten gerecht. Es ist schade, dass auf 
den Abdruck wichtiger Texte verzich-
tet wurde, welche sich detailliert mit 
den Ereignissen am Barrikadenabend 
auf dem Schulterblatt auseinanderset-
zen – so wird die angenehm unauf-
geregte, detaillierte Klarstellung zum 
Geschehenen (und den daran Betei-
ligten aus unterschiedlichen sozialen 
Gruppen) von Geschäfts- und Gewer-
betreibenden des Schanzenviertels um 
die Cantina Popular nur einmal kurz 
zitiert. 

Position der »Roten Flora«

Absurderweise klammert der Band 
auch die Stellungnahmen des Auto-
nomen Zentrums »Rote Flora« zur 
Schanzennacht aus – immerhin steht 
die Rote Flora direkt auf dem Schul-

terblatt, und das Zentrum stand im 
Mittelpunkt der Kampagne gegen 
radikale Linke nach der G20-Protest-
woche. Dabei hebt sich die Rote Flora 
ab von einer unkritischen Beschrei-
bung der Militanz in der Schanzen-
nacht. Wenn Yann Döhner in seinem 
Buchbeitrag »Riots und Nachbar-
schaftsorganisierung« vom »Duft der 
Freiheit, rauschhaften Grenzüber-
schreitungen« vor lodernden Barri-
kaden schwärmt, vom »Aufflackern 
der anderen Welt im brennenden 
Auto oder Mülleimer«, dann ist dies 
nicht die Sprache der Autonomen aus 
der Roten Flora: Die kümmerten sich 
gemeinsam mit weiteren radikalen 
Linken darum, dass Feuer gelöscht 
wurden, die in Läden gelegt wurden, 
über denen sich Wohnungen voller 
Menschen befanden. Darum, dass die 
Flammen der brennenden Barrikaden 
nicht auf die anliegenden Wohnhäu-
ser übergriffen. Dass nicht noch mehr 
Anwohnende bedroht wurden, die 
gegen die Feuer protestierten. Sie 
standen in Kontakt mit der Feuer-
wehr, die von der Polizei über Stun-
den nicht durchgelassen wurde auf 
das Schulterblatt. 

David Goell schildert in seinem 
informativen Kapitel »Wake-Up Call 
– Der Mikroaufstand von Hamburg 
als materielles und diskursives Ereig-
nis«, wie auf einer großen Stadt-
teilversammlung nach der G20-Pro-
testwoche eine Anwohnerin darum 
bittet, Barrikaden vor Wohnhäusern 
in Zukunft bitte nicht mehr anzu-
zünden wegen der Feuergefahr. Eine 
nicht denunziatorische Kritik, eine 
konkrete Information über die Debat-
ten vor Ort. Davon gibt es zu wenige 
in dem Sammelband, der sechzehn 
Beiträge von meist meinungsstarken 
Männern sowie die erwähnte Chronik 
der Gruppe Crimethinc enthält. 

Karl-Heinz Dellwo / Achim Szepanski / J. Paul 

Weiler: RIOT – Was war da los in Hamburg ? Theo-

rie und Praxis der kollektiven Aktion. Erschienen 

April 2018, 258 Seiten, 16 Euro.

G20-PROTESTE

Aufstand der Ausgeschlossenen

ANZEIGE

p Die beiden Fotos sind am Montag nach dem G20-Protestwochenende, am 10. Juli 2018 in 

der Susannenstraße und auf dem Schulterblatt entstanden.      		         Fotos: Kirsche
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GENOSSENSCHAFTEN

WIEDERERSTARKEN MIT SOZIALEN GESCHÄFTSKONZEPTEN

»Wie wollen wir eigentlich leben?« - Wiedererstarken mit sozialen Geschäftskonzepten

Solidarisch leben, gemeinsam gestal-
ten. Unter diesem Motto lädt die Genos-
senschaft OEKOGENO im November 
in Hamburg, Berlin, Frankfurt am Main 
und Freiburg zur Feier ihres 30-jährigen 
Bestehens ein. Im Mittelpunkt der Ver-
anstaltungen steht die Frage, wie eine 
nachhaltige und zukunftsfähige Gesell-
schaft aussehen kann. Damit schließt 
sich ein Kreis, denn genau diese Frage 
stellten sich vor 30 Jahren auch die 
GründerInnen der Ökobank — aus deren 
Gründungsgenossenschaft die heutige 
OEKOGENO hervorgegangen ist.

THOMAS BAUER, FREIBURG

Doch der Reihe nach. Bereits 1984 
taten sich 16 Menschen in der Krebs-
mühle Oberursel zusammen, um 
den Verein der Freunde und Förde-
rer der Ökobank zu gründen. Unter 
dem Motto »Nehmt den Banken das 
Geld weg« wurde für die Idee einer 
anderen, demokratisch organisierten 
Bank geworben. Sie sollte die politi-
schen Ziele ihrer SparerInnen umset-
zen. Denn wie konnte man gegen 
Atomkraftanlagen und Aufrüstung 
protestieren und zur gleichen Zeit 
sein Geld bei einer Großbank haben, 
die genau solche Projekte finanzierte? 
Der Erfolg war überwältigend: Inner-
halb von vier Jahren sammelten die 
AnhängerInnen knapp acht Millionen 
DM Eigenkapital ein. 

Vorzeigeprojekt der 
Alternativszene

Am 2. Mai 1988 eröffnete die 
Ökobank ihre erste Filiale mit fünf 
Beschäftigten am Frankfurter Luisen-
platz. In den ersten zehn Jahren liest 
sich die Geschichte der Ökobank als 
große Erfolgsstory. Ende 1997 betrug 
das Bilanzvolumen 378 Mio. DM, der 

Jahresüberschuss lag bei 550.000 
DM. 70 MitarbeiterInnen verwalte-
ten Kredite mit einem Volumen von 
194 Mio. DM. 62 Mio. davon waren 
Förderkredite für ausgewiesen nach-
haltige Projekte zu besonders güns-
tigen Konditionen, überprüft durch 
mit ehrenamtlichen Experten besetzte 
Fachbeiräte, ermöglicht durch einen 
Zinsverzicht der GenossInnen. Die 
Ökobank war das Erfolgsmodell für 
alternatives Wirtschaften.

Zerschlagung der Ökobank

Wie konnte es passieren, dass man 
nur ein Jahr später vor riesigen Prob-
lemen stand? »Drei große Kredite im 
Recycling-Sektor fielen aus«, erinnert 
sich Bernd Steyer, Mitbegründer und 
ständiger Begleiter der Ökobank vor 
kurzem in der taz. »Dazu brachte 
das Ökokaufhaus Rommelsmühle in 
Bietigheim-Bissingen Millionenaus-
fälle, weil der Bauträger Pleite ging.« 
Beteiligte von damals sehen auch 
mangelnde Professionalität als Grund 
für das Scheitern. Zudem verwei-
gerten die konservativ geprägten 
Aufsichtsgremien der traditionellen 
Banken die üblichen Absicherungen 
für die Turnschuh-Banker …. Und 
nutzen die Gelegenheit zur Zerschla-
gung der Ökobank. Die Bankkunden 
wurden daraufhin von der GLS Bank 
übernommen. Was blieb, war die 
Genossenschaft, die sich umbenannte 
in OEKOGENO eG.

Ab 2003 wurde mit verschiede-
nen neuen Geschäftsfeldern expe-
rimentiert, einige davon auch nicht 
erfolgreich. Der Fokus auf das Thema 
erneuerbare Energien brachte die 
OEKOGENO zurück in die Erfolgspur. 
Zwischen 2006 und 2016 wurden elf 
Solar- und ein Windfonds realisiert. 
Als sich die Rahmenbedingungen für 

regenerative Energieprojekte immer 
weiter verschlechterten, gab das 
Projekt Vaubanaise die Initialzün-
dung zum Geschäftsfeld Inklusives 
Wohnen. Im Freiburger Modellstadt-
teil Vauban organisierte die OEKO-
GENO das erste genossenschaftliche 
Wohnprojekt, in dem Menschen mit 
und ohne Handicap zusammen leben. 
Im Juni 2013 bezogen die knapp 80 
BewohnerInnen ihre 45 Wohnungen, 
Mittlerweile ist der Bereich inklusi-
ves Wohnen der größte Geschäfts-
bereich der OEKOGENO neben den 
satzungsgemäß definierten Bereichen 
regenerative Energien und ökologi-
sche Landwirtschaft. »Uns treiben 
immer noch die großen politischen 
Ideen an«, so Vorstand Rainer Schüle. 
»Es geht uns aber darum, mit ganz 

konkreten Projekten einen sicht-
baren Unterschied zu schaffen. Mit 
unseren inklusiven genossenschaft-
lichen Mehrgenerationen-Wohnpro-
jekten entziehen wir Wohnraum der 
Spekulation und zeigen, dass es auch 
anders geht. Die Projekte kommen bei 
unseren Mitgliedern sehr gut an. Sie 
können genau nachvollziehen, welche 
Projekte sie unterstützen und wofür 
ihr Geld verwendet wird.«

Wirtschaftliche Stabilisierung

Heute hat die OEKOGENO 15.000 
Mitglieder. In den vergangenen 
Jahren hielten sich Aus- und Eintritte 
die Waage. Wirtschaftlich gelang es, 
die Genossenschaft zu stabilisieren. 
Seit 2016 schließen die Bilanzen der 

Genossenschaft mit deutlich positiven 
Ergebnissen ab. Das Projektvolumen, 
das die OEKOGENO und ihre Tochter-
gesellschaften in den nächsten Jahren 
umsetzen wird, beträgt über 100 
Millionen Euro, auch ein Verdienst 
der beiden Vorstände Joachim Bettin-
ger und Rainer Schüle. 

Weitere Informationen zur Mitgliedschaft bei der 

OEKOGENO, zu den Anlagemöglichkeiten sowie 

zu den Projekten unter www.oekogeno.de.

Termine »Solidarisch leben, gemeinsam gestalten«:

07.11.2018 - Hamburg-Altona - Zeise Kino

10.11.2018 - Berlin - Die Alte Turnhalle

14.11.2018 - Frankfurt am Main - Theater Willy 

Praml

16.11.2018 - Freiburg im Breisgau - Forum Merz-

hausen

Die OEKOGENO eG, Gründungsgenos-
senschaft der Ökobank hat mittlerwei-
le ein neues Geschäftsfeld entwickelt: 
inklusive Wohnprojekte. Es stellt derzeit 
den Schwerpunkt der Arbeit der Genos-
senschaft dar. Ziel ist, Wohnraum der 
Spekulation zu entziehen und Menschen 
langfristig bezahlbares, selbstbestimm-
tes und vielfältiges Wohnen zu ermögli-
chen. Als Vorbild des bereits mehrfach 
vervielfältigten Konzepts dient das 
erfolgreich umgesetzte genossenschaft-
lich inklusive Mehrgenerationen-Wohn-
projekt Vaubanaise in Freiburg.

BURGHARD FLIEGER, 

REDAKTION GENOSSENSCHAFTEN

Die von OEKOGENO umgesetzten und 
in Bau und Entwicklung befindlichen 
genossenschaftlichen Wohnprojekte 
erweisen sich als sehr vielfältig. Immer 
aber sind Wohngemeinschaften für 
Menschen mit Handicap mit Individual-
räumen und großer Gemeinschaftsfläche 
eingebunden. Diese werden barrierefrei 
und pflegegerecht ausgestattet. Das 
Wohnangebot richtet sich an Menschen 
mit geistigem und/oder körperlichem 
Handicap und/oder Assistenzbedarf.

Wohnen mit Handicap

Für Menschen mit Assistenzbedarf 
gibt es bisher nur wenige Chancen, 
selbstbestimmt und gemeinsam mit 
Menschen ohne Handicap zu wohnen. 
Allein schon durch das Wohnen blei-
ben sie oftmals davon ausgeschlossen, 

gleichberechtigt am gesellschaftlichen 
Leben teilzuhaben. Das Konzept der 
OEKOGENO ermöglicht echte Teil-
habe, indem in Hausgemeinschaften 
Menschen mit Handicap bewusst inte-
griert werden. Die jeweils, individuel-
len Gruppenkonzeptionen entstehen 
mit den Wohnungsbewerber/innen.

Genossenschaftliche Organisation

Die inklusiven Mehrgeneratio-
nen-Projekte setzen auf eine quar-
tiersnahe Pflege und schaffen eine 
nachbarschaftliche Normalität. Die 
Nachbarschaft deckt die ganze gesell-
schaftliche Vielfalt ab: Alt und Jung, 
Paare und Singles, Studierende und 
Rentner, Familien, Alleinerziehende, 
Menschen mit Migrationshintergrund 
- und Menschen mit Assistenzbedarf. 
Innerhalb der eigenorganisierten und 
selbstverwaltenden Wohnform gelten 
die freie Wahl der Anbieter und ihrer 
Pflege- und Unterstützungsleistungen.

Für die einzelnen Bauprojekte 
gründet die OEKOGENO eG eigene 
Genossenschaften wie die OEKOGE-
NO GIW eG in Furtwangen oder die 
WIN eG in Nürtingen. Diese kaufen das 
Grundstück, sind Bauherrin, spätere 
Eigentümerin sowie Betreiberin der 
Immobilie. Sie halten ihre Wohnun-
gen im Bestand und vermieten diese 
per Nutzungsvertrag an die Mitglieder. 
Damit wird den Bewohnerinnen und 
Bewohnern eine weitgehende genos-
senschaftliche Selbstverwaltung und 
Selbstorganisation ermöglicht. Sie 

verfügen über ein dauerhaftes Wohn-
recht. Bei Auszug erhalten sie ihre 
Genossenschaftsanteile nach einer 
festgelegten Maximalfrist zurück.

Die Entwicklung der OEKOGE-
NO zu einer Dachgenossenschaft 
für genossenschaftliche inklusive 
Wohnprojekte ist beeindruckend. Das 
Pilotprojekt Vaubanaise eG wurde 
2011 als erstes inklusives, genossen-
schaftlich geführtes Wohnprojekt in 
Deutschland initiiert. 2014 wurden 
OEKOGENO Hausgenossenschaften 
in Freiburg-Gutleutmatten, Furtwan-
gen, Nürtingen und Waldshut-Tien-
gen in die Wege geleitet. 2017 konn-
te ein Grundstück auf dem Areal des 
Klosters Ilbenstadt bei Frankfurt zur 
Umsetzung eines weiteren inklusi-
ven Mehrgenerationen-Wohnprojekts 
erworben werden. Zuletzt wurde ein 
Grundstück in Kirchhofen südlich von 
Freiburg gekauft, auf dem ein Genos-
senschaftsprojekt mit vier Wohngebäu-
den umgesetzt werden soll.

Auch BewohnerInnen mit Handicap 
leisten für das Wohnen in den loka-
len Genossenschaften eine genossen-
schaftliche Einlage. Diese beträgt in 
einer 5er-Wohngemeinschaft meistens 
etwa 10.000 Euro. Diese Pflichteinlage 
wird nicht verzinst und nach Auszug 
rückerstattet oder bei Tod vererbt. 
Auch alle anderen BewohnerInnen-
müssen eine Genossenschaftseinlage 
leisten, deren Höhe abhängig von der 
Größe der Wohnung ist. Sie bekom-
men damit neben der Dauernutzung 
auch das Recht der Mitsprache in der 

jährlichen Mitgliederversammlung.
Neben den wohnversorgten Mitglie-

dern gibt es FördergenossInnen: priva-
te Förderer, örtliche Unternehmen 
oder Stiftungen, die ihr Kapital in 
sinnvollen und nachhaltigen Projek-
ten anlegen möchten. Ihre Mindestein-
lage beträgt 1.000 Euro. Die aktuell 
prognostizierte Verzinsung liegt bei 
2,8 Prozent jährlich. Ergänzend wird 
die Möglichkeit angeboten, projekt-
bezogene, nachrangige Darlehen zu 
zeichnen. Beispielsweise beim Wohn-
projekt Furtwangen beträgt ein solches 
Darlehen mindestens 2.000 Euro. Die 
Verzinsung liegt laufzeitabhängig 
zwischen 2,5 und 3,0 Prozent pro Jahr.

Durchdachtes Geschäftskonzept

Wichtig: Die Mitgliedschaft bei der 
OEKOGENO ist Voraussetzung für die 
Mitgliedschaft in der lokalen Genos-
senschaft. Beispielsweise müssen 
Interessierte für das Wohnprojekt 
in Furtwangen drei Anteile in Höhe 
von jeweils 33,71 Euro und damit 
101,13 Euro zeichnen. Auf diese Weise 
bekommen sie ebenfalls Mitsprache 
in der OEKOGENO. Dahinter steht 
ein Geschäftskonzept. Dessen Erfolg 
wird durch vielfältige Verknüpfungen 
sichergestellt. So ist der Vorstand der 
OEKOGENO eG gleichzeitig auch gebo-
rener Vorstand der einzelnen Hausge-
nossenschaften. Der Aufsichtsrat der 
Einzelgenossenschaften wird dagegen 
von deren Mitgliedern gewählt und 
mit eigenen Kandidaten, meistens 

Bewohnern, besetzt. Auf diese Weise 
gelingt eine Verzahnung der ethischen 
und wirtschaftlichen Anliegen.

Die vertraglich vereinbarten 
Dienstleistungen der OEKOGENO 
in der Bauphase durch Projektent-
wicklung einschließlich Bauplanung 
und –realisierung sowie Vertrieb und 
Finanzierung müssen bezahlt werden. 
Nach Bezug liegen Abrechnung und 
Verwaltung, also die kaufmännische 
Betriebsführung der Einzelgenossen-
schaft weiterhin bei der Dachgenos-
senschaft. Sie erhält dafür ein vertrag-
lich vereinbartes Entgelt. Die Ziele der 
Dachgenossenschaft und ihrer Mitglie-
der sind dennoch eindeutig politisch 
bzw. sozial und ökologisch – ganz in 
der Tradition der früheren Ökobank: 
Sie wollen professionell vorbereitet, 
inklusives Wohnen in einer Gemein-
schaft ermöglichen.

OEKOGENO EG, FREIBURG 

Inklusives Wohnen: Zusammenleben möglich machen

p Hat Vorbildfunktion: Das Mehrgenerationen-Wohnprojekt Vaubanaise in Freiburg.        			            Foto: OEKOGENO

ANZEIGE
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Schwarzfahrer-Freispruch in 
München

Das Landgericht München sprach 
am 26. April 2018 einen Aktions-
schwarzfahrer vom Vorwurf der 
»Erschleichung« einer Leistung frei. 
Das Urteil folgte logisch auf die Fest-
stellungen in der Beweisaufnahme, 
war die angeklagte Handlung doch 
eine bundesweit angekündigte Demo 
für Nulltarif und gegen die Krimina-
lisierung des Schwarzfahrens – und 
der sogenannte »Täter« mit anderen 
Beteiligten, Schildern, Transparenten 
und Flyern in den Zügen unterwegs. 
Doch die Staatsanwaltschaft geht 
volles Risiko und will das Urteil auf 
Oberlandesgerichtsebene überprüfen 
lassen. Ihr Argument: Eine Beförde-
rung beginnt schon mit dem Betre-
ten der Bahn und nicht erst mit der 
Abfahrt des Zuges. Setzt sie sich mit 
dieser absurden Rechtsauffassung 
durch, beginge jede*r eine Straftat, 
die*der zu einem Fahrkartenauto-
maten in der Bahn schreitet. Geht die 
Revision verloren, wäre bayernweit 
die Bahn frei für Aktionsschwarzfah-
rer*innen. 
Link: www.schwarzstrafen.tk

Verkehrswende- und Aktions-
schwarzfahrworkshops

Bonn, Mönchengladbach, Göttin-
gen, Halle, Rüsselsheim, Schwäbisch 
Hall, München, Gießen, Darmstadt 
… die Liste der Orte wird immer 
länger, in denen schon Verkehrs-
wende-Aktionsworkshops stattfan-
den. Überall anders kann das auch 
noch geschehen. Nach einer inhalt-

lichen Einführung werden Aktion-
sideen vorgestellt und dann das 
Aktionsschwarzfahren geübt. 
Kontakt für Terminabsprachen per Mail: 

saasen@projektwerkstatt.de (www.verkehrs-

wende.tk).

Verfahren wegen 
Neckarcastor eingestellt

Vor dem Amtsgericht Heilbronn 
wurde am 17. August 2018 gegen 
eine Aktivistin verhandelt, der 
vorgeworfen wurde, in der Nähe 
einer Kletteraktion gegen einen 
CASTOR-Transport auf dem Neck-
ar die Angabe ihrer Personalien 
gegenüber der Polizei verweigert 
zu haben. Nach Auseinanderset-
zungen um eine Einlassverfügung 
(die Polizisten gestattete, mit 
Schusswaffen im Saal zu sein) 
sowie Streit um die Hinzuziehung 
von fehlenden Dokumenten zu 
den Akten, wurden ein Polizist 
und eine Polizistin vernommen, 
die sich jedoch beide nicht an die 
angebliche Personalienverweige-
rung erinnerten. Das Verfahren 
wurde dann nach rund 1,5 Stun-
den eingestellt. Weitere Verfah-
ren im Kontext mit Neckar-CA-
STOR-Blockaden laufen noch. 
Weitere Infos: nirgendwo.info

Aktualisierter Kommentar 
zum Maßregelvollzugsrecht

Durch mehrere Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts in 
den Jahren 2011 bis 2013 gerieten 
die Rechtsgrundlagen für Zwangs-

behandlungen als »krank definierter 
Menschen ins Wanken. Bemerkens-
wert schnell zogen die Gesetzgeber in 
Bund und Ländern Verfahren durch, 
um wieder eine Rechtsgrundlage 
für Gewaltanwendungen in psychi-
atrischen Kliniken zu haben. Heinz 
Kammeier und Helmut Pollähne 
haben nun ihren Kommentar »Maßre-
gelvollzugsrecht« (2018, Verlag De 
Gruyter in Berlin, 951 S., 159,95 
Euro) in der vierten Auflage auf 
die neue Lage aktualisiert. Minutiös 
erläutern sie die Handlungsgrund-
lagen der forensischen Psychiatrie. 
Dabei gehen sie nicht Paragraph für 
Paragraph vor, sondern gliedern ihr 
Werk systematisch. Das macht das 
Lesen leichter, das Buch könnte auch 
als Lehrbuch durchgehen. Erschwert 
wird umgekehrt die konkrete Suche 
zu Erläuterungen, wenn es um einen 
speziellen Paragraphen geht. Alle 
relevanten Gesetze sind aber im Wort-
laut abgedruckt.

Tipps zum Art. 8 GG: 
Versammlungsrecht

Versammlungsrecht bricht 
Polizeirecht

Die Polizei handelt in der Regel 
nach Polizeirecht, das heißt Perso-
nalienkontrolle, Durchsuchungen, 
Platzverweise oder Gewahrsam-
nahmen zur Gefahrenabwehr. Bei 
Demonstrationen gilt das aber 
nicht. Aus Dietel/Gintzel/Kniesel: 
Demonstrations- und Versamm-
lungsfreiheit zu § 1, Rdn. 18: »Das 
VersammlungsG stellt für unmittel-
bar versammlungsbezogene Eingriffe 

eine abschließende Regelung dar, die 
als speziellere Regelung einem Rück-
griff auf das allgemeine Polizeirecht 
und seine Ermächtigungsgrundlagen 
ausschließt.« 

Mehr dazu in der Broschüre »Kreativ demons-

trieren« über www.aktionsversand.tk.

Was ist eine Demo, sprich: 
Wann gilt Versammlungsrecht?

Klare Antwort, die vielleicht über-
rascht: Fast immer bei politischen 
Aktivitäten in der Öffentlichkeit – 
und zwar ob die Akteur*innen wollen 
oder nicht. Denn jede »öffentliche 
Meinungskundgabe einer Personen-
mehrheit« (also ab zwei Personen) ist 
eine Demo, sagt das Verfassungsge-
richt. Ob die Demo angemeldet oder 
nicht ist, spielt keine Rolle. Geht die 
Polizei dagegen nach Polizeirecht 
vor, ist es illegal – und passiver 
Widerstand nach § 113 StGB nicht 
mehr strafbar.

Demorecht bricht Straßenver-
kehrsordnung

Wer für Aktivitäten eine Stra-
ße nutzen will, braucht nur eine 
Versammlung zu formen – dann 
gilt die StVO nicht mehr. Gewahr 
bleiben müssen nur noch Verhält-
nismäßigkeitsgrundsätze (also eher 
nicht: drei Leute für fünf Stunden 
auf der Autobahn) sowie andere 
Gesetze, die direkt aus dem Grund-
gesetz abgeleitet werden.

Platzverweis-Sofortaufhebung

Platzverweise basieren auf Poli-
zeirecht. Versammlungsrecht steht 

darüber. Wo also zwei oder mehr 
Menschen des Platzes verwiesen 
werden, können sie eine Demo 
dagegen (oder zu etwas anderem) 
durchführen – spontan und sofort. 
Für Dauer und Ort der Demo ist der 
Platzverweis dann aufgehoben.

Allzeit Demo-bereit

Das Versammlungsrecht ist viel-
fältiger als viele Kundgebungen. 
Nutzt das und seid stets in der Lage, 
aus zwei oder mehr Menschen 
eine Demo zu formen – z.B. durch 
Verteilen von Flyern oder Malen 
mit Kreide. So können ggf. Gesetz 
ausgehebelt werden.

Vermummungsverbot nach § 
17a VersG

Der Absatz 2 lautet: »Es ist auch 
verboten, an derartigen Veran-
staltungen in einer Aufmachung, 
die geeignet und den Umständen 
nach darauf gerichtet ist, die Fest-
stellung der Identität zu verhin-
dern, teilzunehmen oder den Weg 
zu derartigen Veranstaltungen in 
einer solchen Aufmachung zurück-
zulegen. « Das ist das sogenannte 
Vermummungsverbot. Danach ist 
Vermummung nur strafbar, wenn 
sie dazu dient, die Erkennung zu 
verhindern. Zu anderen Zwecken 
ist sie erlaubt – zumindest dort, wo 
noch das Bundesgesetz gilt. Sind 
schon Landesversammlungsgesetze 
erlassen, bitte dort gucken.

Jörg Bergstedt

Der Widerstand gegen den Braunkoh-
letagebau richtet sich nicht nur gegen 
die weitere Nutzung dieser fossilen 
Energie, er tritt auch für eine faire und 
demokratische Strompolitik ein.

ROBIN HERBST, »ENDE GELÄNDE«

Ab dem 14. Oktober will der 
KohleKonzern RWE die Reste eines 
12.000 Jahre alten Waldes roden. 
Der Braunkohle-Tagebau Hambach 
soll erweitert und die Braunkohle, 
die unter dem Wald liegt, verbrannt 
werden. Braunkohle ist der ineffizien-
teste, klima- und umweltschädlichs-
te Energieträger. Unter Missachtung 
aller Klimaziele will RWE dennoch 
weiterhin Strom daraus gewinnen, 
obwohl die Überproduktion schon 
jetzt die Netze verstopft und die Ener-
giewende behindert. »Ende Gelände« 
kämpft zusammen mit Anwohner*in-
nen aus dem Rheinland, Wald-Be-
wohner*innen, NGOs und Klimage-
rechtigkeits-Aktivist*innen aus ganz 
Europa für den Hambacher Forst und 
den sofortigen Kohleausstieg. 

Im vergangenen Winter wurde 
die Rodung zunächst vom Oberver-
waltungsgericht Münster und dann 
von der Landesregierung von Nord-
rhein-Westfalen gestoppt. Diesen 
Herbst kann die Rodung endgültig 
beendet werden. Das ist dann der 
Anfang vom Ende für den Tagebau 
Hambach – und damit der erste 
Schritt für den dringend notwendigen 
Kohleausstieg.

Dem Bündnis »Ende Gelände« geht 
es aber um mehr. Es geht um Gerech-
tigkeit: für die Ärmsten im globalen 
Süden, deren Lebensgrundlagen 
zerstört werden, obwohl es vor allem 
reiche Menschen im globalen Norden 
sind, die mit ihrem Lebensstil den 
Planeten erhitzen; für die Menschen 

in Braunkohle-Revieren wie dem 
Rheinland, deren Häuser, Schulen 
und Kirchen abgerissen werden, um 
darunter nach Kohle zu graben; und 
Gerechtigkeit bei der Energieversor-
gung, damit nicht länger die Rüstungs- 
und Automobil-Industrie Zugang zu 
günstigem Strom hat, während jähr-
lich mehr als 300.000 Menschen der 
Strom abgeklemmt wird.

Erneuerbare Energie für alle
 und bezahlbar

Die Mehrheit der Menschen in 
Deutschland steht zur Energiewen-
de und will den Kohleausstieg. Als 
»Prosument*innen« wollen sie ihren 
eigenen Strom produzieren und 
konsumieren. Die Bundesregierung 
handelt jedoch im Sinne der Konzer-
ne: Die Förderung für Bürgerenergie 
und Mieterstrom ist zusammengestri-

chen worden; der Strompreis hat sich 
für private Haushalte seit dem Jahr 
2000 mehr als verdoppelt. Großbe-
triebe verbrauchen 18 Prozent des 
Stroms, tragen aber nur 0,3 Prozent 
der Kosten für die Förderung von 
Erneuerbaren Energien. Bei den 
Netzentgelten zahlen private Haus-
halte mit geringem Stromverbrauch 
sechs Mal so viel wie Industriebetrie-
be. Die Schere zwischen Arm und 
Reich geht also auch im Energiesektor 
immer weiter auseinander.

In Deutschland existiert trotz zahl-
reicher Ökostrom-Anbieter noch 
immer ein Oligopol der »großen vier« 
Energiekonzerne RWE, Eon, Vatten-
fall und EnBW, die zusammen nicht 
nur mehr als die Hälfte des Strom-
marktes dominieren, sondern die 
auch die Stromnetze unter sich auftei-
len. Der Deal zwischen RWE und Eon, 
die Zerschlagung der RWE-Tochter 

Innogy, vergrößert die Marktdomi-
nanz sogar: RWE will sich um die 
Stromerzeugung kümmern – auch 
weiterhin mithilfe dreckiger Braun-
kohle aus dem Rheinland – und Eon 
besitzt dann insgesamt 1,5 Millionen 
Kilometer Strom- und Gasnetze.

Globaler Klassenkampf im 
Hambacher Forst

Durch den Eon-RWE-Deal werden 
5.000 Arbeitsplätze wegfallen. Hier 
zeigt sich, dass die Energiekonzer-
ne nie am Erhalt von Arbeitsplätzen 
interessiert sind, sondern immer nur 
an Profitsteigerung. Immer mehr 
Gewerkschafter*innen sprechen sich 
mittlerweile für die Energiewende 
aus. Zuletzt haben die Gewerkschaft 
der Polizei und ver.di NRW einen 
Rodungsstopp für den Hambacher 
Forst gefordert. Auch mit der Braun-

kohle-Gewerkschaft IG BCE suchen 
Menschen aus der Klimagerechtig-
keits-Bewegung seit vielen Jahren 
den Dialog. 

Die Angst vor einem plötzlichen 
Jobverlust ist verständlich und muss 
ernst genommen werden. Fest steht 
aber: Echte Klimagerechtigkeit 
braucht einen Klassenkampf, der die 
wichtigen Definitionen aus dem 19. 
Jahrhundert für den heutigen Kontext 
erweitert und der globale Gerechtig-
keit zum Ziel hat. Wir müssen die 
Stromkonzerne entmachten und den 
Menschen die Souveränität über die 
Energieversorgung selbst in die Hand 
geben – in Solidarität mit allen, die im 
globalen Süden ihre Lebensgrundlage 
verlieren und mit allen, die hierzu-
lande ihre Stromrechnungen nicht 
mehr zahlen können. »Ende Gelän-
de« steht für dezentrale Erzeugung 
und Einspeisung von erneuerbaren 
Energien, weniger Stromverbrauch 
vor allem in der Industrie, Strom-
netze, die gemeinschaftlich betrie-
ben und verwaltet werden. Das stellt 
das kapitalistische System in Frage. 
Und genau darum geht es: Wer 
Klimagerechtigkeit will, muss den 
Kapitalismus überwinden und eine 
grundlegende Transformation der 
Gesellschaft einleiten.

Der Hambacher Forst ist diesen 
Herbst der Kristallisationspunkt für 
diese Forderungen (siehe Seite 3). 
Gleichzeitig werden hier die Grund-
rechte auf Protest gegen eine willkür-
lich handelnde Polizei NRW und den 
Rodungs-Innenminister Herbert Reul 
verteidigt. Um den Wald zu retten, 
braucht es jetzt unseren Einsatz: Wir 
müssen uns mit unseren Körpern schüt-
zend zwischen die Kettensägen von 
RWE und die Bäume im Hambacher 
Forst stellen. Und wir müssen viele sein. 
Dann können wir es schaffen.

KRISTALLISATIONSPUNKT HAMBACHER FORST

Energieversorgung demokratisieren, den Wald und das Klima retten

p Solidaritätsbekundung mit der Waldbesetzung vor dem Alten Rathaus in Göttingen: Eine Gruppe von Klimaaktivist*innen stellt eine Szene 

aus den aktuellen Ereignissen im Hambacher Forst nach.    	  			           Foto: Ende Gelände Ortsgruppe Göttingen

REPRESSIONS- UND RECHTSFÄLLE
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Städte der Zuflucht, »Solidarity Cities«, furchtlose 
Städte und Rebellenstädte – in den letzten Jahren 
sind in den Städten des globalen Nordens ganz 
neue Formen der Auseinandersetzung um den 
urbanen Raum entstanden. In den Vereinigten 
Staaten hatten alle schon einmal von »Sanctuary 
Cities« gehört (Zufluchtsstädte, in denen Behörden 
die volle Zusammenarbeit mit den nationalen Ein-
wanderungsgesetzen verweigerten und Migran-
tInnen ohne Papiere und Geflüchteten begrenzte 
Unterkunft und Dienstleistungen boten), oder zu-
mindest von Donald Trumps Drohungen, diesen 
Städten die staatliche Finanzierung zu entziehen.

ANTJE DIETERICH, BERLIN

Die Idee der Zufluchtsstädte verbreitet sich 
nun ebenfalls in Europa, wo sie in letzter Zeit 
viel Aufmerksamkeit sowohl von JournalistIn-
nen als auch von ForscherInnen bekommen hat. 
Diese Entwicklungen zeigen, dass das Konzept 
der »Solidarity Cities« in den letzten Jahren eine 
politisch ernstzunehmende Idee geworden ist, 
und eine wachsende Bedrohung für die neoli-
berale und konservative Ordnung der Dinge auf 
dieser Welt darstellt.

Der gemeinsame Nenner für alle Städte und 
Gemeinden, die sich das Mäntelchen »Solidari-
ty City« umgehängt haben, ist, den städtischen 
Raum sicher zugänglich zu machen für ALLE 
NutzerInnen, unabhängig von deren aufent-
haltsrechtlichen Status. Darüber hinaus sind 
die Gemeinsamkeiten oft begrenzt. In den 
Vereinigten Staaten haben beispielsweise eini-
ge Städte die Zusammenarbeit zwischen ihrer 
eigenen Polizeibehörde mit den bundesstaatli-
chen Abschiebungsbehörden beendet. Andere 
Städte fokussieren sich eher auf »angstfreien 
Zutritt« und garantieren papierlosen Migran-
tInnen Zugang zu medizinischen, Bildungs- und 
anderen Einrichtungen, ohne dass die entspre-
chenden Behörden diese Informationen an die 
Einwanderungsbehörden weiter leiten. Wieder 
andere Städte bezeichnen damit lediglich ihren 
Anspruch, einen von Rassismus freien Lebens-
raum zu schaffen.

Diese Unterschiede spiegeln sich auch in 
den Identitäten und den Strategien der jewei-
ligen AkteurInnen, die sich dafür einsetzen, 
ihre Stadt zur »Solidarity City« zu erklären. An 
manchen Orten handelt es sich dabei um starke 
Graswurzel-Bewegungen, die ihren Behörden 
Druck machen, Schutzmaßnahmen umzuset-
zen.  In anderen Städten wiederum entschieden 
Stadtverwaltungen, ihre Städte zu »Solidarity 
Cities« zu erklären, ohne allerdings damit auch 
rechtliche Maßnahmen zu verbinden.  In wieder 
anderen Gemeinden bilden Graswurzelbewe-
gungen informelle Unterstützungsstrukturen, 
und werden dabei manchmal von den Stadtver-
waltungen sogar aktiv behindert.

»Sanctuary Cities« in Europa

Seit 2005 verbreitet sich die Idee auf dem 
europäischen Kontinent, auf dem eine ganze 
Reihe von Faktoren die politische Landschaft 
radikal veränderten. Zum einen öffnete der 
Arabische Frühling die Grenzen um Europa für 
Geflüchtete und MigrantInnen aus verschie-
denen afrikanischen Staaten und ermöglichte 
Geflüchteten, die bis dahin durch Abkommen der 
EU mit örtlichen DiktatorenInnen an inner-af-
rikanischen Grenzen und in Lagern zurück 
gehalten worden waren, bis an die EU-Grenzen 
vorzudringen. Zur gleichen Zeit wurden gerade 
jene Länder am härtesten von der Finanzkrise 
getroffen, in denen die Mehrzahl der Geflüch-
teten ankamen. Aufgrund der sogenannten 
Dublin-Verordnung, einem EU-Gesetz, das die 
Verantwortung der einzelnen Nationalstaaten 
Asylsuchenden gegenüber regelt, werden diese 
Länder ziemlich allein gelassen darin, mit den 
zunehmenden Zahlen Geflüchteter umzugehen. 
Zur gleichen Zeit wurden die Regierungen dieser 
Länder durch Sparvorgaben gezwungen, soziale 
und dringend notwendige Dienstleistungen für 
ihre Bevölkerungen stark zurück zu schneiden.  

Diese Bedingungen führten wiederum zur 
Entwicklung verschiedener Solidaritäts- und 
Selbsthilfeprojekten. So ist Athen bekannt für 
seine solidarischen Kliniken, Barcelona entwi-
ckelte solidarische Wohnungsbauprojekte und 
Neapel institutionalisierte die Zusammenar-
beit mit sozialen Bewegungen, - um nur einige 
Beispiele zu nennen. Innerhalb dieser Prozesse 
wurde

der Begriff »Sanctuary«, der eine religiöse 
Konnotation aufweist, häufiger ersetzt durch

das passendere Wort »Solidarität«. Genau 
wie in den Vereinigten Staaten variiert die 
Zusammensetzung der Akteure hinter diesen 
verschiedenen Sanctuary- und Solidaritäts-Städ-
ten stark. Der Bürgermeister von Neapel setzt 
sich beispielsweise für eine große Bandbreite 
an solidarischen Initiativen ein, während die 
anarchistische Bewegung in Athen selbst-or-
ganisiert Häuser besetzt. In Barcelona nehmen 
verschiedene soziale Bewegungen direkt an der 
Stadtverwaltung teil.

In all diesen Städten entstanden allerdings 
völlig neue Initiativen, die sich nicht mehr 
ausschließlich mit der Situation Illegalisierter 
befassten, sondern sich als solidarisch sahen mit 
all jenen, die vom alltäglichen Leben in der Stadt 
ausgegrenzt sind. Diese übergreifende Vorstel-
lung von Solidarität bewegt derzeit auch unser 
städtisches Projekt in Berlin.

Berlin als solidarische Stadt?

Es hat sich gezeigt, dass sogar Massenmobi-
lisierungen für Rechte Geflüchteter uns keinen 
Schritt nach vorn gebracht haben. Der Staat 
hat sich unseren Taktiken einfach angepasst: 
Demonstrationen dürfen sich friedlich durch 
die Innenstädte bewegen und dort eine Weile 
den Verkehr behindern – führen aber nicht zu 
irgendwelchen politischen Veränderungen. Die 
Besetzung eines alten Schulgebäudes provo-
zierte eine schnelle, extreme Reaktion, aber 
als der Staat merkte, dass eine Räumung nicht 
angesagt war, wurde einfach abgewartet bis das 
öffentliche Interesse sich einem neuen Thema 
zugewandt hatte. Wir benötigten also eine neue 
Idee, einen neuen Diskurs, neue strategische 
Antworten.

Sehr schnell entdeckten wir, dass innerhalb 
unserer Stadt und unseres täglichen Lebens 
sich Antworten finden ließen auf ziemlich 
grundlegende politische Fragen, wie z.B. der 
Frage der politischen Subjektivität unter den 
Bedingungen der durch den Neoliberalismus 
verursachten sozialen Fragmentierung. Die 
Subjektivität, die wir im Zentrum sehen, sind 
Nachbarn – Menschen mit denen wir den glei-
chen städtischen Raum teilen. Wir müssen keine 
gemeinsame Geschichte konstruieren, sondern 
definieren unser »wir« durch den miteinander 
geteilten alltäglichen Lebensraum. Mit dieser 
neuen Strategie ändern sich einige Definitionen, 
zuallererst natürlich die Trennung zwischen 
Geflüchteten, papierlosen Mitmenschen und 
BürgerInnen. Mit weiteren Verschärfungen des 
Asylrechts ist es eh nur eine Frage der Zeit bis 
noch viel mehr Geflüchtete illegalisiert werden 
– aber auch schon vorher teilen wir im täglichen 
Leben eine ganze Reihe von Problemen, provo-
ziert von Sparprogrammen, Gentrifizierung und 
neoliberalen Reformen. Kurz gesagt: Unter unse-
ren NachbarInnen finden sich unterschiedlichste 

Menschen, die im täglichen Leben in der Stadt 
ähnliche Erfahrungen machen müssen.

Was wir brauchten, um aus dieser Idee eine 
anwendbare Strategie entwickeln zu können, 
war ein Raum, um Ideen konkretisieren und 
umsetzen zu können. Mit Unterstützung durch 
GenossInnen von »No One Is Illegal« aus Toro-
nto schufen wir diesen Raum in Form unseres 
Bündnisses. In intensiven Gesprächen begannen 
wir die für die Geflüchteten und papierlosen 
Menschen in unserem Bündnis dringlichsten 
Felder heraus zu schälen: Gesundheit, Bildung, 
Arbeit, Wohnung und Schutz vor und durch das 
Gesetz.

Dann entschieden wir, für jeden dieser 
Themenbereiche Vorschläge zu erarbeiten, 
indem wir zuerst einmal fragten »Was sind die 
konkreten Probleme?« und dann: »Wie sähen die 
Lösungen für diese konkreten Probleme in Berlin 
aus?«. Antworten auf diese Fragen zu finden 
bedeutete manchmal ziemlich viel Recherche, 
und es bedeutete auch die Suche nach klei-
nen, machbaren Reformen. Beginnend mit 
dem Bereich Gesundheit ist es uns inzwischen 
gelungen, einen recht guten Überblick dazu 
zu bekommen, was es bedeuten würde, allen 
in Berlin Lebenden eine Krankenversicherung 
zu gewähren, einschließlich einiger klarer und 
einfacher Vorstellungen wie ein solches System 
realisiert werden kann.

Ein Modell der Selbstverwaltung

Die Entwicklung ganz konkreter Vorschläge 
ermöglicht es uns, Entscheidungsträger anzu-
sprechen und von ihnen zu verlangen, sich klar 
zu den konkreten Ideen zu positionieren. »Keine 
Grenzen, keine Nationen?« Stehen wir voll 
dahinter. Der Bürgermeister von Berlin tut das 
allerdings nicht, so wie es den meisten Menschen 
schwer fällt, sich eine Welt ohne Nationalstaa-
ten vorzustellen. Kindern medizinische Behand-
lung vorzuenthalten, das lässt sich allerdings 
der Wählerschaft nicht schmackhaft machen. 
Wir legen all unseren Nachforschungen das 
Verständnis zugrunde, dass unsere Gemeinschaft 
aus ALL unseren Nachbarn besteht und machen 
uns das bei der Lösungsfindung zur Richtlinie. 
Die von uns entwickelten Vorschläge verweigern 
erstens die Unterteilung nach Aufenthaltssta-
tus und bauen zweitens aufeinander auf; wir 
wollen erreichen, dass die Stimme der sozialen 
Bewegungen besser gehört wird, um uns besser 
schützen zu können vor den Rückschlägen, die 
es nach den Erfolgen der Vergangenheit nur 
allzu häufig gab.

Mit ähnlichen Problemen überall in Europa 
und anderswo haben sich parallele Ideen entwi-
ckelt. Begriffe wie »Cities of Change«, »Rebel 
Cities« oder »Solidarity Cities« stehen für unter-
schiedliche Versuche, Städte mit ähnlichen Visi-
onen einer radikal veränderten urbanen Zukunft 
zu verbinden. Anstatt gegen die langsamen und 
mächtigen Regierungen anzukämpfen, oder die 

neoliberale Basis der europäischen Union ändern 
zu wollen, ist unsere Idee eher die Schaffung 
von etwas wie einem Städteverbund, der sich 
außerhalb der größeren nationalstaatlichen 
Zusammenhänge, oder besser, parallel dazu, 
für Veränderung einsetzt.

Klingt das eher wie ein Zukunftstraum? Abso-
lut. Aber es ist ein Traum, für den es sich lohnt, 
zu kämpfen. Und dazu einer, dem wir uns in 
kleinen, machbaren Schritten annähern können. 
Vielleicht sollten wir es doch nicht Traum 
nennen, sondern es eher als eine Art politischen 
Horizont betrachten, auf den wir gemeinsam 
hin arbeiten. Mit einem solchen gemeinsamen 
Horizont können – und sollten! - wir unsere 
Bemühungen koordinieren, die gewonnenen 
lokalen Auseinandersetzungen kontextualisieren 
und uns diese kleinen Siege innerhalb unseres 
größeren Rahmens zunutze machen.

Übersetzt von Stefani Ross, Kassel

Dieser Artikel erschien in einer längeren Version und in engli-

scher Sprache zuerst im ROAR Magazine: https://roarmag.org/

magazine/urban-sanctuary-solidarity-cities-refugees/

ANZEIGE

SCHWERPUNKT SOLIDARITY CITIES

p Das bundesweite Bündnis »Gesundheit ist ein Menschenrecht« setzt sich politisch und praktisch dafür ein, dass auch Menschen aus anderen EU-Ländern, Menschen ohne Pa-

piere und Asylsuchende einen Zugang zur Gesundheitsversorgung bekommen.			           		                                      	   Foto: Umbruch Bildarchiv
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»Wir alle sind Bern!« Der Name ist Programm: 
Das Kollektiv engagiert sich in der beschaulichen 
Hauptstadt der Alpenrepublik für eine Ausweitung 
von Rechten und demokratischer Mitgestaltung. 
Ein neues Verständnis von Zugehörigkeit nimmt 
mit den Initiativen »CityCard«  und »Café Cosmo-
Polis« laufend Gestalt an.

CHRISTIAN METZGER, WIR ALLE SIND BERN

Montagabend in der »STUBE«. Die Koordina-
tionsgruppe von »Wir alle sind Bern« trifft sich 
nach einer längeren Sommerpause. Auf einmal 
ist diese Gruppe so heterogen zusammengesetzt, 
dass Hochdeutsch gesprochen wird. Da sich noch 
nicht alle kennen, beginnt die Sitzung mit einer 
Vorstellungsrunde. Teilnehmen können alle, die 
mitreden und mitmachen wollen. Diese Offenheit 
ist ein Trumpf des Kollektivs, verlangt aber gleich-
zeitig nach Strukturen, um informelle Hierarchien 
zu verhindern und echte Teilhabe zu ermöglichen. 
Bei der Initiative »Café CosmoPolis« klappt das 
ganz gut. Ende des Monats wird die »STUBE« 
jeweils zu einem rassismus- und diskriminierungs-
freien Raum, in dem Machtstrukturen verlernt 
werden sollen. Das Café CosmoPolis ist ein Ort 
der Zugehörigkeit, der Menschen ohne Wahlrecht 
eine Stimme und allen anderen die Möglichkeit 
gibt, mal zuzuhören und mit ihnen statt für sie, 
oder über sie zu reden. Es entwickelt sich eine 
gemeinsame Sprache und zahlreiche Ideen für ein 
selbstbestimmtes Zusammenleben aller. 

Anders sieht es bei der Arbeitsgruppe aus, die 
sich mit der komplexen Initiative einer CityCard 
auseinandersetzt. Offenheit und Partizipation 
sind hier mit Herausforderungen verbunden. Die 
Idee hinter der CityCard ist ein Ausweis für alle 
Bewohner*innen der Stadt nach dem Vorbild 
der Identitätskarte New Yorks (IDNYC). 2015 
eingeführt, ermöglicht die »IDNYC« undoku-
mentierten Migrant*innen den Zugang zu städ-
tischen und privaten Dienstleistungen, die das 
Vorzeigen eines Ausweises verlangen und einen 
Schutz vor Polizeikontrollen.

Seit die Stadtregierung zu Beginn dieses Jahres 
die Idee einer CityCard in ihren Schwerpunk-
teplan Integration aufgenommen hat, besteht 

auch in Bern die Hoffnung, dass Sans-Papiers 
in Zukunft mehr Freiheit geniessen. Die Mitglie-
der der Arbeitsgruppe erhoffen sich aber weit 
mehr. So erklärt Seraina, dass allein die Idee 
einer CityCard »einen neuen Spielraum eröffnet, 
wie wir über das Zusammenleben in der Stadt 
nachdenken können«. Dass unabhängig von 
Herkunft und Aufenthaltsstatus alle den gleichen 
Ausweis haben können, kommt in einer Stadt, 
in der wegen der restriktiven Schweizer Gesetze 
ein Viertel als »Ausländer*innen« gelten, einer 
kleinen Revolution gleich. Statt Sans-Papiers, 
Ausländer*innen und Schweizer*innen wären 
mit einer CityCard alle Berner*innen.

Solidarität ist keine Einbahnstrasse

Die CityCard ist in erster Linie ein Zeichen der 
Solidarität mit Sans-Papiers, aber reicht diese 
Solidarität, damit auch Nicht-Sans-Papiers von 

ihr Gebrauch machen? Wenn eine Identitätskar-
te nur von Sans-Papiers benützt wird, enttarnt 
sie diese, statt sie zu schützen. Vergünstigungen 
im ÖV, in Hallenbädern, Bibliotheken, Museen, 
oder im Veloverleihsystem zielen in Richtung 
eines erleichterten Zugangs zu öffentlichen 
Gütern und könnten zur Idee eines Ausweises 
für alle beitragen. Zudem ist Solidarität keine 
Einbahnstraße, sondern eine gegenseitige Unter-
stützung, die sich an gemeinsamen Werten 
orientiert. Aus diesem Grund erarbeitet »Wir 
alle sind Bern« Vorschläge, welche die Anlie-
gen von Menschen aufnehmen, die ebenfalls 
stark in ihrer selbstbestimmten Lebensführung 
eingeschränkt sind. Es besteht die Idee, über die 
freie Auswahl des Geschlechts auf der CityCard 
ein Anliegen der LGBTQ-Community aufzuneh-
men. Ein Zugang zu Rechtsschutz in Wohn- und 
Arbeitsfragen könnte allen finanziell schlechter 
gestellten weiterhelfen und die Idee, die City-

Card als Stimmrechtsausweis in konsultativen 
Verfahren zu nutzen, würde der Migrationsbe-
völkerung mehr Mitspracherechte einräumen. 

Ob diese Ideen und die CityCard als solche 
umgesetzt werden können, steht zurzeit noch 
in den Sternen. Vieles hängt von den Detailfra-
gen in den Verhandlungen mit Behördenvertre-
ter*innen ab. Für eine außerparlamentarische 
Organisation wie »Wir alle sind Bern« ist diese 
Zusammenarbeit ein Seiltanz. Einerseits sind 
nur die Behörden in der Lage, einen anerkann-
ten Identitätsausweis auszustellen, weshalb die 
affirmative Strategie und das Ausloten rechtli-
cher Spielräume durchaus Sinn ergibt. Anderer-
seits erhalten die Diskussionen um die CityCard 
einen neuen Fokus, wie Julia erklärt. Dies, weil 
durch die Zusammenarbeit mit den Behörden 
»die Interessen der Stadtverwaltung – und unter-
schiedliche Interessen innerhalb dieser Verwal-
tung – in die Verhandlungen getragen werden«. 
Die Vereinbarung der Geheimhaltung in diesen 
Verhandlungen hat zudem dazu geführt, dass 
auch die Arbeitsgruppe bisher hinter verschlos-
senen Türen Sitzung abgehalten hat. Der Fokus 
lag in dieser ersten Phase auf den Anliegen der 
Sans-Papiers, weshalb fast ausschliesslich Leute 
involviert waren, die gleichzeitig bei der Berner 
Beratungsstelle für Sans-Papiers aktiv sind. In 
der jetzigen Phase des Projekts steht allerdings 
eine Öffnung der Arbeitsgruppe und Partizipati-
on an. Geplant ist ein Stadtforum zur CityCard in 
Berns Westen, um die Anliegen und Perspektiven 
der stark durch Migration geprägten Quartier-
bevölkerung aufzunehmen.

Angesichts dieser Ausgangslage, das transfor-
mative Ideal einer Solidarischen Stadt, den parti-
zipativen Ansatz und das außerparlamentarische 
Selbstverständnis von »Wir alle sind Bern« nicht 
aus den Augen zu verlieren, bleibt eine ständige 
Herausforderung. Isabel, die in der Vorstellungs-
runde gesagt hat, »sie müsse frech werden, wenn 
es ungerecht zu und her geht« drückt es so aus: 
»Die Zusammenarbeit mit den Behörden ist ein 
Tanz, aber wir müssen aufpassen, dass wir den 
Takt angeben«.

Link: https://wirallesindbern.ch 

In fünf Städten haben Anfang September dezen-
trale Aktionstage für eine solidarische Stadt 
stattgefunden. Die Aktivist*innen aus Hanau, 
Frankfurt, Berlin, Darmstadt und Kassel orga-
nisierten jeweils ein dreitägiges Programm mit 
Diskussionen, Ausstellungen, Filmvorführungen, 
Vorträgen und Aktionen. Im Mittelpunkt standen 
Kämpfe gegen Abschiebungen und für ein Blei-
berecht, Kampagnen für Bürger*innenasyl und 
die Notwendigkeit, Schutzstrukturen in Richtung 
solidarischer Städte aufzubauen.

REGINE BEYSS, SOLIDARITY CITY KASSEL

 Das Datum der Aktionstage vom 4. bis 6. 
September 2018 war bewusst gewählt: Genau 
drei Jahre zuvor fand der große Marsch der 
Hoffnung und der Durchbruch gegen das Grenz-
regime auf der Balkanroute statt. Die Lage hat 
sich seitdem nicht beruhigt, im Gegenteil: Die EU 
betreibt weiterhin  eine brutale Abschottungspo-
litik und kriminalisiert diejenigen, die sich ehren-
amtlich zur Seenotrettung von Geflüchteten auf 
das Mittelmeer begeben. Gleichzeitig zeigen uns 
auch die Geschehnisse in Chemnitz, dass unsere 
Solidarität endlich praktisch werden muss.

In verschiedenen Veranstaltungsformaten 
näherten sich die Teilnehmenden der Aktions-
tage in Kassel der Frage, wie eine solche Soli-
darität aussehen kann. Zuerst diskutierten sie 
zusammen mit Violetta Bock, Stadtverordnete 
der Fraktion Kasseler Linke, welche Möglich-
keiten es gibt, Druck auf die Kommunalpolitik 
zu machen, ihren Handlungsspielraum besser 
auszunutzen. So läuft aktuell eine Online-Petiti-
on für Seenotrettung und eine solidarische Stadt, 
die bislang über 1.100 Menschen unterschrieben 
haben. Ziel ist es, Kassel offiziell zu einem siche-
ren Hafen zu erklären und die Aufnahme von 
Geflüchteten anzubieten.

Im »Salon« erzählten Aktivist*innen mit und 
ohne Fluchterfahrung von ihren solidarischen 
Kämpfen, die sie tagtäglich in Kassel führen. 
Geflüchtete schilderten unzählige Schwierigkei-
ten: Sie fühlen sich bewusst schlecht informiert, 
bekommen oft Formulare nur auf Deutsch und 
müssen immer wieder Gespräche ohne Dolmet-
scher*innen führen. In den Unterkünften stünde 
fast jede Nacht die Polizei vor der Tür und durch-
suche routinemäßig gleich mehrere Zimmer, 
wenn sie die gesuchte Person zur Abschiebung 
nicht vorfinden. Trotzdem sind die Geflüchteten 
inzwischen verpflichtet, sich nachts in der Unter-
kunft aufzuhalten oder einen anderen Aufent-
haltsort anzugeben. Mit vielen dieser Themen 
kommen die Menschen zum »still no one is ille-
gal-Meet Up«, einem informellen Treffpunkt in 
Kassel. Freiwillige bieten hier einen Ort zum 
Austausch und Fragen stellen.

Kirchenasyl wird angegriffen

Zwei Pfarrer aus Kassel berichteten von recht-
lichen Verschärfungen, die das Kirchenasyl 
massiv erschweren. Sie könnten dadurch nicht 
nur weniger Menschen unterbringen, sondern 

seien auch mit der Kriminalisierung ihrer Arbeit 
konfrontiert. Womöglich drohen in Zukunft 
Strafanzeigen. Der Bedarf sei indes immer 
noch riesig. Regelmäßig müssten sie Menschen 
abweisen, für die das Kirchenasyl die letzte 
Möglichkeit auf einen zumindest halb-legalen 
Status wäre.

Der Bedarf an solidarischen Strukturen in 
Kassel ist also unbestritten. In einem World-Ca-
fé wurden deshalb verschiedene Bereiche einer 
Solidarity City konkreter diskutiert und ausfor-

muliert. In kleinen Gruppen ging es u.a. um die 
Themen Bürger*innenasyl, juristische Beratung, 
Öffentlichkeitsarbeit, Versorgung und Vernet-
zung. Erste Schritte in Richtung einer solida-
rischen Stadt, die in Zukunft aber noch viele 
Unterstützer*innen und mehr Aufmerksamkeit 
braucht, um tatsächlich wirksam zu werden.

Link zur Online-Petition:

https://weact.campact.de/petitions/kassel-apell-fur-seenotret-

tung-und-eine-solidarische-stadt 
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SOLIDARIT Y CITIES IN DER SCHWEIZ

Im Tanz mit den Behörden den Takt angeben
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p Eindrücke vom Café CosmoPolis in Bern.      					                      Foto:  Wir alle sind Bern

DEZENTRALE AKTIONSTAGE

Ein praktisches Zeichen der Solidarität

p Bei den Aktionstagen in Kassel berichteten Aktivist*innen mit und ohne Fluchterfahrungen von ihren solidarischen 

Kämpfen.             								        Foto:  Regine Beyss
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In den letzten zwei Jahren haben sich in Deutsch-
land und der Schweiz eine Reihe von Initiativen 
für Solidarische Städte gegründet – derzeit in 18 
Städten und einem Landkreis. Weltweit gibt es 
über 500 Solidarity Cities. Am Anfang stand die 
Idee, den gesellschaftlichen Öffnungsprozess des 
Jahres 2015, die über fünf Millionen Engagierten in 
der »Willkommenskultur«, in den Städten konkret 
infrastrukturell zu verankern und gegen die drohen-
de rassistische Implosion zu verteidigen.

EBERHARD JUNGFER, OSNABRÜCK UND 

JANI KUGE, FREIBURG

Der Minimalkonsens, der allen Gruppen 
zugrunde liegt, ist die Überzeugung, dass alle 
Menschen, die in einer Stadt wohnen, dort 
gleichberechtigt leben und partizipieren können, 
ohne Ausgrenzung und Diskriminierung. Die 
drei Säulen von Solidarity City sind deshalb: 1. 
No Deportations, 2. Keine rassistischen Perso-
nenkontrollen und 3. »Access without Fear«: 
Teilnahme am städtischen Leben und Nutzung 
der städtischen Einrichtungen ohne Angst vor 
polizeilichen Übergriffen.

Die Attraktivität des Konzepts liegt sicherlich 
darin, dass es für selbstorganisierte Refugees, für 
Menschen aus den Communities, Aktivist*innen, 
Menschen aus der Willkommenskultur und aus 
anderen Initiativen bis hin zur Kommunalpolitik 

ein arbeitsteiliges, aber doch gemeinsames Konzept 
und Diskussionsprozesse über die je persönlichen 
und politischen Grenzen hinweg geben kann.

Selbstorganisation der Geflüchteten

Inzwischen gab es eine Reihe von überregio-
nalen Treffen des Netzwerks. In den Diskussio-
nen wurde schnell deutlich, dass ein vierte Säule 
nötig ist: die Grundbedürfnisse der Migrant*in-
nen, das heißt Wohnraum, medizinische Versor-
gung, Bildung und »faire« Löhne sind zentral 
für gesellschaftliche Teilhabe – und es wurde 
klar, das genau dies die Terrains sind, auf denen 
sich auch gemeinsame Kämpfe von Geflüchteten 
und urbanen Unterschichten entfalten könnten. 
Zudem wurde uns zunehmend deutlich wie 
wichtig die Selbstorganisation der Geflüchte-
ten und unser Verhältnis zu den migrantischen 
Communities in Zukunft sein werden.

Diese Bereiche wurden bei einem bundeswei-
ten Treffen im Frühling 2018 als »Umkämpf-
te Räume« thematisiert. Die Arbeit auf diesen 
Feldern steht allerdings noch am Anfang – abge-
sehen von der Durchsetzung des Anonymen 
Krankenscheins in Berlin, ersten Ansätzen im 
Bereich von Bildung und Ausbildung oder den 
Aktionen zur Verbesserung der Situation von 
Obdachlosen in Frankfurt. In den meisten Städ-
ten blieben die Aktivitäten auf Geflüchtete orien-

tiert; und in der Tat stellen diese auch meist den 
am schwersten entrechteten Teil unserer Gesell-
schaft dar. So wurde zum Beispiel das Thema 
Urban Citizenship in Hamburg (siehe Artikel 
Seite 12) und in Bern aufgenommen (siehe Arti-
kel Seite 10). In Hanau, Göttingen und Berlin 
gibt es Initiativen zum »Bürger*innenasyl«, 
um insbesondere Geflüchtete aus Afghanistan 
vor Abschiebung zu schützen. In Osnabrück ist 
das Bündnis #Schlafenlassen vor allem gegen 
Dublin-Deportationen aktiv.

Derzeit laufen an vielen Orten die Vorberei-
tungen für die Welcome-United Parade am 29. 
September in Hamburg. Es gibt die Hoffnung, 
dass diese Parade auch Impulse in die einzelnen 
Initiativen zurückgibt. Ein wichtiges Problem 
scheint darin zu liegen, dass sich der Sinn einer 
Beteiligung an einem Solidarity-City-Netzwerk 
tausenden Willkommensinitiativen in Deutsch-
land und der Schweiz vielerorts nicht erschließt. 
Viele Gruppen versuchen oft sich als unpolitisch 
darzustellen, als milde Gabengeber*innen, die 
bei Abschiebungen oft wegsehen. Diese Haltung 
ermöglichte die stückweise Verschärfung der 
Asylrechte. Solidarity City soll das Thema politi-
sieren und statt milder Gaben solidarische Hilfe 
und Zusammenarbeit einfordern. 

Wie geht es weiter?

Der Protest gegen die Behinderung der 
Seenotrettung auf dem zentralen Mittelmeer 
(#Seebrücke) und neuerdings die Ereignisse in 
Chemnitz haben den Ruf nach Solidarity Cities 
in weiteren Kreisen interessant gemacht. Die 
Bürgermeister*innen von Köln, Wuppertal, 
Solingen und Berlin haben ihre Bereitschaft 
erklärt, einen Teil der aus Seenot geretteten 
Menschen aufzunehmen. In Osnabrück hat der 
Stadtrat einen entsprechenden Beschluss gegen 
den Willen des Bürgermeisters gefasst. In letzter 
Zeit gab es auch wichtige Demos in Orange und 
das Konzert in Chemnitz.

Aber es gibt Probleme: Die Seenotrettung 
steckt in einer tiefen Krise. Die Städte bieten 

die Aufnahme von aus der Seenot geretteten 
Menschen zu einem Zeitpunkt, an dem keine 
Menschen mehr ankommen. Es wird eine 
Symbolpolitik betrieben, die in der aktuellen 
politischen Landschaft gut platziert ist, die aber 
ohne Konsequenz bleibt, so lange die Seenotret-
tungs-NGOs weiter behindert werden. Die Städ-
te signalisieren Weltoffenheit und schützen sich 
vor Reisewarnungen. Das Wort von einer Soli-
darischen Stadt findet in dem Maß Verbreitung, 
in dem wichtige Inhalte – und insbesondere der 
Kampf gegen Deportationen – in den Hinter-
grund treten. Wir müssen daher versuchen, 
unsere Themen präsent zu halten: Wir fordern 
sichere Fluchtwege, und zugleich fordern wir die 
Abschaffung der Residenzpflicht, die Geflüchtete 
in Sachsen oder Brandenburg akut der Gefahr 
von Attacken von Rechten aussetzt. Wir disku-
tieren auch, was gegen Ankerzentren zu tun ist. 
Und was für die Aufnahme der hunderttausen-
den Refugees im Limbo, die sich in Südeuropa 
kein Leben aufbauen können.

Das Netzwerk steht also vor wichtigen Schritten 
und Fragen: Inwieweit soll die Kommunalpoli-
tik einbezogen werden? Wir brauchen Sympa-
thie und Multi-Kulti als positive Bezugspunk-
te, aber wir dürfen uns darin nicht aufsaugen 
lassen. Genauso wenig wie sich Solidarität auf 
den städtischen Rahmen beschränken kann. Wir 
brauchen nicht nur lokale Solidarität, sondern ein 
europäisches solidarisches Netzwerk mit sicheren 
Städten und guten Unterkünften, sicheren Häfen, 
Migrationskorridoren, Informations- und Versor-
gungszentren – am besten mit der Unterstützung 
von Stadtverwaltungen. Wir wollen die »Vielfalt« 
nicht nur feiern und in bunten Flyern behaupten, 
sondern sie gezielt herstellen. Ein nächster Schritt 
wäre, wenn sich in mehreren Städten Willkom-
menszentren mit Infopoint und Übernachtungs-
möglichkeit gründen würden.

Weitere Infos:

www.solidarity-city.eu 

www.welcome-united.org

www.antiracist-parade.org  

SCHWERPUNKT SOLIDARITY CITIES

STAND UND PERSPEK TIVEN DES SOLIDARIT Y-CIT Y NETZWERKS

Politische Strategien statt milder Gaben

ANZEIGE

Die Stadt als Zufluchtsstätte und Schutzraum, als Ort 
für die Entwicklung einer solidarischen Praxis des 
Miteinanders, und als Ort, an dem sich Menschen 
ungeachtet ihrer Herkunft, ihres Aufenthaltesstatus, 
ihrer finanziellen Möglichkeiten frei und angstfrei 
bewegen, an den Versorgungsstrukturen teilhaben, 
leben, wohnen und arbeiten können, ist der zentrale 
Bezugspunkt der Solidarity Cities.

AK BÜRGER*INNENASYL, FRANKFURT AM MAIN

 Die »Schutzraumtage / Drei Tage im September« 
boten daher einen guten Anlass für die erste Auftakt- 
und Informationsveranstaltung zur in Frankfurt am 
Main gestarteten Bürger*innenasyl-Kampagne.

 Dem »Schutzraum Sofa«, so der Titel 
der Veranstaltung zu »Idee und Praxis von 
Bürger*innenasyl«, also dem Aufnehmen von 
Menschen, die von Abschiebung bedroht sind, 
in Privatwohnungen, wurde sich aus zwei Pers-
pektiven angenähert: 

Zum einen über die Frage nach der Legitimi-
tät, der politischen und humanitären Notwen-
digkeit von Bürger*innenasyl als zivilgesell-
schaftliche Form des Widerstands und Ausdruck 
des Protests gegen die immer weiter vorange-
triebenen Verschärftungen der Abschiebepolitik 
und -praxis und damit gegen die Aushöhlung des 
Grundrechts auf Asyl. Im Fokus stand hierbei 
der*die Bürger*in als handelndes, die Stadtge-

sellschaft und das Zusammenleben in der Stadt 
gestaltendes Subjekt und dort als – unter den 
gegebenen Umständen – Gegenspieler*in zur 
herrschenden Politik, wo diese von Unmensch-
lichkeit, von reaktionären bis rechtsgerichteten 
Strömungen geprägt ist.

Zum anderen ermöglichten Berichte von Vertre-
ter*innen einer Gemeinde, die Kirchenasyl gewährt, 
und von einer bereits bestehenden Bürger*innena-
sylinitiative einen informativen Einblick in die 
Praxis und ihre besonderen Herausforderungen, 
sowohl auf Seiten der Unterstützer*innen als auch 
auf Seiten der beiden anwesenden Geflüchteten, 
deren Freude über die tatkräftige Unterstützung, die 
letztlich für beide ein Bleiberecht zur Folge hatte, 
sowie die Wertschätzung der erfahrenen Solidarität 
deutlich zum Ausdruck kam.

Eine Video-Umfrage, die im Vorfeld der Veran-
staltung gemacht wurde, zeigt, dass die Idee 
des Bürger*innenasyls noch nicht weit verbrei-
tet ist. Umso mehr macht es uns Mut, dass die 
Resonanz der Besucher*innen der Veranstaltung 
so positiv war und die Idee, Menschen durch 
die Aufnahme in den eigenen vier Wänden vor 
einer Abschiebung zu schützen, auf so große 
Unterstützung traf. Wir werden die Kampagne 
weiter vorantreiben und freuen uns über jede 
Unterstützung und Solidarität. Am Ende der 
Veranstaltung herrschte über eines Einigkeit: 
Solidarität muss praktisch werden.

FRANKFURT AM MAIN

Schutzraum Sofa

p Solidarisch in der Provinz: die Initiative »ZuFlucht Wendland« (siehe Infokasten).        	           Foto: ZuFlucht Wendland
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Kampagne im Wendland

Die Idee der Kampagne »ZuFlucht Wendland« ist es, 10.001 Flüchtlinge direkt aus Flüchtlingslagern 
ins Wendland einzuladen. Eine breite Bewegung soll die Aufnahme vor Ort vorbereiten und eine Art Mo-
dellregion aufbauen. Die Initiator*innen sind der Meinung, dass im Wendland Ideen entwickelt werden 
müssen, wie das Leben dort in 20 Jahren aussehen kann: »Es ist eine Chance für unsere Region, wenn 
tatkräftige Neuwend*innen hierher ziehen und mit uns zusammen Wege in eine lebendige moderne Ge-
sellschaftsform auf dem Land entwickeln.«

Probleme bei der Aufnahme von Geflüchteten seien häufig hausgemacht: Abschiebeandrohungen, 
Arbeitsverbote und Ausschluss vom Gesellschaftsleben ließen sich vermeiden, wenn unnötige Diskrimi-
nierungen nicht stattfinden und die Geflüchteten normale Bürger*innenrechte bekämen. 

Im Wendland gibt es bereits vielfältige Erfahrungen mit der praktischen Umsetzung von gesellschaftli-
chen Utopien. »ZuFlucht Wendland« könnte eine neue verbindende Vision werden, die ganz viele Men-
schen in der Region mittragen. 

Zu diesem Thema wurde eine Ausstellung entwickelt: Auf Bannern stellen sich Geflüchtete vor, die im 
Lauf der letzten Jahrzehnte im Wendland ankamen. Begleitend und ergänzend gibt es Lesungen, Info- 
und Kultur-Impulse, wie zum Beispiel das Café ZuFlucht. Es werden Orte gesucht, wo die Bilder – gerne 
im Zusammenhang mit einer Veranstaltung – gezeigt werden können.

Weitere Infos: www.zuFluchtWendland.de
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Das Bündnis #unteilbar organisiert für Samstag, 13. 
Oktober, eine Großdemonstration in Berlin. Damit will 
das breite zivilgesellschaftliche Bündnis ein Zeichen 
für eine offene und solidarische Gesellschaft setzen. 
Wir dokumentieren hier den Aufruf, den auch die 
Contraste-Redaktion unterzeichnet hat:

»Es findet eine dramatische politische 
Verschiebung statt: Rassismus und Menschen-
verachtung werden gesellschaftsfähig. Was 
gestern noch undenkbar war und als unsagbar 
galt, ist kurz darauf Realität. Humanität und 
Menschenrechte, Religionsfreiheit und Rechts-
staat werden offen angegriffen. Es ist ein Angriff, 
der uns allen gilt.

Wir lassen nicht zu, dass Sozialstaat, Flucht und 
Migration gegeneinander ausgespielt werden. Wir 
halten dagegen, wenn Grund- und Freiheitsrechte 
weiter eingeschränkt werden sollen.

Das Sterben von Menschen auf der Flucht 
nach Europa darf nicht Teil unserer Normalität 
werden. Europa ist von einer nationalistischen 
Stimmung der Entsolidarisierung und Ausgren-
zung erfasst. Kritik an diesen unmenschlichen 
Verhältnissen wird gezielt als realitätsfremd 
diffamiert.

Während der Staat sogenannte Sicherheits-
gesetze verschärft, die Überwachung ausbaut 
und so Stärke markiert, ist das Sozialsystem 
von Schwäche gekennzeichnet: Millionen leiden 
darunter, dass viel zu wenig investiert wird, etwa 
in Pflege, Gesundheit, Kinderbetreuung und 
Bildung. Unzählige Menschen werden jährlich 
aus ihren Wohnungen vertrieben. Die Umvertei-
lung von unten nach oben wurde seit der Agenda 
2010 massiv vorangetrieben. Steuerlich begüns-
tigte Milliardengewinne der Wirtschaft stehen 
einem der größten Niedriglohnsektoren Europas 
und der Verarmung benachteiligter Menschen 
gegenüber.

Nicht mit uns – Wir halten dagegen!
Wir treten für eine offene und solidarische 

Gesellschaft ein, in der Menschenrechte unteil-
bar, in der vielfältige und selbstbestimmte 
Lebensentwürfe selbstverständlich sind. Wir 
stellen uns gegen jegliche Form von Diskri-
minierung und Hetze. Gemeinsam treten wir 
antimuslimischem Rassismus, Antisemitismus, 
Antiziganismus, Antifeminismus und LGBTIQ*- 
Feindlichkeit entschieden entgegen.

Wir sind jetzt schon viele, die sich einsetzen:
Ob an den Außengrenzen Europas, ob vor 

Ort in Organisationen von Geflüchteten und 
in Willkommensinitiativen, ob in queer-fe-
ministischen, antirassistischen Bewegungen, 
in Migrant*innenorganisationen, in Gewerk-
schaften, in Verbänden, NGOs, Religionsge-
meinschaften, Vereinen und Nachbarschaften, 
ob in dem Engagement gegen Wohnungsnot, 
Verdrängung, Pflegenotstand, gegen Überwa-
chung und Gesetzesverschärfungen oder gegen 
die Entrechtung von Geflüchteten – an vielen 
Orten sind Menschen aktiv, die sich zur Wehr 
setzen gegen Diskriminierung, Kriminalisierung 
und Ausgrenzung.

Gemeinsam werden wir die solidarische 
Gesellschaft sichtbar machen! Am 13. Oktober 
wird von Berlin ein klares Signal ausgehen: 

Für ein Europa der Menschenrechte und der 
sozialen Gerechtigkeit!

Für ein solidarisches und soziales Miteinander 
statt Ausgrenzung und Rassismus!

Für das Recht auf Schutz und Asyl – Gegen 
die Abschottung Europas!

Für eine freie und vielfältige Gesellschaft!
Solidarität kennt keine Grenzen!«

Weitere Infos unter: https://www.unteilbar.org 

»Recht auf Stadt für alle!« – diese Losung bricht 
sich bislang noch an der Realität der Städte von 
heute. Die sieht so aus: Es gibt Bürger erster Klasse, 
die die Nationalität des Staates haben, zu der die 
Stadt gehört – ihnen stehen im Prinzip alle Möglich-
keiten offen; Bürger zweiter Klasse, die eine »ak-
zeptierte« Nationalität haben und Steuern zahlen, 
aber nicht wählen dürfen; und Bürger dritter Klas-
se, deren Nationalität für die Stadt des globalen 
Nordens wertlos ist und die zu einem Leben ohne 
Teilhabe verdammt sind. Die meisten Menschen 
halten diese städtische Klassengesellschaft heute 
für normal. Tatsächlich ist sie eine junge Ausgeburt 
des Systems der Nationalstaaten. Es koppelt das 
Bürger-Sein, auf Englisch treffender »Citizenship« 
genannt, an die Staatsangehörigkeit. 

NBO, HAMBURG

»Bis zum späten 18. Jahrhundert war Citi-
zenship sowohl in rechtlicher als auch in sozio-
logischer Hinsicht wesentlich mit der Stadt 
verbunden«, betonten die Politikwissenschaft-
ler Engin Isin und Myer Siemiatycki, als schon 
1999 in Toronto eine Debatte über eine Urban 
Citizenship, eine Stadtzugehörigkeit, in Gang 
kam. Zurecht, denn »Städte sind Orte, wo die 
eigentliche Bedeutung, Inhalt und Ausmaß 
von Citizenship hergestellt und immer wieder 
neu produziert werden«, wie Isin und Siemia-
tycki feststellten.

Täglich strafen Städte die Fiktion der homo-
genen Nation Lügen. Mark Terkessidis etwa 
zeigt in seinem Buch »Interkultur« sehr schön, 
wie die Lebenswirklichkeit von Stadtbewoh-
ner*innen Netze in andere, in viele Städte 
spinnt, die irgendwo auf der Welt liegen. Jede 
Stadt ist vielmehr ein Knoten aus Biographi-
en unterschiedlichster Herkunft, die nationale 
Grenzen transzendieren.

»Ich plädiere deshalb für einen ›post-migran-
tischen‹ Blick auf Stadt: Die Stadt besteht 
aus Menschen, die da sind. Das muss der 
Ausgangspunkt sein – nicht eine wertende 
Unterscheidung«, sagt Erol Yıldız, Migrations-
forscher an der Universität Innsbruck. Eine 
Urban Citizenship, eine akzeptierte Stadtzu-
gehörigkeit für alle, »die da sind«, wäre eine 
logische Konsequenz.

ID-Karten für Stadtbewohner*innen

In einigen US-Städten hat man diese Konse-
quenz in Ansätzen bereits gezogen. New York 
City, San Francisco, Chicago, Oakland oder 
New Haven geben seit einigen Jahren ID-Kar-
ten für Stadtbewohner*innen heraus, die 
unabhängig von Nationalität und Aufenthalts-
status sind. Angestoßen wurde diese Entwick-
lung von migrantischen Nachbarschaftsorgani-

sationen wie »Make The Road« in New York. 
Die Städte wiederum ließen sich zum Teil aus 
pragmatischen Gründen darauf ein. 

New Haven, das 2007 als erste US-amerika-
nische Stadt eine solche Karte einführte, woll-
te damit einer Kriminalitätswelle begegnen, 
die vor allem Geflüchtete und Sans-Papiers 
(Menschen ohne Papiere) betraf. Die konn-
ten bis dato kein Bankkonto eröffnen, trugen 
oft genug ihr weniges Geld mit sich herum 
und wurden immer wieder ausgeraubt. Die 
Urban-Citizenship-Karte ermöglichte diesen 
»Walking ATM« (wandelnden Geldautoma-
ten), wie man in New Haven bald sagte, ihr 
Geld wie jeder offizielle Stadtbürger zur Bank 
zu tragen.

Auch wenn die US-Stadtausweise noch keine 
offizielle Arbeitserlaubnis beinhalten, erwei-
tern sie die Teilhabe am städtischen Leben 
beträchtlich. Wer die Karte hat, kann sich 
etwa in New York in städtischen Bildungs-
einrichtungen einschreiben, Stadtbibliothe-
ken nutzen, verbilligt Medikamente bekom-
men und darüber hinaus etliche kulturelle 
Einrichtungen zu günstigeren Preisen besu-
chen. Ganz wichtig vor allem für Sans-Papiers 
ist, dass die »New York Identification Card« 
sie vor Polizeiübergriffen schützt. Wer sich 
mit ihr ausweist, kann nicht in Gewahrsam 

genommen werden. 900.000 New Yorker*in-
nen haben sich seit Beginn der Kartenausgabe 
2015 das Dokument geholt.

Und in Europa?

Von solchen Möglichkeiten städtischer Teil-
habe können etliche Bewohner*innen euro-
päischer Städte, die gerade einmal geduldet 
werden, nur träumen. In drei Städten ist das 
Konzept immerhin auf der Tagesordnung: 
Zürich, Bern und Hamburg (siehe auch Artikel 
auf Seite 11). In Zürich haben Aktivist*innen 
bereits ein Rechtsgutachten für eine »Zürich 
City Card« anfertigen lassen, die Zürcher Stadt-
regierung prüft seit einiger Zeit in einem eige-
nen Gutachten, inwieweit sie gegen Schweizer 
Bundesrecht verstoßen würde.

Um die Debatte auch in Hamburg anzusto-
ßen, hat das Netzwerk Recht auf Stadt in der 
G20-Woche 2017 begonnen, schon einmal 
einen Prototyp für eine Hamburg Urban Citi-
zenship Card herauszugeben. Die ist selbst-
verständlich kein offizielles Dokument. Aber 
als symbolisches Papier soll sie sowohl in 
Freundeskreisen als auch auf Behörden oder 
bei der Polizei vorgezeigt werden, um zu irri-
tieren und im besten Fall ins Gespräch über 
die Thematik zu kommen. Rund 1.000 Karten 

hat das Netzwerk Recht auf Stadt seit Juli 
2017 herausgegeben. Für 2019 ist ein eigenes 
Rechtsgutachten und eine stadtweite Kampa-
gne geplant.

Die post-migrantische Stadt

Es geht dem Netzwerk nicht darum, das 
Beispiel der US-Städte nachzuahmen. Zu 
klären wäre, was eine Urban Citizenship-Karte 
etwa für Hamburg im Idealfall leisten soll. In 
jedem Fall geht es langfristig aber darum, die 
Papiere der Realität der post-migrantischen 
Stadt anzupassen und nicht die Lebensrealität 
einiger Stadtbewohner*innen ihren Papieren.

Für viele ist das Konzept einer Urban Citi-
zenship indes noch gewöhnungsbedürftig. 
»Was habe ich von solch einer Karte?«, wird 
hier oft gefragt. Doch das ist die falsche Frage. 
Je mehr Bewohner*innen am Ende einen 
Stadtausweis haben, desto weniger ist er 
ein Dokument zweiter Klasse, das diejenigen 
verrät, die es wirklich dringend brauchen. Im 
Sinne einer solidarischen Stadt sollten gerade 
auch diejenigen, die eine solche Karte nicht 
brauchen, sie sich zulegen. In New York haben 
inzwischen eine Million von 8,4 Millionen New 
Yorker*innen die New York City ID.

Don’t ask, don’t tell

Manche Aktivist*innen favorisieren bislang 
eher eine »Don’t ask, don’t tell«-Politik, wie sie 
etwa in Toronto zur Leitlinie erhoben wurde. 
Sprich: Wer in eine städtische Einrichtung 
geht, wird einfach nicht nach seinem Status 
gefragt, sondern erhält den Zugang. Das ist 
allerdings ein zu schwaches Instrument. Zum 
einen kann es passieren, dass sich Behörden 
nicht daran halten, aus Unkenntnis oder aus 
Borniertheit. Zum anderen kann eine »Don’t 
ask, don’t tell«-Politik jederzeit widerrufen 
werden, wenn sich nach einer Wahl die Stadt-
regierung ändert. Eine Urban Citizenship-Kar-
te hingegen, die einmal rechtlich verankert ist, 
würde denen, die sie brauchen, deutlich mehr 
Rechtssicherheit geben und wäre wohl nicht 
so leicht zu kippen.

Das bedeutet nicht, dass ein solches Doku-
ment das Allheilmittel gegen Ungleichheit, 
Diskriminierung und  Rassismus im Alltag ist. 
Aber es wäre ein wichtiger Schritt weg von der 
nationalstaatlich disziplinierten Stadt hin zu 
einer post-migrantischen Stadt, die das einzig 
menschenwürdige Modell von Stadt im 21. 
Jahrhundert sein kann.

Informationen zur Ausgabe der »Hamburg Urban Citizenship 

Card« unter: http://urban-citizenship-hamburg.rechtaufstadt.net  

Zürich: https://www.zuericitycard.ch/projekt 

ANZEIGE

SCHWERPUNKT SOLIDARITY CITIES

p Mit der »Urban Citizenship Card« wollen Aktivist*innen aus Hamburg dem New Yorker Vorbild folgen und allen Menschen 

Teilhabe am städtischen Leben ermöglichen. Noch ist die ID-Nummer überall dieselbe und ergibt einen programmatischen 

Satz, wenn mensch die Zahlen in ein T9-Textprogramm auf alten Handys eingibt.		  Foto: Recht auf Stadt Hamburg

URBAN CITIZENSHIP-KARTE FÜR HAMBURG

Für alle, die da sind 

GROSSDEMONSTR ATION IN BERLIN

Für eine offene und freie Gesellschaft
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Wenige Monate nach der Delegati-
onsreise der MST (Movimento dos 
sem Terra, Bewegung der Landlosen) 
durch Europa besuchte Constanze 
Lemmerich die Vertreterin der Natio-
naldirektion der MST, Ceres Hadich, 
im Bundestaat Paraná. Ceres vertritt 
dort die Landlosenbewegung und ist 
zuständig für die Koordination in der 
Region Parana. Dort ist die MST seit 
vielen Jahren stark vertreten. Aber 
immer wieder kommt es dort auch zu 
heftigen Konflikten.

CONSTANZE LEMMERICH, 

SÃO PAULO (BRASILIEN)

Nach achtstündiger Busfahrt durch 
die Nacht erreichen wir kurz nach 
sechs Uhr morgens Londrina, die 
zweitgrößte Stadt Paranás. Bereits 
an der Stadtgrenze häufen sich die 
Areale nationaler und transnationaler 
Firmen des Agrarsektors. Zahlreiche 
Maschinen, Mähdrescher und Trakto-
ren - vorwiegend der US-Firmen New 
Holland, Massey Ferguson und John 
Deer wie auch der finnischen Unter-
nehmen Valmet und Valtra - stehen 
zum Verkauf. 

Die Region rund um Londrina ist 
vor allem bekannt und geprägt durch 
die Landwirtschaft. Größter Wirt-
schaftszweig ist dabei - wie auch in 
anderen Regionen Brasiliens – der  
Sojaanbau, gefolgt von Kaffee und 
weiteren landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen. Zur Zeit steht die Maisernte 
an. Einige Felder werden in Wech-
selwirtschaft beackert, die meisten 
jedoch in Monokultur.

Der Anbau ist in den letzten Jahren 
immens gestiegen. Mais ist inzwi-
schen neben Soja und Fleisch eines 
der Hauptprodukte Brasiliens für den 
Weltmarkt. Rund 30 Millionen Tonnen 
Mais exportierte das Land allein 2017, 
ein Wachstum von 115 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahr. Somit rückt 
Brasilien nach den USA und China 
auf Platz drei der Exportliste für dieses 
Getreide. Abnehmer sind allen voran 
asiatische Länder wie Japan, Südko-
rea oder Malaysia, aber auch der Iran. 
Nach Europa wird Mais aus Brasilien 
vorwiegend nach Spanien verschifft. 

Während wir an kilometerlan-
gen Feldern aus Mais und riesigen 
Siloanlagen vorbeifahren, erzählt 
uns Ceres: »Die Ländereien hier in 
der Region sind fast ausschließlich 
Großgrundbesitz, oft nationaler oder 
transnationaler Unternehmen aus 
dem Agrarbusiness. Und die Logistik 
wird inzwischen vermehrt von chine-
sischen Firmen gesteuert.«

Agrarbusiness gewinnt an Macht
Rückenwind bekommt die indus-

trielle Landwirtschaft in Brasilien 
auch von politischer Seite. Das Land 
setzt seit vielen Jahren auf Export. 
Mit der Bancada Ruralista, der Inte-
ressenvertretung der Agrarlobby im 
Parlament, hat das Agrarbusiness in 
den letzten Jahren unter der Regie-
rung des Putschpräsidenten Temer 
verstärkt an Macht gewonnen. Zudem 
setzt die Regierung derzeit vermehrt 
auf die Liberalisierung des Verkaufs 
von Land, Freigabe geschützer 
Flächen unter anderem auch indi-
gener Gemeinschaften vor allem im 
Amazonasgebiet oder in Bundesstaa-
ten wie Mato Grosso. Ausländische 
Unternehmen sind mit ihrem Kapital 
mehr als willkommen. 

Nach gut eineinhalb Stunden Fahrt 
erreichen wir das Assentamento Maria 
Lara, eine Siedlung der MST an der 
Nordgrenze Paranás. Rund 350 Fami-
lien, also ungefähr 1500 Menschen 
leben inzwischen auf Maria Lara. Es 
ist eines der größten Assentamentos 
der MST in der Region – mit einer 
langen Geschichte.

Auch hier werde Mais angebaut, 
erzählt Ceres mit einem Augenzwin-

kern, allerdings ökologisch, ohne 
Ackergifte. Brasilien ist weltweit Spit-
zenreiter im Verbrauch von Ackergif-
ten. Rund sieben Liter kommen jähr-
lich auf jeden Einwohner. Ein Großteil 
davon wird über die Nahrungsaufnah-
me verzehrt. Das sei eine gefährliche 
Zahl, wie auch die Permanente Kampa-
gne gegen die Agrargifte beklagt. Auch 
in Brasilien ist das Thema Glyphosat 
brandaktuell. 

Zurück zu Maria Lara: Nach Beset-
zung und erfolgreicher Anerkennung 
der Landtitel und deren Eintragung 
ins Register durch die Agrarbehörde 
INCRA im Jahr 2013 bekommt auch 
Ceres hier eine Parzelle, Lote genannt. 
Nach mehren Jahren eher improvisier-
ter Unterkunft ist auf dem Areal inzwi-
schen ein bescheidenes Haus – ein klei-
ner Bauernhof mit einigen Tieren und 
eigenem Garten entstanden. Hinter 
einem Verschlag grunzen ein paar 
Schweine, ein Hahn kräht. Vor dem 
Haus liegt ein großer Fussballplatz. 
Auf diesem spielen manchmal die 
Leute der Siedlung, berichtet Ceres. 
»Und wenn Besuch, zum Beispiel 
auch von internationalen Delegatio-
nen kommt, bilden wir gleich mehrere  
Teams, ganz internationalistisch also«, 
fügt sie lachend hinzu.

Kollektive Nutzung

Während Diego, Ceres' Partner, die 
Schweine füttert, führt uns der gemein-
same Sohn Pedro durch das Grund-
stück. Es gibt ein Gemeinschaftshaus, 
in dem Garten wird Gemüse und Obst 
kultiviert. Normalerweise haben alle 
Bewohner*innen auch eigene Gärten. 
Einige Felder werden gemeinschaftlich 
bewirtschaftet. Aber bei dem hohen 
Arbeitsvolumen, den vielen Reisen 
in der Region, im ganzen Land und 
auch als internationale Vertreterin der 
Bewegung käme die Arbeit auf dem 
Feld leider oft viel zu kurz, dabei sei 
dies ihr eigentlicher Zugang zur Bewe-
gung gewesen, erklärt die Agraringe-
nieurin. 

Wir laufen Schotterwege und lehmi-
ge Straßen entlang. Auf den Wiesen 
grasen Kühe, auf einigen Lotes wird 
gebaut. Zwei Mal am Tag kommt ein 
gelber Schulbus vorbei, der vor allem 

Kinder, aber auch andere Bewoh-
ner*innen abholt und wieder zurück-
bringt. Wer weiter weg wohnt, wird 
an einem zentralen Punkt mit einem 
Sammeltaxi oder Motorrad abgeholt.

Weiter unten am Berg hat man 
einen Blick auf einen Stausee, der 
die Umgebung und auch die Felder 
der Siedlung mit Wasser versorgt. 
Neben einem Feld steht überdacht 
ein Mähdrescher sowie ein Traktor. 
Die Maschinen, erzählt Ceres, werden 
kollektiv genutzt, die Reperaturkosten 
geteilt. Um die Produktion zu organi-
sieren und auch Gelder für Projekte 
zu sammeln, die zur Siedlungsstruk-
tur beitragen könnten, haben die 
Familien eine Art Gemeinschaftsver-
band gegründet, ein Instrument, das 
die Siedlung stärken soll. Mit diesem 
verhandeln sie auch mit der Lokal-
regierung. Gerade gehe es um die 
Anschaffung eines Kleintraktors für 
den Transport und die Bewirtschaf-
tung kleiner Felder.

Historische Kämpfe

Beim gemeinsamen Kochen am 
Abend bekommen wir einen Einblick 
in die Geschichte der Siedlung: 
Als Ergebnis des jahrzehntelangen 
Kampfs um Land stellt das Assenta-
mento – eine ehemalige brachliegen-
de Fazenda mit dem Namen »Quem 
Sabe« (»wer weiß«) – einen  wich-
tigen Sieg für die Kleinbäuer*innen 
in der Region dar. Namenspatronin 
der Siedlung wird Maria Lara, eine 
Pionierin der Bewegung im Norden 
Paranás, die ihr Leben vollends der 
Organisation der MST verschrieb. 
Noch während der Besetzung bekräf-
tigten die Familien ihr Engagement 
für die Agrarreform, unter anderem 
indem sie sich verpflichten, einen 
Übergangsprozess zu einer ökolo-
gischen Landwirtschaft einzuleiten. 
Dieses Konzept hat sich die Landlo-
senbewegung MST seit geraumer Zeit 
auf ihre Fahnen geschrieben.

Neben dem Kampf ums Land durch 
Besetzungen, dem Aufbau von Sied-
lungen und der sozial-politischen 
Organisation liegt der Fokus der 
Bewegung seit dem Nationalkon-
gress 2014, bei dem rund 15.000 

Delegierte für eine neue inhaltliche 
und politische Ausrichtung der sozi-
alen Bewegung abstimmten, auf einer 
sozialverträglichen und ökologischen 
Landwirtschaft: der Agrarökologie. 
Demnach sollen gesunde Nahrungs-
mittel ohne Agrargifte – sowohl für 
die Selbstversorgung wie auch für 
die Gesellschaft – produziert werden. 
Und die Bäuer*innen wollen sich 
gemeinschaftlich organisieren, erläu-
tert Ceres. Und dies mehrdimensio-
nal. In der heutigen Organistionsform 
der MST sind die Querschnittsthemen 
Gender, Jugend, Kultur und Bildung 
einige der wichtigsten Schwerpunk-
te und nicht mehr aus dem Alltag 
und der politischen Organisation der 
Bewegung wegzudenken.

Für Ceres und die Bewohner*in-
nen der Siedlung stellt die Ausrich-
tung auf Agrarökologie wie auch das 
Leben auf Maria Lara ein Erbe des 
Kampfes dar. Zugleich bedeutet sie 
ein Zeichen der Hoffnung für all dieje-
nigen, die diesem Projekt ihr Leben 
gewidmet haben. Die Erarbeitung 
der Regularien ddurch die 40 Fami-
lien, die zu Beginn dort siedelten, 
die Abgrenzung ihrer Parzellen und 
der Beginn der effektiven Produktion 
in der Siedlung stellten bereits eine 
bedeutende Errungenschaft dar, ein 
deutliches Zeichen: kleinbäuerliche 
Landwirtschaft statt Großgrundbesitz 
und Agrarbusiness.

Arbeiter*innen machen 
Geschichte

Zudem verkörpert die Siedlung den 
Inbegriff der Geschichte Brasiliens im 
Kampf ums Land, gegen illegale Land-
nahme durch Grundbuchfälscher und 
Fazendeiros, korrupte Gouverneure 
und Vetternwirtschaft. Ursachen, die 
in dem größten Land Lateinamerikas 
bis heute zu Konflikten führten, die sich 
zum Teil auch gewaltvoll äußerten. 

In den 1940er und 1950er Jahren, 
in der Zeit des Kaffeebooms Brasiliens, 
spielte die Fazenda »Quem Sabe« eine 
wichtige Rolle. Sie wurde zum Treff-
punkt Hunderter landloser Bäuerin-
nen, Bauern und Tagelöhner*innen, 
die teilweise unter sklavenähnlichen 
Bedingungen lebten. Gemeinsam führ-

ten sie den Aufstand von Porecatu an. 
Von den 3.000 Familien, die damals 
für die Landverteilung kämpften, 
siedelten im Anschluss 380.

Die Fazenda selbst ging Jahre 
später in die Hände der Familia Atal-
la über. Auch sie Großgrundbesitzer, 
die in der Region bereits für die hohe 
Konzentration von Land und die skla-
venähnlichen Arbeitsbedingungen auf 
ihren Plantagen bekannt waren - vor 
allem in der Zuckerrohrproduktion.
Noch heute, führt Ceres aus, tragen 
mehrere Farmen, die Mitte des letz-
ten Jahrhunderts von den Arbeiter*in-
nen bestreikt wurden, die Namen 
von damals. Zumindest konnte man 
bessere Arbeitsbedingungen und 
eine größere Unterstützung für die 
Landbesetzer*innen erreichen. Einige 
dieser Farmen sind heute MST-Sied-
lungen oder -Camps. 

»Die Arbeiter*innen von heute 
machen also weiterhin Geschichte«, 
versichert Ceres. »Sie kämpfen für die 
gleichen Träume wie vor 60 Jahren.«

Constanze Lemmerich ist Kultursoziologin und 

arbeitet in Brasilien, Deutschland und weiteren 

Ländern zur Lateinamerikasolidarität. Der Text 

enstand im Rahmen des Projekt Lateinamerika 

Global-Nachhaltig des Allerweltshaus Köln e.V. 

Weitere Informationen: 

www.lateinamerika-koeln.de 
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Die Kämpfe der Landlosen in Brasilien

p Ceres Hadich (mit Lauti) und Unterstützende vor der brasilianischen Botschaft in Berlin am Aktionstag zum Internationalen Tag der Klein-

bäuer*innen am 17. April.                  								              Foto: treemedia e.V.
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MST-Rundreise
Ceres Hadich, Koordinatorin der brasi-
lianischen Landlosenbewegung MST 
für die Region Parana, hat während 
ihrer Europa-Rundreise vom 9. bis 
21. April 2018 elf Städte besucht, u.a. 
Frankfurt, Stuttgart, Esslingen, Köln, 
Aachen, Freiburg und Mannheim. Or-
ganisiert wurde die Rundreise durch 
den Freundschaftsverein Amigos do 
MST & treemedia e.V..
Ceres beteiligte sich an Protestaktio-
nen zur Befreiung des inhaftierten 
Ex-Präsidenten Brasiliens und Präsi-
dentschaftskandidaten für die dies-
jährige Wahl, Luiz Inácio Lula da Silva,  
sowie an einer Protestaktion in Köln 
in Erinnerung an die Ermordung von 
Marielle Franco. Sie war Stadträtin in 
Rio de Janeiro, Mitglied der brasilia-
nischen PSOL (Partei Sozialismus und 
Freiheit) und Präsidentin des Fraue-
nausschusses des Stadtparlaments.
Ceres Hadich hat zudem am interna-
tionalen Aktionstag der Kleinbäuer*in-
nen am 17. April vor der brasilianis-
chen Botschaft in Berlin teilgenommen 
sowie an der Frühjahrstagung von 
KoBra e.V. in Zusammenarbeit mit La-
teinamerika Köln Global Nachhaltig im 
Allerweltshaus Köln.
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Eine Neuerscheinung der edition 
buschwerk mit dem Titel »Kunst als 
Lebensform« erinnert an Albrecht 
Klauer-Simonis, den Zeichner, Maler, 
Bildhauer, Lehrer und Begründer des 
»Symposions Weißenseifen«.

SEEP JAKOBS, LAUBACH

»Das Weißenseifener Symposion 
will widersprechen. Es widerspricht 
durch sein Vorhandensein der 
Absicht des mechanischen Ablaufs 
des Apparates, dem Automaten. Es 
widerspricht der Selbstherrlichkeit 
der Technologen, die uns analog 
einer fortschreitenden Perfektion, 
genannt Fortschritt, auch die Maßstä-
be vollkommener Bilder weismachen 
wollen.«

Dieses Zitat stammt aus dem 
Ankündigungstext des ersten Sympo-
sions Weißenseifen, einer einzigar-
tigen »Sommerakademie«, die seit 
1975 auf einer Waldlichtung in der 
Westeifel kunstinteressierte Laien und 
Freischaffende zum gemeinsamen 
Arbeiten einlädt. Geschrieben hat die 
Sätze Albrecht Klauer-Simonis (1918 
– 2002), der Gründer, Gastgeber, 
langjährige Inspirator und Vorarbei-
ter dieser bildenden Werkstatt unter 
freiem Himmel.

Humanist und Lehrer

Von dem weltweiten Dressurerfolg, 
den die Produzenten und Prediger der 
Digitaltechnik inzwischen verwirk-
licht haben, davon, dass unfassbar 
viele Menschen heute dem, was durch 
ihr Smartphone abrufbar ist, mehr 
Wertschätzung entgegenbringen als 
zum Beispiel ihrer eigenen Singstim-
me, konnte Klauer damals noch 
nichts wissen. Auch nicht davon, dass 
Momente als nicht mehr erlebt, Indi-
viduen als nicht mehr existent gelten, 
wenn sie keinen bildhaften Nieder-
schlag im Internet gefunden haben. 
Doch schon Mitte der siebziger Jahre 
reizte es den Künstler, seine Stimme 
gegen das zu erheben, was Tech-
nologen als »Fortschritt« ausgeben, 
vermarkten, verkaufen. Sein persön-
licher Humanismus tritt in seiner 
Widerständigkeit zutage, darin, dass 
er gegen Begriffe wie »Perfektion« und 
»Vollkommenheit« anschreibt. Er tut 
das auf einem Feld, das ihm durch die 
eigene Arbeit vertraut ist, auf dem der 
Bilder. Doch als jemand, der Friedrich 
Schillers Briefe zur ästhetischen Erzie-
hung des Menschen gründlich gelesen 
hatte, verstand Klauer die künstleri-
sche Schule als Weg zur umfassenden 
humanen Selbstbildung. In diesem 
Sinne wirkte er als Lehrer, viele Jahre 
lang während seiner Symposien, als 
Leiter von Volkshochschulkursen und 
als Dozent an der Erziehungswis-
senschaftlichen Hochschule Rhein-
land-Pfalz, der heutigen Universität 
Koblenz-Landau.

Wer lehrt, kann Schülerinnen und 

Schüler zurücklassen, die sich noch 
im Rückblick mit Grausen abwenden. 
Doch auch das Gegenteil kommt vor, 
eine Nachwirkung, der sich die »Lehr-
linge« - Klauer vertrat die Auffassung: 
»Lehrling bleibt man ein Leben lang« 
– dauerhaft dankbar bewusst sind und 
zu der sie sich gerne bekennen. Mit 
einer solchen Haltung hat ein Trio – 
der Literaturwissenschaftler Andreas 
Merzhäuser, die Buchgestalterin 
Bärbel Busch und der Autor dieses 
Artikels - die Initiative ergriffen, um 
zum 100. Geburtstag von Albrecht 
Klauer-Simonis einen Erinnerungs-
band vorzulegen. Dabei ging es uns 
um ein konzentriertes mehrstimmiges 
Gefüge an Texten, die sich fragend, 
berichtend, deutend und erzählend 
mit dessen Lebenswerk und Persön-
lichkeit befassen. Der Biografie dieses 
Westerwälder Eisenbahnersohns, 
seiner Handschrift und Lehre als 
Zeichner, seiner Eigenart als Land-
schaftsmaler, seinem Charisma als 
Leitbildner des Camps widmen sich 
mehrere Beiträge. Zwei Fotografen 
haben Aufnahmen aus der Frühzeit 
des Symposions und aus Klauers letz-
ter Lebensphase beigesteuert. Zudem 
hat eine Reihe von Künstlerinnen 
und Künstlern, die in die Schule des 
Symposion Weißenseifen gegangen 
sind und zum Teil heute noch dort 
mitarbeiten, die Einladung angenom-
men, in jeweils einem eigenen Bild 
und Statement ihre Verbundenheit 
mit Klauer zu bekunden.

Wachstum mit Konfliktpotenzial

»Nach den Anfängen in den 70er 
Jahren, als die Gruppe des Symposi-
ons noch überschaubar, recht homo-
gen in ihren Interessen und in der 
wechselseitigen Verbundenheit fast 
familiär war, setzte bald ein Wachs-
tum ein, das sich nicht nur auf die 
der Anzahl der Teilnehmer erstreck-
te. Enthusiastische, auf die Kräfte 
der Kunst setzende junge Frauen 
und Männer, die an den Hochschu-
len nicht fanden, wonach sie suchten, 
kamen auf Klauers Lichtung an und 
nahmen ernst, was das Programm 
des Symposions verhieß. Sie hatten 
Augen für jeden seiner Handgriffe am 
Stein oder auf dem Papier und hingen 
an Albrechts Lippen. Aber sie brach-
ten auch etwas mit, eine Bereiche-
rung, die manches Konfliktpotenzial 
in sich barg: Positionen der Kritischen 
Theorie zum Beispiel, die Lektüre der 
›Ästhetik des Widerstands‹ und Lyrik 
der ›Neuen Sensibilität‹, ihre Prägung 
durch die Popkultur, Texte und 
Melodien von Dylan, den Drive der 
Rockmusik, Schlaginstrumente, die 

leidenschaftliche Gesänge grundier-
ten und zu wilden Tänzen animierten, 
Feinfühligkeit, Diskussionsfreude, 
Streitbarkeit, den Willen zum indi-
viduellen kreativen Ausdruck, das 
Interesse, sich mit weiteren künstle-
rischen Disziplinen beim Symposion 
einzumischen ...«

Dieser Auszug aus dem Einlei-
tungstext des Buchs skizziert die 
Anziehungskraft der ländlichen 
Skulpturenlichtung, die Offenheit, 
Motivationsgabe und das Integrati-
onsvermögen des Gastgebers und 
die kulturelle Gemengelage, die 
sich in den ersten fünfzehn Jahren 
dort herausbildete. Zugleich deutet 
der Begriff »Konfliktpotenzial« auch 
an, dass es im Camp bisweilen sehr 
kontrovers zuging. Der Alte hatte 
schließlich zum Ende des Kaiser-
reichs das Licht der Welt erblickt, 
war als Jugendlicher unter Naziein-
fluss geraten und im Zweiten Welt-
krieg Soldat gewesen. Ausgerechnet 
ein Mann mit solcher Prägung, der 
künstlerisch nicht in der Tradition 
der Nachkriegsmoderne, sondern in 
der des deutschen Expressionismus 
stand, versammelte kein Jahrzehnt 
nachdem die 68er Westdeutschland 
verändert hatten vorwiegend junge 
Leute von nah und fern, die mit ihrer 
ganz anderen Lebensgeschichte auch 
ihr eigenes Gedankengut und zeit-
gemäße Vorlieben mitbrachten. Wie 
konnte das glücken?

Man kann was machen

Im Eingangszitat steckt ein Ansatz 
zur Antwort auf diese Frage. Der 
Widerspruchsgeist, der sich darin 
artikuliert, konnte junge Köpfe seiner-
zeit faszinieren. Ebenso die Tatsache, 
dass Klauer-Simonis sich nicht mit der 
Ohnmacht begnügte. »Da kann man 
nichts machen«, war keinesfalls sein 
Credo. Den Boden, auf dem alle beim 
Symposion miteinander arbeiteten, 
diskutierten, spielten und feierten, 
hatte er per illegaler Brandrodung 
erschlossen. Drohte Bevormundung, 
Reglementierung von außen, gar 
behördliche Gängelei, bezog er wehr-
haft dagegen Position. Wer sich auf 
seine Freiluftakademie einließ, den 
überzeugte er davon, dass es ihm mit 
seiner Kunst, seinem Menschenbild, 
seinen Prioritäten existenziell ernst 
war. Er machte keinen Hehl aus 
seiner Skepsis gegenüber dem aktu-
ellen Kunstbetrieb und den wenigen 
»Großkünstlern«, deren vermeintliche 
Qualität und Professionalität ihren 
Ausweis in, wie er sagte, »Pfründen« 
fand. Die Verherrlichung der Metro-
polen und die allgemeine Gering-

schätzung der Provinz unter Intellek-
tuellen brachten ihn in Harnisch und 
animierten ihn zu manch scharfzün-
gigem Kommentar.

Unvollkommenheit als Auftrag

Dazu passte, dass er seine großen 
bildhauerischen Werke nicht im 
Marmor der Paläste und Hochkultur, 
sondern im roten Sandstein schuf, wie 
er in dieser Eifelgegend verbreitet und 
zum Beispiel im Gemäuer zahlloser 
Bauernhäuser sichtbar war. Kleine 
oder größere Sandsteinquader waren 
es auch, an denen sich die Lehrlinge der 
plastischen Bildnerei beim Symposion 
die Hände wund und die Sinne wach 
schlugen. Er stritt leidenschaftlich für 
seine Überzeugung, dass nicht nur 
Auserwählte und Privilegierte, sondern 

jedes Individuum in seiner Persönlich-
keitsbildung durch künstlerische Lern-
prozesse gefördert werden sollte. Hatte 
er den Eindruck, dass automatisierte, 
perfektionierte Bildlieferungen dem 
Zweck dienten, ruhiggestellte Konsu-
menten zu erzeugen, konnte er bissig 
argumentieren und lautstark dagegen 
polemisieren. In der Unvollkommenheit 
des eigenhändig Geschaffenen erkannte 
er Auftrag und Chance zugleich. Das 
suchende Spiel in subjektiven Krea-
tionen gehörte für Klauer-Simonis 
untrennbar zum Menschen, der in frei-
er Selbstbestimmung lernt. Die Bereit-
schaft, sich selbst und damit einher-
gehend etwas zwischenmenschlich 
Verbindendes zu entwickeln, Interessen 
zu teilen, im Gespräch immer wieder 
Anläufe zur Verständigung zu machen, 
hat ihn sein ganzes Künstlerleben lang 
umgetrieben. Als Sinnbild dessen schuf 
er eine Großplastik und stellte sie in die 
Mitte seines Interaktionsgeländes: ein 
menschliches Ohr.

So - in etwa - konnte es geschehen, 
dass dieser Alte und viele junge Leute 
im letzten Viertel des 20. Jahrhun-
derts in dauerhaft nachwirkender 
und phasenweise freundschaftlicher 
Art zusammenfanden. So wurde diese 
Lichtung im Wald oberhalb des Kyll
tals zu einem Platz, wo seit mehr als 
40 Jahren im Sommer vier Wochen 
lang Zeichnen, Malen, Bildhauerei, 
Musik, darstellendes Spiel, Literatur 
und Philosophie in wechselseitigem 
Austausch auf dem Programm stehen. 
Wer genauer erfahren möchte, wie 
das möglich war, dem sei empfohlen:

Kunst als Lebensform. Zur Erinnerung an Albrecht 

Klauer-Simonis 1918 - 2002. Herausgegeben von 

der Volkshochschule des Eifelkreises Bitburg-Prüm

edition buschwerk

Hardcover, 148 Seiten, 60 Abbildungen in Farbe und 

Schwarzweiß, Preis: 9,90 Euro

Links: 
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KUNST & KULTUR

SYMPOSION WEISSENSEIFEN IN DER WESTEIFEL 

Ein Spielfeld für Unvollkommene

p »Symposion« meint ursprünglich »Gastmahl«. Der Titel, den Klauer-Simonis für seine Sommerakademie unter freiem Himmel wählte, geht 

zurück auf ein Werk Platons, das sich im Wechselgespräch beim Gelage um die Liebe dreht.	   	                        Foto: Alexander Glaser

ANZEIGE

p Albrecht Klauer-Simonis als 80-Jähriger in seiner Weißenseifener Werkstatt	   	

                       Foto: Marc Wohlrab
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KAPITALISMUS AUFHEBEN

Der Titel ist Programm, den beiden 
Autoren geht es um nicht weniger als 
die Überwindung des Kapitalismus 
mit dem Ziel einer freien, solidari-
schen Gesellschaft. Sie fühlen sich 
den neuen sozialen Bewegungen 
zugehörig, vermissen dort jedoch eine 
klare gemeinsame Perspektive. Dieses 
Manko wollen sie mit ihrem Buch 
beheben. Eine Gratwanderung, beto-
nen sie doch am Ende des Buches: »Die 
freie Gesellschaft wird weder geplant 
noch verordnet, weder entworfen 
noch durchgesetzt. Sie wird erlernt 
und erschaffen«. Den sich daraus 
ergebenden Widerspruch versuchen 
sie dadurch aufzulösen, dass sie keine 
fertigen Modelle anbieten, sondern 
auf die Metaebene gehen und fragen, 
welche Bedingungen und Kategorien 
denn für eine Utopie und eine Trans-
formationstheorie relevant wären.

Sie beginnen mit der Kritik, dass 
in emanzipatorischen Bewegungen 
die Frage nach der Utopie nicht mehr 
gestellt werde und andererseits, dass 
die gängigen Theorien zur Überwin-
dung des Kapitalismus immer noch 
den Weg über die Machtübernahme im 
Staat vorschlagen, sei es durch Reform 
oder Revolution. Mit Hilfe des Staates 
kann aber aus ihrer Sicht keine freie 
Gesellschaft entstehen, hier seien Ziel 
und Weg nicht konsistent.

Die Antwort des Buches auf diese 
Defizite ist ein konzeptioneller 
Rahmen für eine Utopietheorie und 
eine Aufhebungstheorie, die im ersten 
Teil entwickelt werden. Es geht um 
die Antwort auf die Frage, wie eine 
freie Gesellschaft aus dem Kapita-
lismus heraus entstehen kann. Eine 
Voraussetzung dafür sei es, das Ziel 
zu kennen. Daher plädieren die Auto-
ren für eine Aufhebung des Utopiever-
bots und schlagen eine »kategoriale 
Utopietheorie« vor, mit deren Hilfe 
ein solches Ziel jenseits von Bilder-
verbot und Wunschträumen wissen-
schaftlich diskutierbar werden soll.

Im zweiten Teil des Buches füllen 
Sutterlütti und Meretz die entwickel-
ten Theorien mit ihren eigenen konkre-
ten Inhalten, dem Commonismus als 
Utopie einer freien Gesellschaft und 
der Keimformtheorie für den Prozess 
der Transformation. Sie betonen mehr-
fach, dass es ihnen nicht darum gehe, 
eine freie Gesellschaft am Schreibtisch 
zu entwerfen und laden die LeserInnen 
ein, ihr Theoriegebäude mit anderen 
Inhalten zu füllen.

Die Autoren legen großen Wert auf 
begriffliche Klarheit und konsistente 
Argumentation, was dem Verständ-
nis der doch sehr abstrakten Ausfüh-
rungen zuträglich ist. Bei all dem 
Analysieren und Kategorisieren droht 
jedoch die Dynamik des realen Lebens 
zu verschwinden und es kommen 
Zweifel auf, ob denn soziale Verände-
rungsprozesse wirklich solchen ratio-
nalen Überlegungen folgen oder nicht 
doch alles viel komplexer ist. Mögli-
cherweise sind auch gerade Utopien 
nicht unter dem Paradigma bewert-
bar, das sie überwinden wollen. 
Bestenfalls löst das Buch Diskussionen 
über diese Fragen aus und das wäre 
ganz im Sinne der Autoren.

Brigitte Kratzwald

Simon Sutterlütti / Stefan Meretz: Kapitalismus au-

fheben. Eine Einladung, über Utopie und Transfor-

mation neu nachzudenken. VSA Verlag, Hamburg 

2018, 256 Seiten, 16,80 Euro

HANDBOOK OF THE GLOBAL 
SIXTIES

Die 1960er Jahre dürften wohl 
das einzige Jahrzehnt sein, über 
das eine eigene historisch-soziologi-
sche Zeitschrift berichtet. Mit »The 
Sixties. A Journal of History, Poli-
tics and Culture« erscheint seit 2008 
eine internationale Fachzeitschrift zu 
diesem Jahrzehnt. Ein neues, dickes 
Handbuch richtet nun den Blick auf die 
Ereignisse in den 1960er Jahren in den 
nichtwestlichen Ländern des Globus.

Grundlegende These ist, dass die 
1960er Jahre, um nicht zu sagen 
»1968«, die erste globale Revolte 
gewesen seien. Dies zum einen, weil 
weltweit die Entkolonialisierung an 
ihr Ende gekommen sei, und zweitens 
in vielen Ländern weltweit Proteste 
gegen Autoritäten, wenn nicht weiter-
gehende Ereignisse an der Tagesord-
nung gewesen seien. Bemerkenswert 
sei, dass es sehr viele Verflechtungen 
und Austausch in Form von Ideen und 
Personen gegeben habe, und zwar 
innerhalb des «Nordens», innerhalb 
des «Südens» und in beide Richtun-
gen zwischen diesen. Vor allem im 
globalen Norden, aber auch teilwei-
se im Süden ist in den 1960er Jahren 
die Nachkriegszeit und der damit 
verbundene Wiederaufbau zu Ende. 
In vielen Ländern weltweit gibt es eine 
Bildungsexpansion.

Das Buch ist das Resultat zwei-
er Konferenzen (in Abu Dhabi und 
Shanghai) 2016 und bietet eine lesens-
werte Einleitung und 41 Artikel über 
verschiedenste Phänomene, die in der 
Regel an einer Stadt, einer Region oder 
einem Land dargestellt werden. Ein 
umfangreicher Index erleichtert den 
Zugang. Im ersten Abschnitt mit 23 
Artikeln geht es um (transnationale) 
Räume, Gemeinschaften (Bürger-)
Kriege, Kultur und Gegenkultur, Femi-
nismus, Utopien und schließlich um 
internationale Ökonomie und Diplo-
matie. Danach folgen die «Länderstu-
dien» in einem engeren Sinne. Der 
geografische Bogen reicht von Portu-
gal über Jugoslawien und den Iran bis 
nach Äthiopien, Brasilien, Indonesien 
und Japan, um nur einige Länder zu 
nennen.

In der Einleitung charakterisie-
ren die Herausgeber «1968» so, dass 
dort zwar auch Klasse und Revolu-
tion im Fokus gestanden hätten, es 
aber ebenso, wenn nicht sogar weit 
stärker, um Autonomie gegangen sei 
- und die Psyche als Ort und Gegen-
stand des politischen und individuellen 
Kampfes neu auf die Agenda gesetzt 
worden wäre. Nicht zufällig wird auch 
in diesem Buch die Frauenbewegung 
und die Politisierung der Geschlechter-
verhältnisse als wichtigstes Ergebnis 
von «1968» genannt. Der grundlegen-
de Impuls von «1968» sei dann aller-
dings in einem Mix von Repression 
und Kooption, von Erschöpfung und 
Spaltung ausgelaufen.

Das Buch verdient wegen seines 
Inhalts und Umfangs, im Gegensatz zu 
manch anderem, seinen Namen voll-
auf, es hat wirklich Handbuch-Charak-
ter. Die Beiträge begründen die dem 
Buch zugrundeliegenden Thesen gut.

 Bernd Hüttner

Jian / Klimke / Kirasirova / Nolan / Young / Waley-

Cohen (Hrsg.): The Routledge Handbook of the 

Global Sixties. Between Protest and Nation-

Building; Routledge Verlag, London 2018, 616 

Seiten, 9781138557321 (als Hardback und 

ebook)

POESIE ZUM NACHDENKEN 
UND MITSINGEN

Anti-Kapitalismus, Anti-Militaris-
mus, Anti-Faschismus, Anti-Koloni-
alismus, Anti-Atomkraft – kann so 
viel »Anti« und »ismus« etwa Lyrik 
werden? Bei Heinz Rudolf Unger 
schon. Wie er die üblen Zustände auf 
der Welt poetisch auf den Punkt zu 
bringen weiß, drücken z.B. die Zeilen 
eines Kalenderspruchs aus: »Die Welt 
ist reich/ und voller armer Leute«. 
Oder: »Wir sind Kapital und müssen 
uns lohnen/ in dem Bazar, in dem wir 
wohnen. « Das klingt singbar, und es 
wurde auch gesungen.

Manchen Contraste-Lesenden dürf-
te Unger nämlich durch Vertonungen 
seiner »kritischen Lieder« durch die 
Wiener Rockband »Schmetterlin-
ge« bekannt sein. Darin ging es um 
Aufstände, um geglückte und geschei-
terte Revolutionen seit den Bauern-
kriegen bis in die Gegenwart. Und 
um die Forderung nach substantieller 
Demokratie.

Was können Verse dazu beitra-
gen? Unger war überzeugt von ihrer 
Wirkung. »Warum landen in so vielen 
Ländern Schriftsteller und Journalis-
ten im Kerker und warum fürchten 
Diktatoren nichts so sehr wie das freie 
Wort?« fragt er im Vorwort zu dieser 
Gedicht- und Songsammlung. Eine 
gereimte Antwort ist auch enthalten: 
»…deine Lieder sind unsere Lieder 
geworden,/ und unsere Lieder lässt 
sich der Wind/ nie mehr aus dem 
Munde nehmen«, heißt es im Poem 
über den chilenischen politischen 
Singer/Songwriter Victor Jara, den die 
Junta 1973 im Stadion von Santiago 
ermorden ließ.

Obwohl der jüngste Text 2012 
entstanden ist, wirken viele ganz 
aktuell. »Ich habe einen Traum« etwa 
könnte nach dem Ertrinken Tausender 
Geflüchteter im Mittelmeer entstan-
den sein. Er endet mit den Zeilen »In 
einer Welt, die aussieht so wie unsere 
Welt,/ nur dass ihr Hast und Hass und 
Raffgier fehlt,/ sieht im Grunde alles 
aus wie ganz normal,/ nur ist in dieser 
Welt kein Mensch mehr illegal«

Dass eine andere Welt möglich ist - 
allerdings nur, wenn wir aktiv werden, 
scheint inmitten vieler Gedichte düste-
ren Inhalts immer wieder auf.

Ein freiheitsliebender Vogel ist 
er gewesen, der uns diese Gesänge 
schenkte. Er wollte mit ihnen helfen, 
Ketten zu sprengen – auch die des 
Marktes: »Gedichte entziehen sich 
den Marktgesetzen, sind verletzlich, 
zerbrechlich und wirken sich trotz-
dem aus«, war seine Überzeugung. 
Und in einem seiner hoffnungsvollsten 
Lieder verheißt er: »Der Unterschied 
zwischen dir und mir,/ er löst sich 
auf, wenn es tagt, wie Rauch./ Dann 
können wir die Ketten sammeln,/ die 
lange uns gedrückt,/ und damit unsre 
Kleider schmücken, dann ist Feiertag!« 
Diese Wirkung konnte er selbst nicht 
mehr erleben. Unger starb 80jährig 
im Februar 2018. Dass er uns diese 
Lyrik-Sammlung in ästhetisch anspre-
chender Ausstattung hinterlässt, wird 
Poesie-Freund*innen entzücken. Sie 
eignet sich auch bestens als Geschenk 
für solche.

Ariane Dettloff

Heinz Rudolf Unger: Die Freiheit des Vogels im 

Käfig zu singen. Politische Lyrik und kritische 

Lieder. mandelbaum Verlag, Wien 2018, 144 Sei-

ten, 19,99 Euro

ÖKOLOGIE DER ARBEIT

Seit zehn Jahren erscheint das Jahr-
buch Gute Arbeit. Für die gewerk-
schaftliche Diskussion ist es mittler-
weile ein eingeführtes Standardwerk. 
Der aktuelle Band wendet sich nun 
endlich den Themen Ökologie und 
Nachhaltigkeit zu und versucht damit 
eine gewerkschaftliche Neupositionie-
rung zum Thema Umweltschutz und 
Arbeit. Tenor ist ein notwendiger, 
nachhaltiger oder auch sozial-ökolo-
gischer Umbau der Gesellschaft. Dies 
wird von namhaften Wissenschaftlern 
und gewerkschaftlichen Praktikern 
für einzelne Branchen andiskutiert.

So entwickelt Lemb (IG Metall) in 
seinem Beitrag Perspektiven einer 
nachhaltigen Industriepolitik. Neben 
dem Umbau der Energiewirtschaft 
(Klopfleisch von ver.di) stehen Mobili-
tätskonzepte für die Zukunft (Wötzel, 
ver.di), aber auch ein Plädoyer für eine 
nachhaltige Ernährungswirtschaft, die 
gute Arbeit und gutes Essen verbinden 
soll (Rosenberger/Frerichs, NGG). Die 
Herausgeber Lothar Schröder, Mitglied 
des Bundesvorstands der Gewerk-
schaft ver.di. und Hans-Jürgen Urban, 
geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
der IG Metall, leisten selber spannende 
Beiträge zu diesem Sammelband, wenn 
Urban z.B. die Ökologie der Arbeit als 
offenes Feld für eine gewerkschaftliche 
Politik skizziert oder Schröder Zeit und 
Leistung als ökologische Steuerungsfak-
toren von guter Arbeit ins Spiel bringt.

Der Band verbindet auf sehr 
informative Weise, die Darstellung 
von gewerkschaftlichen Positionen 
mit betrieblichen Erfahrungen und 
wissenschaftlicher Expertise. In den 
Beiträgen besteht Einigkeit darüber, 
dass die Zeichen auf Transformation 
stehen. Denn die Krise von Klima-
wandel und Ressourcenvernutzung 
einerseits, dramatischer sozialer 
Ungleichheit und Prekarisierung 
andererseits, lässt kein »weiter so« 
zu. Die Modelle von Produktion und 
Konsumtion müssen auf den ökologi-
schen Prüfstand. Dabei geht es auch 
um sichere und nachhaltige Arbeits-
plätze. Es wird zugleich Zeit für eine 
gerechtere Verteilung von Einkom-
men und sozialen Lebenschancen, 
Zeit auch für gute Arbeit. Nicht nur 
die Gewerkschaften sind herausgefor-
dert, diese teilweise gegensätzlichen 
Interessenlagen offenzulegen und 
Prioritäten zu entwickeln. Mit dem 
vorgelegten Band gelingt ein erster 
Schritt in diese Richtung.

Die Zielgruppe dieses Jahrbuchs sind 
AkteurInnen aus dem gewerkschaftli-
chen Umfeld, seien es FunktionärInnen, 
WissenschaftlerInnen oder Betriebs-
rätInnen. Das Buch geht aber darü-
ber hinaus - und setzt auf praktische 
Veränderungen durch gesellschaftliches 
Engagement im Kontext von Betrieben 
und Branchen. Es enthält viele gute 
Argumente für eine ökologische Gestal-
tung und Veränderung der Arbeitswelt. 
Insofern ist das Buch ein nützlicher Leit-
faden für alle Beschäftigten, die sich an 
Ihrem Arbeitsplatz für eine nachhalti-
ge sozial-ökologische Gestaltung von 
Unternehmen, Branchen und Regionen 
engagieren.

Herbert Klemisch

Lothar Schröder /Hans-Jürgen Urban (Hg.): Gute 

Arbeit (Ausgabe 2018) Ökologie der Arbeit - Impul-

se für einen nachhaltigen Umbau, Bund-Verlag, 

Frankfurt 2018, 384 Seiten, ISBN 978-3-7663-

6634-4, 39,90 Euro

ERLEBNISSE EINES 
NORMALEN »68ERS«

Der 1942 geborene Autor schildert 
in diesem Buch autobiografisch seine 
Erlebnisse in den 1960er und begin-
nenden 1970er Jahren. Fiege wird 
in Kiel geboren, früh, mit bereits elf 
Jahren, stößt er zu den Pfadfindern, 
denen er auf verschiedene Art und 
Weise lebenslang verbunden bleibt. 
Seine berufliche Etablierung, bzw. 
sein Verhältnis zur Pfadfinderei und 
Jugendbewegung hat Fiege in einem 
eigenständigen Buch letztes Jahr 
bereits ausführlich beschrieben (vgl. 
die Besprechung in Contraste Juli/
August 2017).

Fiege zählt sich eher zum 
»Fußvolk« der Ereignisse rund um die 
»1968er«-Jahre. Er studiert von 1966 
bis 1970 Germanistik und Theater-
wissenschaft in Berlin und engagiert 
sich dort bezahlt und ehrenamtlich in 
der Jugendbildung, am Theater und 
auch an der Universität. Bereits 1969 
zieht er sich aber aus der »Studen-
tenbewegung« zurück, da ihn der 
Dogmatismus dort zu sehr stört. Er 
ist zwar Professorensohn - hat aber 
durch seine Jugend, durch Feri-
en- und andere Jobs und vor allem 
durch seine Bundeswehrzeit immer, 
so schreibt er, sehr viel Kontakt zu 
ArbeiterInnen gehabt. Vor diesem 
Hintergrund erscheint ihm vieles an 
der APO als weltfremd, worin ihn die 
Organisationsansätze der kommunis-
tischen Gruppen der 1970er Jahre 
später dann nur noch bestätigen. 
Fiege erzählt aber aus seiner Studi-
enzeit, von Kneipen, Demonstratio-
nen, Veranstaltungen und von seinen 
Erfahrungen mit selbstverwalteten 
Strukturen, wie etwa der »Kritischen 
Universität« oder linken pädagogi-
schen Zeitschriften, in deren Redakti-
onen er mitarbeitet, oder die er gleich 
mitgründet. Spannend zu lesen ist die 
ausführliche Schilderung seiner zwei 
Jahre andauernden Bundeswehrzeit 
ab April 1963. Hier beschreibt er den 
Irr- und Unsinn dieser militärischen 
Institution aus eigener Anschauung. 
Fast 30 Jahre später, 1991 erst, 
verweigert Fiege dann zusammen in 
einer öffentlichen Aktion (nachträg-
lich) den Kriegsdienst. 

Fiege bietet die Perspektive eines 
Indianers im bislang hauptsäch-
lich von Häuptlingen dominierten 
öffentlichen Gespräch über »1968«. 
Auffällig ist, dass sein Innenleben 
und vor allem das Thema Geschlech-
ter(-konflikte) gar nicht vorkommen. 
Irgendwann, bzw. relativ früh taucht 
dann, Zitat »seine Gerhild« auf, die 
dann seine Frau wird. Was z.B. Part-
nerschaft bedeutet, war ja in diesen 
Jahren zu Recht ein heiß diskutiertes 
Thema. Bei Fiege findet sich dazu: 
nichts. Das ist schade, denn obwohl 
das Buch ja ein persönliches ist, bleibt 
vieles irgendwie äußerlich. Fiege 
hat diesen Sommer unter dem Titel 
»Sprottenkiste« ein Buch über seine 
Jugend in Kiel 1945 bis 1966 veröf-
fentlicht. Es ist ebenfalls im AG SPAK 
Verlag erschienen.

Bernd Hüttner

Jürgen Fiege: Keine der stärksten der Parteien. 

Erlebnisse eines ganz normalen 68ers, Verlag AG 

SPAK, Neu-Ulm 2018, 182 Seiten, 14,50 Euro
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FERIEN IN SPANIEN

2-Frauen-Öko-Land La Molina in 
Andalusien..off-grid...heisst Euch 
gerne willkommen in Casitas oder 
Jurte. Auch Helferinnen. 
www.lamolina.tk

GESCHICHTE(N) BEWAHREN 
– EIN GENERATIONEN 

VERBINDENDES PROJEKT

Lebenserinnerungen als gebun-
denes Buch sind ein wunderbares 
Geschenk für Eltern oder Großeltern, 
Kinder oder Enkel. Contraste-Redak-
teurin Ariane Dettloff zeichnet sie 
auf, Grafikerin Anne Kaute gestaltet 
und illustriert; für Contratse-LeserIn-
nen gibt es 10% Preisnachlass.
www.werkstatt-fuer-memoiren.de
E-Mail: arianedettloff@ina-koeln.org
Tel.: (02 21) 31 57 83

ARBEITEN IM KOLLEKTIV

Tagespflege Kollektiv sucht Leu-
te für Hauswirtschaft, Pflege, 
Betreuung und Verwaltung. Wir 
versorgen dementiell erkrankte 
Menschen tagsüber. 
www.tagespflege-lossetal.de

GÖTTINGER MEDIENBÜRO

erstellt Druckvorlagen für Bro-
schüren, Kataloge, Flyer, CD-
Co-ver und Plakate, übernimmt 
Archiv-Recherchen, liefert Fotos, 
formuliert und redigiert Beiträge 
und Texte.
Anfragen an: contact@artinweb.
de, www.artinweb.de

IMPRESSUM

GENOSSENSCHAFT

Geschichte & Aktualität 
kooperativen Wirtschaftens
1. November 2018 bis 31. Janu-

ar 2019 (Hamburg)

Nach der Revolution 1918/19 erleb-
te die Genossenschaftsbewegung 
mit zahlreichen Neugründungen 
in der Weimarer Republik eine 
Blütezeit. Die genossenschaftliche 
Selbsthilfe bot für viele Probleme 
einen Lösungsansatz. Besonders 
erfolgreich waren die in großer Zahl 
gegründeten Baugenossenschaf-
ten, die die Versorgung mit Woh-
nungen verbesserten. Verstärkt 
durch die Finanzkrise 2007 hat die 
Diskussion über alternatives Wirt-
schaften neuen Aufschwung erhal-
ten und die Genossenschaftsidee 
als kooperative Wirtschaftsform 
erfreut sich wieder eines größeren 
gesellschaftlichen Interesses. Ob 
Energiegenossenschaft oder So-
zialgenossenschaft, die Bereiche, 
in denen Genossenschaften heute 
gegründet werden, sind vielfältig. 
Der Ansatz, das Lebensumfeld 
durch Selbstverantwortung und 
Selbstverwaltung solidarisch und 
kooperativ zu gestalten, ist heute 
aktueller denn je.
Ringvorlesung jeweils donners-
tags, 18 bis 20 Uhr.
Ort: Universität Hamburg, 
Edmund-Siemers-Allee 1
Info: 
www.historikergenossenschaft.de

Sozialgenossenschaften 
gründen

4. / 5. Februar 2019 (Heidelberg)

Die gemeinschaftliche Selbsthilfe 
in der Rechtsform der Genossen-

schaft erlebt aktuell eine Renais-
sance. Erst waren es die Energie-
genossenschaften mit über 1.000 
Neugründungen. Nun stoßen So
zial- und Seniorengenossenschaf-
ten auf ein kontinuierlich wachsen-
des Interesse. Leitfäden, Tagungen 
und zahlreiche Neugründungen 
sind die Folge. Erfreulicherweise 
gibt es auch vereinzelt finanzielle 
Unterstützung für innovative sozial
genossenschaftliche Konzepte.
Ort: Forum am Park, Poststr. 11, 
69115 Heidelberg
Info: https://www.akademiesued.
org/bildungsangebote/detail/
seminar/3330824/

BEWEGUNGSFORSCHUNG

»Der Kontext lokaler 
Proteste«

9. / 10. November (Berlin)

In der Regel bilden lokale Ereignis-
se und Missstände den Ausgangs-
punkt für Proteste und auch die 
Mobilisierung erfasst meistens nur 
einen begrenzten geographischen 
Raum einer Region, einer Stadt 
oder eines Stadtteils. Dementspre-
chend haben lokale Gelegenheits-
strukturen einen wesentlichen Ein-
fluss auf die Möglichkeit und den 
Verlauf vieler Proteste. Das unab-
hängige Institut für Protest- und Be-
wegungsforschung e.V. (IPB) ver-
anstaltet zu diesem Thema wieder 
eine Jahrestagung in Form eines 
Kongresses. Folgende Fragen ste-
hen im Fokus dieser Tagung: Wie 
beeinflussen lokale Ereignisse und 
Strukturen das Auftreten und die 
Dynamik von Protest? Welche Be-
ziehungen bestehen zwischen lo-
kalen und nicht-lokalen Protesten? 

Welche Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede bestehen zwischen 
lokalen Protesten an verschiede-
nen Orten und zu verschiedenen 
Zeitpunkten?
Ort: TU Berlin, Hardenbergstraße 
16-18, 10623 Berlin
Info: https://protestinstitut.eu/
event/ipb-jahrestagung-der-kon-
text-lokaler-proteste

ZUKUNFT

Erstes regionales Visions- 
und Netzwerktreffen

3. November, 11 bis 18 Uhr 
(Winnenden)

 
Nach zwei erfolgreich durchge-
führten Zukunftsmärkten mit »en-
keltauglichen« Projekten wollen 
sich Zukunfts-Gestalter*innen, Kli-
ma-Freund*innen und Transforma-
tionswillige treffen und gemeinsam 
die »Vision 2025« entwickeln. Mit-
gestalter*innen für ein friedvolles 
Morgen sind herzlich eingeladen.
Ort: Alte Kelter Winnenden, Pauli-
nenstr. 33, 
71364 Winnenden
Info: 
www.der-erderholungstag.de

KOMMUNIKATION

Kreativ im Konflikt
November 2018 – Juni 2019 

(Wendland)
 
Eine theaterpädagogische Fortbil-
dung in gewaltfreier Konfliktbear-
beitung, verteilt auf vier Module. 
Der Grundkurs eröffnet einen spie-
lerischen Zugang zu Konflikten und 
lässt neue Perspektiven und Hand-

lungsmöglichkeiten entstehen. Es 
kommen sowohl Techniken aus der 
gewaltfreien Konfliktbearbeitung 
und Konfliktanalyse als auch The-
atermethoden von Augusto Boal 
zur Anwendung.
7. bis 10. November, Modul 1: Wa-
rum ich? - Persönlicher Umgang 
und Erfahrungen mit Konflikten / 
Modelle der Konfliktbearbeitung
Ort: Yoga-Haus Ganesha in Kö-
nigshorst bei Wustrow (Wend-
land) 
Info: www.kurvewustrow.org/
was-wir-tun/trainings-und-semi-
nare/kreativ-im-konflikt/

LESUNG & GESPRÄCH

Camus – Sein Verständnis 
von Revolte

19. November, 18 Uhr (Göttingen)
 
Wie sich Gewaltkritik und Anarchis-
mus verbinden. Lou Marin stellt 
zunächst das Konzept der Revolte 
von Albert Camus vor, wie es in sei-
nem Hauptwerk »Der Mensch in der 
Revolte« dargelegt wird. Wie aber 
kam es dazu, dass Camus in seinen 
»Libertären Schriften« Anarchismus 
und Gewaltkritik zusammendachte? 
Dies hängt mit seinen Erfahrungen 
und persönlichen Begegnungen 
während der Zeit der Nazi-Besat-
zung in Frankreich zusammen. 
Diese einschneidende Erfahrung 
und einzelne Anarchist*innen, die 
seinen Weg kreuzten, veränderten 
Camus' Denken entscheidend.
Ort: Freie Altenarbeit Göttingen 
e. V., Am Goldgraben 14, 
37073 Göttingen
Info: http://freiealtenarbeitgoet-
tingen.de/cms/upload/Veranstal-
tungen/
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Ausgabe 8-9/18 u.a.: 
• Stefan Schoppengerd: »Was kommt nach den 

Fallpauschalen?« – Es bewegt sich was in der Pflege 
• Wolfgang Hien: »Bitte tief einatmen!« – Diesel-

motoremissionen und das Versagen der deutschen 
Arbeitsmedizin

• Adrian Wolf: »Operation gelungen« – Der Streik an 
den Unikliniken in Essen und Düsseldorf

• Sandra Stern: »Die Missstände sind strukturell und 
systematisch« – Interview mit Sónia Melo zur 
Ausbeutung von SaisonarbeiterInnen in Österreich

• Alexandra Bradbury: »Teamsters bei UPS gegen 
Zwei-Klassen-Tarif« – Im Hintergrund drückt 
Amazon 

• Tian Miao: »Neue Allianzen« – Die Repression 
gegen ArbeiterInnen und Studierende in China 
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